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Gemeinderath. 
Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 

der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 

17. Zuli 1896 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 

Joſef Strobach und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Karl 
Lueger. 


Vürgermeiſter Strobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Fochler entſchuldigt ſein Aus⸗ 
bleiben von den Plenarſitzungen während der Dauer ſeiner Kraukheit. 

2. Herr Gem.⸗Rath Dr. Pommer erſucht um einen Urlaub 
vom 16. Juli bis 16. September. 

Wer mit der Ertheilung dieſes Urlaubes einverſtanden iſt, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Herr Gem.⸗-Rath Tomanek erſucht ebenfalls um einen 
Urlaub vom 15. Juli bis 15. September. 

Wer mit der Ertheilung dieſes Urlaubes einverſtanden iſt, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Herr Gem.⸗Rath Migl erſucht um einen Urlaub vom 
15. Juli bis 10. September. 

Wer damit einverſtanden iſt, den bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Richter erſucht krankheitshalber um 
einen Urlaub in der Dauer von ſechs Wochen. 

Wer mit der Ertheilung des Urlaubes einverſtanden iſt, wolle 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ferner wurde Herrn Gem.⸗Rath Braun ein Urlaub vom 
14. bis 31. Juli, Herrn Gem. Rath Sebaſtian Grünbeck ein 
Urlaub vom 14. bis 31. Juli und Herrn Gem.⸗Rath Stiaß ny 
‚ein Urlaub in der Dauer von vier Wochen bewilligt. 


3. Frau Juliana Weiner hat anläſslich des Ablebens ihres 
Gatten, des Wiener Bürgers und Buchdruckereibeſitzers Herrn 
Jakob Weiner, für die Armen Wiens ohne Unterſchied der Con⸗ 
feſſion nach meinem Ermeſſen einen Betrag von 500 fl. geſpendet. 


4. Die verſtorbene Frau Ida Weber v. Wienheim hat 
einen Betrag von 1000 fl. legiert mit der Beſtimmung, die Zinſen 
alljährlich zur Bekleidung armer Schulkinder in Hietzing zu ver⸗ 
wenden. 

Den Spendern wird der Dauk aus geſprochen. 


5. Die verſtorbene Frau Auna Holzinger hat dem Wiener 
allgemeinen Verſorgungsfonde einen Betrag von 20.000 fl. teſta⸗ 
mentariſch vermacht und einen weiteren Betrag von 30.000 fl. 
für eine Stiftung legiert, deſſen Zinſen an dürftige unterſtützungs⸗ 
würdige Kleingewerbetreibende im Wiener Polizeirayon in Beträgen 
von je 200 fl. vertheilt werden ſollen. 

Die Verſammlung drückt für dieſe Spende den 
Dank durch Erheben von den Sitzen aus. 

(Die Verſammlung erhebt ſich.) 


6. Herr Dr. Pokorny hat mir den von dem verſtorbenen 
Herrn Kellermann zur Vertheilung für gemeinnützige und 
wohlthätige Zwecke legierten Betrag von 50.000 fl. übergeben. 
(Beifall.) 

Die Verſammlung drückt den Dauk durch Erheben 
von den Sitzen aus. 

(Die Verſammlung erhebt ſich.) 

7. Herr Nikolaus Dum ba hat zur Errichtung eines Deutſch— 
meiſter⸗Jubiläumsdenkmales den Betrag von 1000 fl. geſpendet. 
(Beifall.) 

Die Verſammlung drückt dem Spender ebenfalls 
den Dank durch Erheben von den Sitzen aus. 

(Die Verſammlung erhebt ſich.) 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zur Verleſung 
zu bringen. 
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Schriftführer Gem.-Rath Schuh (liest): 

8. Petition des Vorſtehers des VII. Wiener Gemeinde⸗ 
bezirkes Neubau um Erwirkung quartalsweiſer Vorſchreibung der 
landesfürſtlichen Erwerbſteuer. Die Petition hat nachſtehenden 
Wortlaut: f 


Löblicher Gemeinderath! 


Der Bezirksausſchuſs Neubau hat ſich in der am 8. Juli d. J. ſtatt⸗ 
gehabten öffentlichen Sitzung dem vom Bezirksausſchuſſe Favoriten am 21. Juni 
einſtimmig gefassten Beſchluſſe, an einen löblichen Gemeinderath der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien das dringende Erſuchen zu ſtellen, der— 
ſelbe wolle an competenter Stelle geneigteſt dahin wirken, daf3 in die Durch— 
führungsvorſchriften zu den neuen Steuergeſetzen eine Beſtimmung aufgenommen 
werde, wonach die Erwerbſteuervorſchreibung quartalsweiſe zu erfolgen habe, 
mit Stimmeneinhelligkeit angeſchloſſen. 


Eine Petition gleichen Inhaltes von dem Herrn Bezirks— 
vorſteher Schindler aus dem X. Bezirke. 
nachſtehenden Wortlaut: 


Es iſt eine der drückendſten Härten der gegenwärtig geltenden Erwerbs— 
ſteuervorſchriften, dafs die Steuervorſchreibungen nur nach Semeſtern, d. i. 
halbjährig, vorgenommen werden, indem durch dieſen Vorgang jene Gewerbe— 
treibenden, welche kurz vor Ablauf eines Semeſters, alſo Ende Juni oder 
Ende December, ein Gewerbe anmelden, ſowie auch diejenigen, welche durch 
miſsliche Verhältniſſe gezwungen find, ihr Gewerbe kurz nach dem Beginne 
eines Semeſters aufzugeben, die ganze halbjährige Steuer entrichten müſſen; 
mehr tritt aber dieſe Härte dann zutage, wenn ein Gewerbe am Ende eines 
Semeſters ange meldet und zu Beginn des nächſten Semeſters aus irgend— 
einem Grunde — Todesfall ꝛc. — wieder zurückgelegt werden mußs, da in dieſem 
Falle oft nur für einige Tage des Gewerbsbetriebes eine ganzjährige Steuer 
zu entrichten iſt. — Nachdem nun die neue Steuerreform im Zuge iſt, ſo hat 
der Bezirksausſchuſs Favoriten in feiner am 24. Juni d. J. ſtattgehabten 
öffentlichen Sitzung einhellig den Beſchlußs gefasst, an einen löblichen Gemeinde. 
rath der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien das dringende Erſuchen 
zu ſtellen, derſelbe wolle an competenter Stelle geneigteſt dahin wirken, dajs 
in den diesbezüglichen Durchführungsvorſchriften zu den Steuergeſetzen eine 
Beſtimmung aufgenommen werde, wonach die Erwerbsſteuervorſchreibungen 
quartalweiſe, d. i. vierteljährlich, zu erfolgen haben. 


9. Eine Petition des Brigittenauer Wählerclubs, über— 
reicht durch Herrn Gem.-Rath Müller, bezüglich Creierung 
einer ſelbſtändigen Armenraths⸗Section in der Brigittenau. Die 
Petition hat nachſtehenden Wortlaut: 


Der jetzige II. Bezirk iſt (wenn man das gedeihliche Wirken des Armen— 
rathsweſens ins Auge faſst) für eine einzige Leitung im Bezirke ein zu großes, 
geradezu unbeherrſchbares Gebiet; darin liegt die Urſache der meiſten und 
größten Mängel der Leopoldſtädter Armenpflege. 

Die eine Kanzlei iſt nicht imſtande, ihre Arbeit zu bewältigen, infolge 
deſſen Verſchleppung der Agenden bis ins Unendliche, und dauert oft die 
Erledigung einer Pfründe ein halbes Jahr und darüber. Woher? Die Menge 
der Einläufe iſt übergroß und dazu die Zahl der Armen (über 100 täglich), 
die in der Kanzlei erſcheinen, um die Beſtätigung von Mittelloſigkeitszengniſſen, 
Geſuchen aller Art, beſonders aber Auskünfte der verſchiedenſten Art in 
ſchwierigen Fällen zu erbitten. 

Naturgemäß fertigt der überbürdete Beamte die Petenten ſo oberflächlich 
als möglich ab oder er weist ſie unwiderruflich an ihren Armenrath zurück, 
von dem ſie geſchickt wurden. Es ergibt ſich ſomit, daſs eine einzige Armen— 
rathskanzlei in der Leopoldſtadt den Anforderungen eines ſo großen Bezirkes 
nicht genügt und kann nur dadurch geholfen werden, daſs das Armenweſen 
des II. Bezirkes in zwei ſelbſtändige Armenraths-Sectionen aufgelöst werde. 
Und welcher Theil der Leopoldſtadt iſt vor allem berufen, die Lostrennung für 
ſich zu fordern? 

Die Brigittenau. 

Denn die Brigittenan hat bei 60.000 Einwohner und zählt im II. Be- 
zirke leider die meiſten und ärmſten der Armen; den Armen aber thut beſonders 
raſche und ausgiebige Hilfe noth. Beides iſt durch das jetzige einzige Leopold— 
ſtädter Armeninſtitut unerreichbar. 

Mit Bezug auf raſche Hilfe: 

Ein Armer der Brigittenau benöthigt ein Armutszeugnis; hiezu braucht 
er die Unterſchrift des Armeninſtituts-Obmannes; bis er dieſe erhält (bei der 
großen Zahl ſolcher Fälle), vergeht ein halber Tag. Daran ſchließen ſich noch 
andere Gänge an, jo daſs der Arme oft einen ganzen Tag verziehen muſs, 
9 0 das nothwendig gebrauchte Zeugnis zur gänzlichen Rechtskraft ge— 

racht hat. 

Ein halber, eventuell ganzer damit zugebrachter Tag — gewiſßs für 
einen armen Menſchen ein großer Zeitverluſt — eine noch größere Ver— 
zögerung. 

Iſt es doch hiedurch vorgekommen, dass in der Brigittenau die Be— 
ſtattung einer Gratisleiche nicht zur rechten Zeit vollzogen werden konnte. 
Ebenſo iſt jeder hochbetagte Brigittenauer Pfründer bemüſſigt, ſich einen Boten 
zu bezahlen, der ihm am Ende des Monates ſeine 3 oder 4 Gulden aus der 
entlegenen Kanzlei holt, da die Zahl und die Gebrechen ſeiner Jahre dem 
weiten Wege nicht gewachſen ſind, noch weniger aber den Beſchwerden eines 


Die Petition hat 
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ſtundenlangen Wartens im Auszahlungslocale; oft reicht die Menge der Warten- 
den bis auf dem Karmeliterplatz hinaus. 

Der Weg zur Leopoldſtädter Armenkanzlei iſt alſo im Hinblicke auf die 
„raſche Hilfe“, welche allein in vielen Fällen nur „Hilfe“ genannt werden 
kann, für die Brigittenauer Armen zu weit. 

Die Brigittenau wird, man kann es offen ſagen, in Armenſachen ſehr 
ſtiefmütterlich behandelt. 

Armengelder werden der Brigittenau in verhältnismäßig zu geringem 
Grade zugewendet. 

Zum Beiſpiel: In der Leopoldſtadt gibt es manchen Armenrath, der in 
ſeinem Sprengel faſt keinen Bedürftigen hat; dieſem wird derſelbe Betrag aus 
einem Armenvermächtniſſe zugewendet zum Austheilen au die Armen, wie den 
einzelnen Brigittenauer Armenräthen, deren jeder einzelne 50 bis 100 (ja noch 
mehr) unter ſeiner Obſorge hat. 

Ahnliches geſchieht mit der Vertheilung von Holz, Kohlen- und Brot— 
ſpenden; dieſe Gaben mußs ſich der Arme zum öfteren erſt aus der inneren 
Leopoldſtadt holen. 

Hiebei kommt es außerdem noch vor, daßs Brigittenauer Arme bei der 
Austheilungsſtelle mit dem Bemerken abgewieſen werden: „alles ſei bereits 


vertheilt“. 


Alle dieſe angeführten Gründe, welche ins zehnfache erweitert werden 
könnten, beweiſen, daſs die Brigittenau einer eigenen ſelbſtändigen Armen— 
ſection dringendſt bedürftig iſt. 


10. Eine Petition der Ständebeſitzer der Markthalle in der 


Zedlitzgaſſe. Die Petition hat nachſtehenden Wortlaut: 

Überzeugt, daſs dieſes Geſuch dem gegenwärtig ohnehin mit Arbeit über- 
häuften löblichen Gemeinderathe nicht willkommen erſcheint, wagen es dennoch 
die ergebeuſt gefertigten Parteien der Detail-Markthalle I., Zedlitzgaſſe, eine 
Bitte vorzutragen, welche wir bereits an die Herren Bürgermeiſter Dr. Prix 
und Dr. Grübl ſowohl mündlich als ſchriftlich richteten, doch aber, ſo gerecht— 
fertigt dieſe auch erſchienen, leider ohne den gewünſchten Erfolg zu haben, auf 
vorderhand unausführbar verwieſen wurden. 

Wir bitten daher den löblichen Gemeinderath, uns endlich zu berück— 
ſichtigen, wiſſen wir doch, daſs wir an eine Gemeindevertretung uns zu wenden 
in der angenehmen Lage find, welche nicht bloß im Jutereſſe des Großcapitals 
wirkt, ſondern auch das des kleinen Gewerbes vertritt, und nicht, wie früher, 
bloß für Semiten protegierend handelt, ſondern welche in unſerem chriſtlichen 
Wien die chriſtliche Bevölkerung zu ſchützen und zu vertreten ſucht. 

Wir bringen dieſes Geſuch gewiſs nicht vor. um zu behelligen, ſondern 
es zwingt uns die eiſerue Nothwendigkeit hiezu; wir fühlen uns an der 
Grenze des bürgerlichen Lebens, da der ganz undefinierbar ſchlechte Geſchäfts— 
gang in feinem Erträgniſſe uns verbietet, auch nur das Nothwendigſte, ſei es 
nun Nahrung, Kleidung oder Unterkunft, auf ehrlichem Wege genügend zu 
beſchaffen. 

Wir haben uns erlaubt, zwei Beilagen einzulegen, welche Nr. 1 an das 
löbliche magiſtratiſche Vezirksamt gerichtet ward, doch ohne Beſcheid blieb; 
ebenſo Nr. 2, welche an Herrn Bürgermeiſter Dr. Grübl gerichtet wurde 
und welche wir ihm gelegentlich einer Audienz behufs unſerer Bitten perſönlich 
überreichten, die aber leider ‚ebenjo erfolglos war. 

Wir wenden uns nun bittend an den löblichen Gemeinderath, ſowohl 
von benannten Beilagen, als auch von dieſem Geſuche den ausgedehnteſten 
Gebrauch zu machen, eingehend darüber zu berathen, oder wir bitten um die 
Erlaubnis, eine Deputation abſenden zu dürfen, welche mündliche Aufklärung 
zu geben jederzeit in der Lage ſein wird, da jede der Parteien der Detail— 
Markthalle in der obwohl nicht angenehmen Lage iſt, genügenden Aufſchluſs 
über die weſentlichen Urſachen unſeres geſchäftlichen Niederganges geben zu 
können. 

Wir trauen und bauen auf die Hilfe des gegenwärtigen Gemeinderathes 
und hängen an demſelben gleichwie an unſerer Religion, und wüſsten bei 
abermaligem abſchlägigen Beſcheide uns keinen anderen Ausweg, als die bekannte 
Milde und große Gerechtigkeitsliebe unſeres allverehrten Monarchen zu bean— 
ſpruchen. 

Dafs es nun nicht dazu kommen wird, wird uns unſer gewißs gerechtes 
Vertrauen zu dem gegenwärtigen Gemeinderathe lehren. 


* 


Löblicher Magiſtrat! 

Die ergebenſt gefertigten Fleiſchhauer- und Selchermeiſter wagen es, 
einem löblichen Magiſtrate die gewijS gerechtfertigte Bitte um Herabſetzung 
des Zellenzinſes in der Detail-Markthalle I., Zedlitzgaſſe, von 10 fl. auf 
je 7 fl. 50 kr. per Zelle und Monat, welch letzterer Betrag auch in allen 
anderen Hallen der Stadt Wien bezahlt wird, vorzutragen. 

Warum gerade in benannter Halle ein größerer Zinsbetrag gefordert 
wird, erſcheint uns umſo unerklärlicher, als doch erwieſenermaßen der Ge— 
ſchäftsgang in derſelben der ſchlechteſte aller Wiener Markthallen iſt, und bitten 
wir, Erhebungen an Ort und Stelle zu wiederholtenmalen veranlaſſen zu 
wollen, und wir find überzeugt, dass ein löblicher Magiſtrat dieſes Erſuchen 
gewiſs unſerer Bitte gemäß erledigen wird. 

Sollte es uns geſtattet ſein, den wahrhaft flauen Geſchäftsgang zu be— 
gründen, ſo dürften in erſter Linie die etwa 80 leeren und nicht vermietbaren 
Zellen dafür ſprechen, und weiter die unmittelbare Nähe der En gros-Markt— 
halle, welche mit ihrer enormen Concurrenz von uns nicht zu überſehen, am 
allerwenigſten aber zu verdrängen iſt. 

Leider dürfen wir nicht unerwähnt laſſen, dafs unſere Markthalle von 
Seite des löblichen Magiſtrates gegenüber der Großmarkthalle geradezu ſtief— 
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mütterlich behandelt wird, ja es ſcheint uns faſt, als ob es darauf abgeſehen 
1115 dieſe mit ſo großer Technik erbaute Halle auf das Ausſterbeetat zu 
ſetzen. 

So hat gegenwärtig der Wiener Magiſtrat am Fleiſchmarkte ganz neue 
Zellen für den Fleiſchverkauf geſchaffen, welche mit allen Annehmlichkeiten für 
den Detailverkauf ausgerüſtet ſind, wodurch den Verkäufern nicht die geringſten 
Errichtungskoſten erwachſen, und dieſe 5m? großen Zellen für eine monatliche 
Gebür von 6 fl. den Parteien überlaſſen. 

Wie ſollen wir es alſo anftellen, um uns mit dieſer jo bevorzugten 
Halle zu paralliſieren? Wir wiſſen uns nicht zu helfen: wir ſtellen die beſt⸗ 
möglichſte Ware am Markte, welche mit jeder Stadtgeſchäftsware concurrieren 
kann, ſind freundlich und höflich mit unſeren Kunden, tragen dieſe förmlich 
auf den Händen und können doch nichts erreichen. 

Freilich iſt auch die unglückliche Lage der Markthalle ein Hauptfactum 
der Schuld am ſo ſchlechten Geſchäftsgange. So iſt dieſe umgeben vom Stadt⸗ 
parke, der k. k. Franz Joſefskaſerne, dem Dominicanerkloſter, der k. k. 
Poſt, der k. k. Tabak⸗Hauptniederlage, dem k. k. Taxamte, der k. k. Staats⸗ 
ſchuldeneaſſa, dem Franciscanerkloſter, der k. k. Staatsdruckerei und der 
Gartenbaugeſellſchaft. Wo alſo ſollen für unſere Waren Käufer herkommen, 
wenn wir ſolche Nachbarſchaft haben? 

Und fo ließe ſich noch manches anführen, aber wird find überzeugt, dajs 
dies mehr als genug Gründe ſind, um unſere Bitten gerecht erſcheinen zu 
laſſen. Wir wollen dem löblichen Magiſtrate nicht mit Vorführung aller De— 
tails zur Laſt fallen, doch die dringende Bitte um Genehmigung deſſen unter— 
0 5 welche wir eingangs dieſes Geſuches uns ergebenſt anzuführen er— 
aubten. 

Indem wir dem Gedanken Raum geben, dafs ein löblicher Magiſtrat 
dieſe unſere gewiss nicht ungerechtfertigte Bitte genehmige, unterzeichnen ſich 
im vollſten Vertrauen und der Treue redlicher Staatsbürger 

(Folgen die Unterſchriften.) 
*. 


Euer Hochwohlgeboren! 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Die unterthänigſt gefertigten Fleiſchhauer- und Selchermeiſter wagen es 
als Deputierte der im I. Bezirke, Zedlitzhalle, fungierenden Geſchäftscollegen 
vor dem Herrn Bürgermeiſter zu erſcheinen, um eine gewiſs gerechtfertigte 
Bitte, welche bereits zu Beginn des Monates April 1894 als Geſuch im magi⸗ 
ſtratiſchen Bezirksamte für den I. und VIII. Bezirk eingereicht wurde, aber 
bisher unerledigt blieb, mündlich vorzutragen. 

Wir fühlen uns nämlich ſeit Jahren von Seite des löblichen Magiſtrates 
wahrhaft ſtiefmütterlich behandelt, denn ohne Rückſicht für unſere Markthalle 
wird die in unmittelbarer Nähe ſich befindende En gros-Markthalle mit 
allen nur erdenklichen Vergrößerungen und Bequemlichkeiten verſehen, werden 
Reclamen über Reclamen von Seite der Journale ins Publicum geſtreut, ja 
es wird dieſe Halle von den höchſten Perſönlichkeiten mit Beſuchen beehrt, 
während unſere Halle trotz allen unſeren Bitten ſowohl von Seite des 
Publicums als auch von Seite competenter Perſonen, welch letztere allenfalls 
die Macht hätten, uns unſere Exiſtenz zu erleichtern oder doch in die Lage ver— 
ſetzen können, dieſe behalten zu können, gemieden wird. | 

Es iſt gewiss ein ſicherer Beweis des Niederganges, dem wir in unſerer 
Halle ausgeſetzt find, wenn wir erwähnen, dass gegenwärtig etwa 80 Zellen 
unbeſetzt ſind und dieſe Zahl von Jahr zu Jahr ſich vergrößert. In unſerer 
Halle herrſcht eine Ode, wie ſie in keiner Halle Wiens zu finden iſt, und gegen 
dieſe iſt mit den uns zu Gebote ſtehenden Mitteln leider nicht anzukämpfen, 
was wir uns auch zu thun beſtreben. 

Demzufolge bitten wir unterthänigſt, beiliegendes Geſuch, welches eine 
Abſchrift des eingangs Erwähnten iſt, zu berückſichtigen, und wolle der hoch⸗ 
geehrte Herr Bürgermeiſter der Reichshauptſtadt Wien unſere Markthalle mit 
ſeinem Beſuche beehren, um ſelbſt an Ort und Stelle die Überzeugung zu ge⸗ 
winnen, dass wir weder zu viel geſagt haben, noch etwas Unbilliges verlangen. 

Sollte es uns jedoch geſtattet ſein, in Beziehung auf eine Verbeſſerung 
des Geſchäftsganges in unſerer Markthalle einen Vorſchlag machen zu dürfen, 
fo würden wir um die Auflaſſung des Hohen Marktes und Eintheilung des- 
ſelben in unſerer Halle, ſowie Verlegung des Marktes auf der Freyung, welche 
ja auch der löbliche Magiſtrat längſt plant, unterthänigſt bitten. 

Wohl erſcheint der erſtgenannte Markt als zu groß, um Unterkunft in 
unſerer Markthalle zu finden, doch laſſen ſich auch dieſe Schwierigkeiten be⸗ 
ſeitigen, da hier um 30 Zellen mehr geſchaffen werden können, und zudem, 
wie dies einſt bei Eintheilung des Franciscanerplatzes und des Neuen Marktes 
(1871 und 1872) der Fall ward, welch beide Märkte gleichfalls nicht unbedeutend 
waren, überſiedelten kaum die Hälfte der dortigen Geſchäftsleute. 

Indem wir nun vor dem hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter unſere 
Bitten unterthäuigſt mündlich wiederholen, welche ſich auf Herabſetzung des 
Zellenzinſes von 10 fl. auf 7 fl. 50 kr. per Zelle und Monat bei Fleiſchhauer 
und Selcher, die ja für dieſelben den höchſten Platzzins zu entrichten haben, 
und Verlegung der Märkte aus der inneren Stadt beziehen, zeichnen wir 
ergebenſt mit aller Hochachtung u. ſ. w. 


11. Eine Petition des Gabelsberger Stenographen⸗Central⸗ 
vereines in Wien, eingebracht durch Herrn Gem.-Rath Dr. Porzer. 
Die Petition hat nachſtehenden Wortlaut: en 

In der Sitzung des hochlöblichen Gemeinderathes vom 10. d. M. wurde 
ſeitens zweier hiefiger Stenographenvereine, welche das Syſtem Faulmann 
vertreten, eine Petition überreicht, in welcher darum gebeten wird, auch Faul⸗ 
maun'ſchen Stenographen den Eintritt in das gemeinderäthliche Stenographen- 
bureau zu ermöglichen. 
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Der ergebenſt gefertigte Verein, welchem ſeit ſeinem nunmehr 47jährigen 
Beſtande die Pflege und Verbreitung der Gabelsberger'ſchen Stenographie zu— 
fällt, erachtet ſich im Intereſſe der Gabelsberger'ſchen Sache, ſpeciell aber im 
Intereſſe des praktiſchen Dienſtes im communalen Stenographenbureau für 
a auf jene Eingabe mit einer ſachgemäßen Gegenäußerung zu er— 
widern. 

Die erwähnte Petition zeigt durch ihren ganzen Inhalt, dafs fie von 
Männern ausgeht, welche mit den Einrichtungen eines ſtenographiſchen Bureaus 
und mit dem Weſen des praktiſchen Dienſtes ſich vertraut zu machen niemals 
in der Lage waren, ſie geht aber auch darauf aus, den Anſchein zu erwecken, 
als ob unter allgemeinen Geſichtspunkten jemandem ein ſchweres Unrecht da⸗ 
durch geſchähe, daſs gegenwärtig die Aufnahme in das communale Stenographen⸗ 
bureau nur Gabelsberger'ſchen Stenographen möglich iſt, und als ob that 
ſächlich die Zahl der Männer, welche das ſogenannte Faulmann 'ſche Syſtem 
cultivieren und ſich zu einer praktiſchen ſtenographiſchen Dienſtleiſtung eignen 
könnten, eine ſolche wäre, daſs auf fie bei der Bildung eines ſtenographiſchen 
Bureaus irgendwie reflectiert werden könnte. 

Was zunächſt die Vorausſetzungen betrifft, unter denen ein praktiſches Steno— 
graphenbureau gebildet werden kann und unter denen das Bureau ſeiner Dienſt⸗ 
leiſtung exact obliegen kann, ſo iſt es in allen Fachkreiſen — und dieſen gehören 
die Verfaſſer jener Eingabe entſchieden nicht an — unter allen praktiſchen Steno⸗ 
graphen längſt eine ausgemachte Sache, dafs es bei einem jeden ſtenographiſchen 
Bureau erforderlich iſt, daſs alle Mitglieder desſelben ſich des gleichen Syſtems 
bedienen. Es iſt dies auch für den Laien fo ſehr einleuchtend, dass es weiterer 
Begründung gar nicht erforderlich, insbeſondere iſt aber die Einheitlichkeit des 
Syſtems die unentbehrliche Vorausſetzung für einen geregelten Dienſt in 
ſolchen Bureaus, in welchen — wie im Wiener communalen Stenographenbureau 
nach dem Muſter des reichsräthlichen Stenographenbureaus — die Inſtitution 
der „Reviſoren“ eingeführt iſt, d. h. ſolcher Stenographen, die zum Zwecke 
der Controle und der Unterſtützung des „Stenographen“ gleichzeitig mit dieſem 
ſchreiben. Der „Stenograph“, an den in Rückſicht auf Leiſtungsfähigkeit be⸗ 
deutend geringere Anforderungen geſtellt werden, muſßs in der Lage fein, das 
Stenogramm des Reviſors, der gleichzeitig mit ihm einen beſtimmten Theil 
der Verhandlung aufgenommen hat, zu leſen. Nun wechſelt aber während der 
Thätigkeit eines Stenographen, d. h. während ſeiner wiederkehrenden Aufnahmen, 
der Reviſor, fo dafs er abwechſelnd das Stenogramm des einen und des 
anderen Reviſors zur eventuellen Unterſtützung ſeiner eigenen Aufnahme zur 
Hand hat. Wenn alſo in einem ſolchen Bureau das Princip der Syſtemeinheit 
fallen gelaſſen wird, ſo müſsten unbedingt, wenn der Dienſt vollſtändig tadel⸗ 
los verrichtet werden ſoll, ſämmtliche Mitglieder des Bureaus aller in dem⸗ 
ſelben vertretenen Syſteme kundig ſein, und zwar in einem ſo hohen Maße, 
dafs fie es in allen dieſen Syſtemen zur praktiſchen Vollkommenheit gebracht 
haben; denn bei der Aufnahme von Debatten handelt es ſich nicht darum, 
kalligraphiſche Zierſchriften, ſondern in der Hitze der Debatte aufgenommene 
Stenogramme leſen zu können. Stenographen aber, welche es in zwei oder 
mehreren Syſtemen zu einer ſo großen praktiſchen Vollkommenheit gebracht 
haben, gibt es nirgends und hat es noch nirgends gegeben, und die Durch— 
führung eines ſolchen für einen praktiſchen Stenographen geradezu ungehener— 
lichen Planes iſt von vornherein gänzlich ausgeſchloſſen. 

Die gegneriſche Eingabe macht es ſich mit dieſem ausſchlaggebenden 
Punkte der Frage außerordentlich leicht und beweist damit nicht nur, daßs 
ihre Verfaſſer das Weſen des Dienſtes in einem praktiſchen Bureau nicht 
kennen, ſondern dafs ſie ſich nicht einmal die Mühe genommen haben, ſich bei 
Leuten, welche dieſe Kenntniſſe beſitzen, gehörig zu informieren, ehe ſie an eine 
ſo hervorragende Stelle, wie an den hochlöblichen Gemeinderath, mit ihrem 
Anſinnen heranutraten. 

Es iſt allerdings richtig, das — wie die beſagte Eingabe erwähnt — 
in den Stenographenbureaux des ungariſchen Reichstages und des deutſchen 
Reichstages die Syſtemeinheit nicht beſteht. Allein daraus kann doch unmöglich 
die Folgerung gezogen werden, daſs dort, wo dieſer vom Standpunkte des 
ſtenographiſchen Praktikers — möge er welchem Syſteme immer huldigen — 
einzig und allein ideale Zuſtand der Syſtemeinheit glücklicherweiſe beſteht, 
derſelbe leichtfertigerweiſe zum größten Schaden für den Dienſt aufgegeben 
werden ſolle, nur damit eine oder zwei Perſonen eine Anſtellung erlangen 
können. 

Gerade die beiden genannten Staaten beweiſen übrigens auf das aller- 
deutlichſte — und dasſelbe gilt auch für Frankreich — daſs man zur Syſtem⸗ 
verſchiedenheit in einem ſteuographiſchen Bureau nur dann ſchreitet, wenn man 
dazu unbedingt genöthigt iſt. Im Deutſchen Reiche und in Ungarn hatte, ehe 
es zur Bildung der ſtenographiſchen Bureaur kam, durch die ſchrankenloſe 
Concurrenz der Stenographie⸗Syſteme und infolge des Umſtandes, daßs die 
Regierungen es zum Theile verabſäumt hatten, ſich rechtzeitig für ein be⸗ 
ſtimmtes Syſtem zu entſcheiden, die Syſtemzerſplitterung einen ſo hohen Grad 
erreicht, dafs man bei Bildung der ſtenographiſchen Bureaux auf die am 
ſtärkſten verbreiteten Syſteme Rückſicht zu nehmen genöthigt war. Dies waren 
in Ungarn die Syſteme von Gabelsberger⸗Markovicz und von Stolze-Fenyveſſy, 
und im Deutſchen Reiche die von Gabelsberger und Stolze. Was ſpeciell das 
Deutſche Reich betrifft, ſo iſt zu bemerken, daſs die Regierungen in Baiern 
und Sachſen ſchon viele Decennien vor der Gründung des neuen Deutſchen 
Reiches ſich für das Gabelsberger'ſche Syſtem als das amtlich allein zuläſſige 
entſchieden hatten, während in Norddeutſchland eine ſolche Stellungnahme 
ſeitens der Regierung nicht ſtattfand und das Syſtem des Berliners Stolze, 
das durch eine Reihe von Decennien ohne jedwede Concurrenz geblieben war, 
ſich am ſtärkſten verbreitete. Als es nun zur Bildung des Stenographen— 


bureaus für den neu conſtituierten deutſchen Reichstag im Jahre 1871 kam, 
wurde, um dieſen Verhältniſſen Rechnung zu tragen, den Syſtemen von 
Gabelsberger und Stolze die Parität eingeräumt, um damit Norden und 
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Süden in gleicher Weiſe zu berückſichtigen. Anders aber ftehen die Dinge in 
den Königreichen Baiern und Sachſen. Hier hatte ſich das Gabelsberger'ſche 
Syſtem die Stellung als das amtlich allein zuläſſige auch ferner behauptet, 
und ſo wird in dieſen beiden Ländern geradeſo wie in unſerem Vaterlande 
das Gabelsberger'ſche Syſtem allein in den ſtenographiſchen Bureaux ange- 
wendet, und iſt einem jeden Stenographen anderen Syſtems der Zutritt ver- 
ſchloſſen. Die allgemeinen ſtenographiſchen Verhältniſſe liegen in Oſterreich 
geradeſo wie in Baiern und Sachſen. Auch bei uns hat ſich die Regierung 
ſchon vor Decennien für das Gabelsberger'ſche Syſtem als das im Schul- 
unterrichte ausſchließlich zuläſſige erklärt und ſie hat damit für die Anwendung 
der Stenographie überhaupt einen großen Vortheil errungen: den der Schrift- 
einheit, durch den es möglich wird, dafs alle jene, welche die Stenographie 
in der Schule erlernt haben, ihre Schrift auch gegenſeitig zu leſen vermögen. 
Die Gabelsberger'ſche Stenographie hat infolgedeſſen in ganz Oſterreich eine 
ganz außerordentlich große Verbreitung gefunden, neben welcher die Ver⸗ 
breitung der Faulmann'ſchen Schrift, die nur in einigen Orten von Privat— 
vereinen gepflegt wird, gar nicht genannt zu werden beanſpruchen darf. Mit 
dieſen Verhältniſſen hängt es auch zuſammen, dafs man die Schrifteinheit in 
Oſterreich, wie überhaupt ſo auch in den Stenographenbureaux, feſtzuhalten 
in der Lage war, ja dafs nicht einmal der Anlaſs je vorlag, an irgendetwas 
anderes zu denken, da es bisher noch nicht erwieſen werden konnte, dafs auch 
nur ein einziger Vertreter der Faulmann'ſchen Stenographie jenen An— 
forderungen gewachſen iſt, die an ein Mitglied eines Stenographenbureaus 
geſtellt werden müſſen. Der ergebenſt gefertigte Verein ſtellt es einem hoch— 
löblichen Gemeinderathe anheim, ſich in dieſer Beziehung eine erwünſchte 
Aufklärung zu verſchaffen. Aber ſelbſt für den Fall, daßs es ſolche Faul— 
mann'ſche Stenographen gäbe, ſo wäre damit noch immer nicht jenes früher 
begründete Bedenken rückſichtlich des geordneten Dienſtes in einem fteno- 
graphiſchen Bureau behoben. 

Es darf aber auch nicht unerwähnt bleiben, daſs die in der gegnerischen 
Eingabe angeführten Verhältniſſe im deutſchen und im ungariſchen Reichsrathe 
den Dienſt thatſächlich ganz beſonders erſchweren. Vor allem iſt zu bemerken, 
daſs es im Stenographenbureau des deutſchen Reichstages keine „Reviſoren“ 
gibt, ſondern daſs immer je zwei Stenographen vollkommen ſelbſtändig zu 
gleicher Zeit aufzunehmen haben. Die Syſtemverſchiedenheit macht es nun 
nothwendig, immer zwei Stenographen, die dasſelbe Syſtem anwenden, 
zuſammenſchreiben zu laſſen. Dass dies den Dienſt außerordentlich behindert, 
liegt auf der Hand. Es braucht nur irgendeine Störung, zum Beiſpiel die 
Abweſenheit eines oder mehrerer Mitglieder des Bureaus, welche das eine 
Syſtem anwenden, einzutreten, um die ganze Ordnung über den Haufen zu 
werfen und die ſo überaus wertvolle Einrichtung des gleichzeitigen Zuſammen— 
wirkens zweier Stenographen illuſoriſch zu machen. Im ungariſchen Reichs— 
rathe, deſſen Stenographenbureau allerdings die Inſtitution der Reviſoren 
kennt, macht ſich die Unhaltbarkeit des durch die Syſtemverſchiedenheit be— 
gründeten Zuſtandes immer mehr und mehr fühlbar, denn thatſächlich können 
die Stenographen, welche mit einem Reviſor eines anderen Syſtems gleich— 
zeitig aufgenommen haben, die Schrift des letzteren nicht leſen und ſind auf 
mündliche Anfragen angewieſen, wenn ſie einer Aufklärung über irgendeine 
Stelle der Aufnahme bedürfen. Welche unliebſame Störung ſolche Dinge in 
einem ſtenographiſchen Bureau zur Folge haben, in welchem mit großer Ge— 
ſchwindigkeit und Promptheit und in vollſter Ruhe gearbeitet werden mußs, 
iſt für jeden klar, der jemals in der Lage war, in den Dienſt eines Steno— 
graphenbureaus Einblick zu nehmen, was den Verfaſſern der Faulmann'ſchen 
Petition bisher allerdings noch nicht gegönnt war. 

Wenn man ſchließlich noch erwägt, welches denn die thatſächlichen 
Leiſtungen der ſtenographiſchen Praktiker in den verſchiedenen Bureaux ſind, 
jo iſt vor allem das eine ganz ſicher, dass die öſterreichiſchen Stenographen— 
bureaur — wie im ganzen In- und Auslande anerkannt wird — thatſächlich 
das denkbar Vorzüglichſte leiſten, was überhaupt geleiſtet werden kann, dafs 
fie mit einer Raſchheit und Verläſslichkeit arbeiten wie kein anderes Steno— 
graphenbureau des Auslandes, und dafs insbeſondere die Leiſtungen des deutſchen 
Reichstagsbureaus ſich mit dieſen Leiſtungen nicht zu meſſen vermögen. Vor 
zwei Jahren veröffentlichte der Schriftſteller C. Kronsbein in Wiesbaden 
ein Werk unter dem Titel: „Parlament und Stenographie“, in dem eine größere 
Anzahl von Ausſprüchen hervorragender Politiker und Staatsmänner über 
die Stenographie, insbeſondere auch über die Dienſtleiſtung der ſtenographiſchen 
Bureaux enthalten iſt. Während nun mehrere reichsdeutſche Parlamentarier in der 
Sache ſich ziemlich ungünſtig äußern und insbeſondere einer derſelben ſich über 
ſeine Erfahrungen mit den ſtenographiſchen Aufnahmen im deutſchen Reichstage 
bitter beklagt, urtheilt der einzige in dieſem Sammelwerke genannte Dfter- 
reicher, der erſte Vice-Bürgermeiſter der Stadt Wien, Herr Reichsraths— 
Abgeordneter Dr. Karl Lueger, über feine Erfahrungen in den öſterreichiſchen 
Steno graphenbureaux folgendermaßen: „Nie habe ich Urſache gehabt, mich über 
die Stenographen zu beklagen; der beſte Beweis dafür, welches Vertrauen ich 
den Steuographen entgegenbringe, liegt wohl darin, daſs ich im Gegenſatze 
zu allen meinen Collegen, die Überſetzungen zaus dem Stenogramme nur in den 
ſeltenſten Fällen durchſehe.“ 

Mit allgemeinen Schlagworten, wie: Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre 
iſt frei, oder mit dem von der gleichen Berechtigung der Staatsbürger u. ſ. w. 
hat die Frage, wie man ein ſtenographiſches Bureau am beſten einrichtet, nicht 
das geringſte zu thun. Es gilt hier dasſelbe wie bei jeder anderen Dienſt— 
leiſtung, wie bei jedem anderen Bureau. Es beſtehen ganz beſtimmte An- 
forderungen, denen im gegebenen Falle genügt werden mufS, als unentbehr— 
liche Vorausſetzungen der Auſtellung, und eine ſolche unentbehrliche Voraus— 
ſetzung für die Anfnahme in ein Stenographenbureau, mit dem man den Dienſt 
in der beſtmöglichen und glatteſten Weiſe abwickeln will, liegt in der Forderung 
der Schrifteinheit. Es iſt übrigens nicht einzuſehen, warum jemand, der ſich 
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für den ſtenographiſch⸗praktiſchen Dienſt qualificieren will, ſich gerade darauf 
verlegen ſoll, eine Kurzſchrift zu lernen, welche die weitaus geringer verbreitete 
iſt, welche ihre praktiſche Leiſtungsfähigkeit in authentiſcher Weiſe bisher noch 
nirgends erwieſen hat, welche von amtswegen im Schulunterrichte nicht zuge— 
laſſen iſt, und welche eben auch für die Stenographenbureaux amtlich nicht 
zugelaſſen wird, weil ja in denfelben ſeit Decennien das weitaus am ſtärkſten 
unter allen verbreitete Syſtem Gabelsberger, das überall die glänzendſten 
Proben ſeiner Leiſtungsfähigkeit geliefert hat, angewendet wird. Wer praktiſcher 
Stenograph werden will, der muſs eben dasjenige Syſtem erlernen, deſſen 
Anwendung vor allem die Rückſicht des Dienſtes erheiſcht. Wer aber um einer 
Liebhaberei willen dies nicht thun will, der muſs auch auf die Aufnahme in 
ein ſolches ſtenographiſches Bureau verzichten; jedenfalls hat ſich der Einzelne 
den Bedürfniſſen der Allgemeinheit, den Anforderungen der von den maß— 
gebenden Factoren ins Leben gerufenen Inſtitutionen unterzuordnen, nicht 
aber umgekehrt. Wer den Bedingungen für die Erlangung eines beſtimmten 
Amtes nicht entſpricht, verwirkt von vornherein das Anrecht auf dasſelbe, 
ohne deshalb zu einem Staatsbürger „zweiter Claſſe“ zu werden, jeder 
Staatsbürger, und zwar ausnahmslos, wäre auf dieſe Art ein Staatsbürger 
2., 3., 4. oder 100. Claſſe, da ihm ſtets eine große Anzahl von Amtern und 
Stellen wegen des Mangels der erforderlichen Qualification unzugänglich 
bleiben muſßs. 

Der ergebenſt gefertigte Verein ſtellt ſomit die ergebene Bitte, auf das 
in der erwähnten Eingabe geſtellte Petitum nicht eingehen zu wollen, er 
würde es jedoch ſelbſt wünſchen, dafs durch eine von Seite der hochlöblichen 
Gemeindevertretung veranſtaltete Prüfung thatſächlich der Nachweis erbracht 
werde, daſs die Faulmann'ſchen Stenographen nicht in der Lage find, ein den 
berechtigten Anforderungen eines exacten Dienſtes entſprechendes Bureau zu 
bilden. Zu dieſem Behufe wird der ergebene Vorſchlag gemacht, der hochlöb— 
liche Gemeinderath wolle die Vereine, von denen jene Eingabe ausgeht, zur 
Namhaftmachung ſolcher Faulmann'ſchen Stenographen auffordern, die ſich als 
geeignete praktiſche Stenographen anſehen, und es wolle mit dieſen eine 
Prüfung vorgenommen werden, wie fie mit den Aſpiranten auf Steno— 
graphen- und Reviſorenſtellen im communalen Stenographenbureau nach der 
Bureauinſtruction vorgenommen werden mußs, d. i. die Aufnahme eines 
Dictates mit der Geſchwindigkeit von 160, beziehungsweiſe 130 Worten in der 
Minute durch 10 Minuten, und darauffolgende Übertragung. Die Prüfung 
wäre durch eine von Seite des hochlöblichen Gemeinderaths-Präſidiums einge- 
ſetzte Commiſſion vorzunehmen, welcher neben Vertretern des Präſidiums 
und des Gemeinderathes auch der Leiter des communalen, der Vorſtand des 
reichsräthlichen Stenographenbureaus und der Vorſitzende der Wiener Prüfungs- 
commiſſion für das Lehramt der Stenographie, Herr Landesſchulinſpector 
Dr. Karl Ferdinand Kummer, als Fachverſtändige zuzuziehen wären. 

Es zeichuet mit dem Ausdrucke geziemender vollſter Verehrung und 
Ergebenheit 

Für den Gabelsberger Stenographen-Centralverein in Wien: 
Karl Tertſch, Dr. A. Altmann, 
Vorſtand⸗Stellvertreter. Schriftführer. 


Schriftführer Gem.-Rath Värtl (liest): 

12. Interpellation des Gem.-Nathes Profdek : 

Der Bezirksausſchuſs vom XV. Bezirke, Fünfhaus, hatte im Monate 
Mai eine Deputation, beſtehend aus dem Bezirksvorſteher und noch zwei Mit⸗ 
gliedern des Bezirksausſchuſſes, zum Herrn Bezirkshauptmann Hans v. Friebeis 
wegen mehrmaliger Beſpritzung der Schönbrunnerſtraße und des Mariahilfer- 
gürtels eutſendet. Es wurden auch ſchon zwei Anträge in derſelben Angelegen- 
heit im Gemeinderathe vorigen Monat eingebracht und bis heute iſt noch nichts 
geſchehen, obwohl es gerade in dieſem Bezirke dringend nothweudig iſt, da 
durch den Bau der Gürtelbahn ſich ein ſolcher Staub entwickelt, daſs es den 
Bewohnern dieſer Straßen, hauptſächlich den Geſchäftsleuten nicht möglich iſt, 
die Fenſter oder Thüren offen zu halten. 

Unerklärlich iſt es mir, warum das öftere Beſpritzen dieſer Straßen 
gerade im XV. Bezirke vom Magiſtrate aus nicht bewilligt wurde, obwohl 
die Schönbrunnerſtraße im XIV. Bezirke ſchon ſeit vorigem Monate öfter 
beſpritzt wird, trotzdem dort keine Stadtbahnbauten vorgenommen werden. 
| Ich ſtelle daher die dringende Bitte an den hochverehrten Herrn Bürger— 
meiſter, 

er möge veranlaſſen, daſs dieſes gerechte Begehren der Be— 
wohner dieſes Bezirkes aus Geſundheits- und ſanitären Rückſichten 
ſchnellſtens durchgeführt wer de, und ſpreche zugleich den Wunſch 
aus, fernerhin ſolche Augelegenheiten zur ſchnelleren Durchführung 
den Bezirksvorſtehern zu überlaſſen. | 

Vürgermeiſter: Ich werde dieſer Angelegenheit meine Auf- 
merkſamkeit zuwenden und die Sache zur Erledigung bringen. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Anträge zur Ver— 
leſung zu bringen. 

Schriftführer Cem.-Nath Närtl (liest): 

13. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Stern und Genoſſen: 

Von dem zu Zwecken der Ergänzung der Hochquellenleitung im Jahre 
1894 emittierten 35⸗Millionen⸗Kronen⸗Anleihen befanden ſich laut Hauptvor⸗ 


anſchlages pro 1896 zu Anfang dieſes Jahres noch Obligationen nominal per 
10,282.500 K unbegeben im Beſitze der Gemeinde, wovon aber allerdings 
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mehrere Beträge ſeither ausgegeben und dem obgedachten Zwecke zugeführt 
wurden, und letzthin auch ein Betrag per 646.000 K nominal zum Courſe 
von 100 dem Bürgerſpitalfonde behufs Fructificierung feiner disponiblen Bar— 
beſtände überlaſſen worden iſt. | 

Seit 1894 und namentlich in letzterer Zeit ift jedoch auf dem öffentlichen 
Geldmarkte eine Anderung des Zinsfußes für fundierte Werte eingetreten. 

So — um nur Einiges hervorzuheben, iſt dermal der Cours der 
3 ½ percentigen böhmiſchen Hypothekenbank, der 3 ½ percentigen oberöſterreichiſchen 
Hypothekenbank, der 3½ percentigen ungariſchen Bodencredit-Obligationen 
zwiſchen 93 und 94, ein Cours, welcher einer circa 3. 7percentigen Verzinſung 
entſpricht. Auch von der u.⸗6. Landeshypothekenbank werden 3 percentige 
Pfandbriefe ausgegeben, und die Regierung bereitet ein Inveſtitions-Anlehen 
von 100 Millionen Gulden vor zur 3½percentigen Verzinſung. 

In Preußen werden 3 percentige Pfandbriefe in percentige convertiert. 
Und thatſächlich hat der Durchſchnitiscours des oberwähnten Apercentigen 
Wiener Kronen⸗Anleihens den Cours von 100 — wenn auch nur um ein 
Geringes — überſchritten. 

Unter ſolchen Umſtänden erſcheint daher derzeit die fernere Ausgabe von 
noch unbegebenen Obligationen des Apercentigen Wiener Kronen-Aulehens als 
die Finanzen der Gemeinde ſchädigend. 1 1 

Sie erſcheint aber auch in hohem Grade präjndicierlich, da behufs Über— 
nahme der öffentlichen Beleuchtung in ſtädtiſche Regie vorausſichtlich in nächſter 
Zeit die Gemeinde mit einem neuen Anleihen an den öffentlichen Geldmarkt 
herantreten wird. 

Es wird demnach der Antrag geſtellt: 


Die Ausgabe der noch unbegebenen Obligationen des 4per— 
centigen 35-Millionen-Kronen⸗Anleihens werde ſiſtiert und es ſeien 
behufs Umwandlung derſelben in 3 ½percentige, beziehungsweiſe 
behufs Erwirkung der geſetzlichen Begünſtigungen für die letzteren 
die erforderlichen Schritte einzuleiten. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Närtl (liest): 

14. Antrag des Gem.-Nathes Lehofer: 

Der Gemeinderath hat am 4. Juni 1893 den Beſchluſs gefasst, die 
Straßenſäuberung in Regie der Commune zu übernehmen. 

Die in Conſequenz dieſes Beſchluſſes feitens des früheren Gemeinderaths— 
Präſidiums getroffenen Verfügungen blieben jedoch auf die Straßenſäuberung 
des I. Bezirkes beſchräukt. 

Die Reinigung der Straßen und Plätze in den übrigen 18 Bezirken, 
ſowie die Abfuhr der Abfälle blieb eine nichts weniger als rationelle. 

Ein anderer wichtiger Factor von ökonomiſcher Bedeutung wurde bisher 
theilweiſe oder gänzlich außeracht gelaſſen, nämlich die Verwertung der Abfall⸗ 
ſtoffe des Straßen- und Hauskehrichts. 

Nach den ſtatiſtiſchen Tabellen des Magiſtrates wird von circa 30.500 
Häuſern jährlich der Hauskehricht geſammelt und abgeführt. 

Nimmt man den durchſchnittlichen Jahreswert der in dem Hauskehrichte 
enthaltenen Abfallsſtoffe, als: Glasbruch, Papier, Knochen, Eiſen, Zinn und 
Zinkmetalle, Kupfer, Hadern, Wolle ꝛc. ꝛc., bloß mit 1 fl. 50 kr. per Haus 
au, ſo ergibt dies ſchon die reſpeetable Ziffer von 45.000 fl., und es erübrigt 
noch der Kehrichtſtaub, ſowie viele andere vegetabiliſche und animaliſche Abfälle 
für Compoſtierungszwecke. 

Bezüglich der Verwertung der letzteren erlaube ich mir, auf eine Eingabe, 
datiert: London, 18. Mai 1884, zur Zahl 354081 ex 1884, meinerſeits zu 
verweiſen. 

Nach eingezogenen Erkundigungen wird der in den Straßen des II. Be⸗ 
zirkes auf Rechnung der Commune geſammelte Pferdemiſt ſammt Straßen⸗ 
ſtaub mittels Wagen nach der Brigittenau verführt, der Frächter mit 80 kr. 
per Fuhr entlohnt. Dieſe Fuhr wird aber loco Brigittenau bereits mit 4 bis 
6 fl. von den Grundbeſitzern der Umgebung gerne gekauft. Ebenſo erwieſen iſt 
es, dafs die Transport⸗Geſellſchaft zur Zeit der durch fie beſorgten Reinigung 
und Abfuhr des Kehrichts im J. Bezirke allein eine Reineinnahme von 
14.000 fl. pro Jahr erzielte. 

Ebenſo läſst die Schneeſäuberung und Abfuhr vieles zu wünſchen übrig. 

Angeſichts dieſer Straßen- und Hauskehrichts⸗, ſowie Schneeſäuberungs⸗ 
zuſtände ſtellen die Gefertigten in Rückſicht des eingangs erwähnten Gemeinde— 
raths-Beſchluſſes vom 4. Juni 1893 den Antrag: 


1. Es ſei die Straßenreinigung, die Abfuhr des Straßen- 
und Hauskehrichts, ſowie die rationelle Verwertung desſelben, 
endlich die Schneeſäuberung nach Thunlichkeit in eigener Regie 
auf ſämmtliche Bezirke auszudehnen und hiefür ein eigenes Straßen⸗ 
amt zu errichten. 

2. Zu dieſem Zwecke ſei ein Comité von 19 Mitgliedern 
des Gemeinderathes zu wählen, welches ſich mit der Ausarbeitung 
eines diesbezüglichen Organiſations-Statutes zu befaſſen und 
hierüber eheſtens Vorſchläge an den Stadtrath, reſpective den 
Gemeinderath zu erſtatten hätte. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.-RNath Hartl (liest): 

15. Antrag des Gem.-Nathes Rauer und Genoſſen: 

Die Bezirksvertretung des XIII. Bezirkes hat an den früheren Stadtrath 
wiederholt die Bitte gerichtet, es ſeien für die Linzerſtraße im XIII. Bezirke 
Verkehrsmittel, deren dieſe Straße vollkommen entbehrt, zu ſchaffen. 

Auch wurden Petitionen von den Bewohnern in obigem Sinne 
überreicht. n 

Es hat zwar vor einigen Monaten die Oſterreichiſche Omnibus⸗Geſell⸗ 
ſchaft die Geneigtheit ausgeſprochen, einen Omnibusverkehr in der Linzerſtraße 
einzuführen, jedoch ſcheint dies nur ein Project zu bleiben, da bis heute nichts 
in dieſer Angelegenheit geſchehen iſt. 

Eine eigentliche Abhilfe für die triſten Verkehrsverhältniſſe in dieſer 
Straße könnte nur dann eintreten, wenn daſelbſt ein Tramwayverkehr von 
der Tramway remiſe Rudolfsheim durch die Linzerſtraße bis nach Baumgarten 
geſchaffen würde. | 

Die Gefertigten ftellen daher folgenden Antrag: 

Der Herr Bürgermeiſter wird gebeten: 

1. wegen Herſtellung einer Tramwayverbindung von der 
Remiſe Rudolfsheim über die Linzerſtraße nach Baumgarten mit 
der Wiener Tramwah-Geſellſchaft; 

2. wegen Einführung eines Omnibusverkehres in der Richtung 
Linzerſtraße-—Innere Stadt und umgekehrt, mit der Oſterreichiſchen 
Omnibus⸗Geſellſchaft als auch mit der Wiener General Omnibus— 
Company Verhandlungen einzuleiten; 

3. zu dieſen Verhandlungen wären die Gemeinderäthe des 
XIII., XIV. und XV. Bezirkes beizuziehen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem. -Rath Rärtl: Antrag des Gem. 
Nathes Sauerborn: 

Gem.-Nath Sauerborn: Ich bitte, vielleicht den Antrag 
ganz zu verleſen. 

Mürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Sauerborn beautragt, 
daſs der Antrag ganz verleſen wird. Ich bitte diejenigen Herren, 
welche einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Schriftführer Gem. Rath Värtk verliest vollinhaltlich 
nachſtehenden Antrag: 

16. Antrag des Gem.-Nathes Sauerborn: 

Schon ſeit Jahren habe ich im Gemeinderathe Anträge und Anfragen 
betreffs der Eröffnung der Erlachgaſſe im X. Bezirke geſtellt. Die Noth- 
wendigkeit, dieſe lange, vollſtändig ausgebaute Gaſſe in die Laxenburgerſtraße 
zu eröffnen, wurde auch vom früheren Gemeinderathe anerkannt und auch 
einmal der Beſchluſs gefafst, mit der Tramway-Geſellſchaft wegen Eröffnung 
der Gaſſe in Unterhandlung zu treten. | 

Dieſem Gemeinderaths-Beſchluſſe ſcheint es wie jo vielen aus jener Zeit 
ergangen zu fein, er wurde einfach nicht ausgeführt. — Die Eröffnung dieſer 
Gaſſe iſt aber eine Lebensfrage der dortigen Hausbeſitzer und Gewerbe— 
treibenden, dass fie nicht länger hinausgeſchoben werden kann. Die Tramway⸗ 
Geſellſchaft wird ſich ja doch endlich den öffentlichen Verkehrsrückſichten fügen 
müſſen. 

Ich erlaube mir daher neuerdings den Autrag zu ſtellen: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen und den geehrten 
Herrn Bürgermeiſter ermächtigen, ſofort alle jene Unterhandlungen 
einzuleiten, welche die Eröffnung der Erlachgaſſe ermöglichen. 

Würgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Närtl (liest): 


17. Antrag des Gem.-RNathes Schrabauer: 

Der Gefertigte beantragt, 

daſs bei Herſtellung von geräuſchloſem Pflaſter nicht mehr 
das Asphalt der The Neuchatel Asphalte Company limited, auch, 
wo es thunlich iſt, kein Holzſtöckelpflaſter, ſondern Metallic⸗ 
pflaſter in Verwendung kommen ſoll. 


Nachſtehende Gründe veranlaſſen den Unterzeichueten zu vorſtehendem 
Antrage: N 

Erſtens ſteht der derzeitige Gemeinderath auf dem wirtſchaftlichen Stand- 
punkte und es iſt daher ſeine Pflicht, die Ausgaben nach jeder Richtung zu 
reducieren; nachdem aber das Pflaſter der The Neuchatel Asphalte Company 
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limited per Meter 7 fl. 50 kr., Hingegen das Metallicpflaſter mit dreijähriger 
Garantie nur 4 fl. koſtet, ſo würde eine Erſparnis von 3 fl. 50 kr. per Meter 
eintreten. ö N a 

Zweitens iſt das Asphalt der The Neuchatel Asphalte Company limited 
für die Pferdebeſitzer Wiens eines der gefährlichſten. Pflaſter und tauſende von 
Pferdebeſitzern haben bereits in ihrem Eigenthum Schaden erlitten, dajs die 
Pferde auf dieſem Pflaſter zum Sturze kamen und die Beine brachen. Weiters 
werden die Gewölbeinhaber, die ihre Localitäten in mit dieſem Pflaſter be— 
belegten Straßen haben, dadurch ſchwer geſchädigt, indem durch das noth— 
wendige Beſtreuen mit Sand eine enorme Staubenlwicklung ſtattfindet, die die 
Waren ruiniert. Auch in ſanitärer Beziehung muſs darauf hingewieſen werden, 
daſs das Metallicpflafter vorzuziehen iſt, da jede Staubentwicklung bei Feucht⸗ 
haltung dieſes Pflaſters gänzlich vermieden werden kann, und eine ſolche Feucht⸗ 
haltung iſt dennoch für die Pferde nicht gefährlich, da infolge der Rauheit 
des Metalliepflaſters das Stürzen verhindert wird Bi 

Drittens find jene Steuerzahler getwifs zu berückſichtigen, die durch das 
Asphaltpflaſter der The Neuchatel Asphalte Company limited zu Schaden 
kommen. 


Bürgermeifler: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Wärkl (liest): 
18. Antrag des Gem.-Nathes Hallmann und Gen oſſen: 


Die Untere Bräuhausgaſſe im V. Bezirke iſt in ihrer geplanten Länge 
von der Grohgaſſe bis zur Gürtelſtraße bei der Grohgaſſe, Ramperſtorffergaſſe, 
Spengergaſſe und Reinprechtsdorferſtraße durch Gartengründe unterbrochen. 

Die Numerierung der Häuſer beginnt daher ſchon bei der Grohgaſſe, ſo 
daßs für einen Unkundigen ihr Aufſuchen mit viel Zeitverluſt verbunden iſt. 

Die Gefertigten ſtellen den Antrag: l | 


Es möge mit den Beſitzern dieſer Gartengründe in Unter- 
handlungen getreten werden, damit endlich die ununterbrochene 
Gaſſe hergeſtellt werde. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. N 

Wir ſchreiten zur Erledigung der Tagesordnung. Zum Re— 
ferate Herr College Hörmann. | 


19. Referent Gem.-Rath Hörmann: Zahl 5596. Die 
k. k. priv. Schützencompagnie St. Pölten ladet den löblichen Ge— 
meinderath zu dem am 19. d. M. ſtattfindenden VIII. n.⸗ö. 
Landesſchießen aus Anlaſs des 200 jährigen Beſtandes der heutigen 
Schießſtätte und des 400 jährigen Beſtandes des Vereines höflichſt 
ein und bittet den löblichen Gemeinderath, einen Ehrenpreis 
für den Gabentempel zu ſpenden. Der Stadtrath ſtellt den Antrag, 
es ſei der genannten Schützengeſellſchaft ein Ehrenpreis von 
200 Kronen in Gold durch den Gem.-Rath Rißaweg zu 
überreichen, und ich bitte um Ihre Genehmigung. 
Bürgermeifter: Wünſcht jemand von den Herren das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich, über den Antrag 
des Referenten abzuſtimmen, und ich bitte jene Herren, welche mit 
dieſem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Der k. k. priv. Schützencompagnie St. Pölten 
wird ein Unterſtützungsbeitrag von 200 Kronen in 
Gold als untheilbarer Ehrenpreis der Stadt Wien 
anläſslich des im Juli d. J. ftattfindenden VIII. n.-d. 
Landesſchießens in St. Pölten bewilligt und dieſe Aus— 
lage auf den Reſervefond verwieſen. 


20. Referent Gem.-Rath Hörmann: Zahl 4729, betreffend 
die Renovierung des Gemeindehauſes im IX. Bezirke, Währinger⸗ 
ſtraße 43. Es ſollen die Hauptfagade wie auch der Hof und 
die Gaſſenſeiten gefärbelt und verputzt werden, ſowie die Anſtreicher— 
arbeiten an den Fenſtern von außen und an den Thüren, die Ar— 
beiten an den Fußböden, die Erneuerung der Dacheindeckung und 
die übrigen Profeſſioniſtenarbeiten ſtattfinden. Hiezu iſt ein Betrag 
von 2424 fl. 93 kr. erforderlich. | | 

Nachdem aber der Fond ſchon erſchöpft iſt, muſs ein Zu⸗ 
ſchuſscredit in derſelben Höhe erwirkt werden. 
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Der Stadtrath ſtellt daher den Antrag, es möge ein Zufchufs- 
credit in der Höhe des Koſtenbetrages per 2424 fl. 93 kr. zur 
Rubrik XII 4 erwirkt werden. 

Mürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bringe ich den Antrag des Referenten 
zur Abſtimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche für denſelben 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Bewilligung eines Zuſchuſscredites von 2424 fl. 93 kr. 

zur Rubrik XII 4 d anlässlich Renovierungs- und 
Dacheindeckungsarbeiten im Gemeindehauſe IX., 
Währingerſtraße 43. 


Nürgermeiſter: Ich bitte Herrn Gem.-Rath Dr. Ma y⸗ 
reder zum Referate. Ich möchte mir erlauben, anzufragen: 
Es handelt ſich nämlich um das Detailproject für die Regu— 
lierung des Wienfluſſes in der Strecke vom Schikanederſtege bis 
zum Donaucanale. Die Anträge wurden Ihnen, wie ich glaube, 
erſt geſtern übermittelt. Es iſt aber dringend nothwendig, dafs 
die Angelegenheit verhandelt wird, und zwar aus dem Grunde, weil 
die Verkehrsanlagen⸗-Commiſſion dann bis zum Herbſte nicht mehr 
tagt, und weil der Herr Baudirector, der aus Geſundheitsrückſichten 
einen ſechswöchentlichen Urlaub antritt, doch bei dem Referate 
anweſend ſein ſollte. Wenn alſo einer der Herren gegen die 
Verhandlung des Gegenſtandes eine Einwendung erhebt, fo müjsten 
wir ſelbe für die nächſte Sitzung belaſſen. (Nach einer Pauſe:) 
Es iſt dies nicht der Fall, ich bitte daher den Herrn Collegen 
Dr. Mayreder, das Referat zu erſtatten. 


21. Nefereut Gem.-Rath Dr. Mayreder: Meine hoch— 
geehrten Herren! Ich habe die Ehre, zur Zahl 5201, das iſt zu 
jenem Theile der Wienflufsregulierung zu berichten, der von dem 
Schikanederſtege bis zur Ausmündung des Donaucanales den 
eigentlichen Abſchluſs derjenigen Arbeiten bildet, welche bereits be— 
gonnen und vollkommen feſtgeſtellt worden ſind. Das vorliegende 
Detailproject wurde' bereits im vorigen Jahre vom Stadtbau— 
amte vorgelegt und am 9. Jänner 1896 durch den ſeiner— 
zeitigen Bezirkshauptmann v. Friebeis genehmigt ſammt den 
Anderungen, welche ſich namentlich auf diejenige Strecke der Ein— 


wölbung beziehen, die jetzt vom Schikanederſtege bis zur Tegett— 
hoffbrücke geplant iſt — die urſprüngliche Einwölbung war ledig— 


lich zwiſchen der Eliſabethbrücke und der Schwarzenbergbrücke vor— 
geſehen — während Sie im vorliegenden Elaborate gemäß Ge— 
meinderaths⸗Beſchluſſes vom 3. März 1893 dieſe damals auf 
500 m bemeſſene Strecke auf 1100 m ausgedehnt finden. 
Am 7. Februar d. J. wurde das vorliegende Detailproject 
durch die Verkehrscommiſſion angenommen, und am 5. Mai 
d. J. durch die Bezirkshauptmannſchaft Hietzing in waſſer— 
rechtlicher Bez iehung genehmigt. Heute geht die Frage ledig— 
lich auf die Vergebung der Arbeiten, während das ganze Project 
meritoriſch bereits feſtgeſtellt erſcheint. Wenn ſich das vorliegende 
Elaborat wenigſtens in einigen wenigen Punkten mit dem 
Meritum befaſst, ſo geſchieht es deshalb, weil die derzeitige Stadt— 
vertretung glaubt, eine ſo wichtige Angelegenheit, wie die vor— 
liegende, nicht ohne neuerliche Prüfung durch diejenigen Organe 
und Functionäre vorübergehen zu laſſen, welche jetzt in der Ver— 
waltung der Gemeinde maßgebend ſind. Dennoch war der jetzige 
Stadtrath in Bezug auf viele techniſche Fragen ſoweit in einer 
Zwangslage, dafs an eine weſentliche Anderung nicht mehr ge— 
dacht werden konnte, weil in verwaltungstechniſcher Hinſicht weit— 
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gehende Anderungen ſo große Schwierigkeiten hervorgerufen hätten, 
daſs ich Ihnen das vorliegende Project infolgedeſſen beinahe un— 
verändert zur Annahme empfehlen mußs. 


In der Strecke, die Ihnen heute vorliegt, nämlich vom 
Schikanederſtege, bis zum Donaucanale, geht die Wienflufsregulierung 


faſt durchaus, nämlich bis zur Karolinenbrücke, parallel mit der 


Stadtbahn, und ſtehen dieſe beiden Arbeiten demnach in vollſtändigem 
Zuſammenhange, jo daſs die Arbeitsvergebung beider Arbeits— 
kategorien unter einem wird erfolgen müſſen. Dementſprechend hat 
die Verkehrscommiſſion bereits mit der Gemeinde Wien ein 
Übereinkommen getroffen, demzufolge die Gemeinde Wien noe. der 
Verkehrscommiſſion auch die Arbeiten der Stadtbahn vom Schikaneder— 
ſtege bis zum Hauptzollamte übernehmen wird und wie ſcho nunlängſt 
anläſslich des Referates über die Stadtbahnlinie, nämlich bezüglich 
der Wienthallinie vom Schikanederſtege bis zum Hauptzollamte 
berichtet wurde, iſt in dieſem Übereinkommen mit der Verkehrs— 
commiſſion ausgemacht, dass für die gemeinſam von beiden Unter— 
nehmungen zu benützende Trennungsmauer der Gemeinde für die 
Herſtellung derſelben eine Entſchädigung von 193 fl. 60 kr. per 
Currentmeter rückerſtattet wird. Es entſpricht dies den Präliminarien 
des Vertrages vom 5. Jänner 1895, welche durch das Übereinkommen 
vom 31. December 1895 zum definitiven Vertrage geworden ſind. 


Die vorliegenden Koſtenanſchläge, ſowie die angeſetzten Preiſe 
ſind in Übereinſtimmung mit der Generaldirection verfaſst worden 
und hat ſich die letztere lediglich eine Art Controlrecht über die 
Ausführungen der Stadtbahn vorbehalten, welches allerdings ziemlich 
weitgehender Natur iſt, jo dajs unſere techniſchen Organe gewijs 
eine große Mühewaltung aufzuwenden haben werden, um allen 
dieſen Anforderungen zu entſprechen. Im Intereſſe einer gemein- 
ſchaftlichen Action und einer möglichſt raſchen Abwickelung dieſer 
hochwichtigen Arbeiten erſchien es aber geboten, auf dieſe Abmachung 
einzugehen. Was die vorliegenden Arbeiten anbelangt, ſo iſt die 
Koſtenſumme für dieſelben wohl die höchſte, die im letzten Jahre 
votiert wurde. Es betragen nämlich die Erd- und Mauerungsarbeiten 
in dieſem Bauloſe die Summe von 3, 402.457 fl., während die 
Vergebung der hydrauliſchen Bindemittel 865.702 fl. ausmacht. 
Die Geſammtſumme beträgt alſo 4, 268.159 fl. Hiezu kommen noch 
die Arbeiten, welche hiemit noch nicht vergeben werden ſollen, 
nämlich zur Beſchaffung des nöthigen Bruchſteines, der vielleicht 
gerade durch dieſe Arbeiten zu einem Preiſe kommen ſollte, daſs 
es ſich rentieren würde, die Bruchſteine aus Mauthauſen oder 
anderen Gegenden beizuſtellen, Baggerſchotter aus der Donau, 
wenn die nothwendigen Schottermaſſen aus dem Wienthalbette 
allein nicht zu beſchaffen ſein ſollten. 


Ferner wird Altmateriale aus der Franz Joſefskaſerne oder 
aus anderen Gebäuden zu beſchaffen ſein. Dieſe Poſten erfordern 
eine Summe von 605.110 fl. Hievon kommen noch in Abzug 
jene Summen, welche die Stadtbahn nach dem früher erwähnten 
Übereinkommen vom 31. December 1895 für die Herſtellung der 
gemeinſchaftlichen Trennungsmauern an die Gemeinde rückvergüten 
wird, und ein Erſparnis, welches vielleicht dadurch erzielt werden 
wird, daſs außer Beton auch Bruchſtein verwendet wird, im 
Geſammtbetrage von 337.269 fl. Dies abgezogen, verbleibt eine 
Summe von 231.841 fl., und dieſer Betrag addiert zu der früheren 
Summe von 4, 268.159 fl., gibt einen Geſammtkoſtenbetrag von 
rund 4%½ Millionen Gulden. 
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Hiezu kommen noch die ſpäter zu vergebenden Eiſenbrücken im 
unteren Theile des Wienfluſſes im beiläufigen Koſtenausmaße von 
500.000 fl., ſo dass die Arbeiten, mit denen wir es hier zu thun 
haben und die auf Rechnung des Antheiles der Gemeinde Wien 
an der Verkehrsanlagen⸗Commiſſion ausgeführt werden ſollen, ſich 
auf circa fünf Millionen belaufen werden. 

Gleichzeitig ſollen auch die Stadtbahnarbeiten vergeben werden, 
für welche die Stadtbahn nach Maßgabe der effectiven Koſten eine 
Rückvergütung leiſten wird, im Geſammtbetrage von 888.732 fl., 
fo dafs die geſammten Arbeiten, die ich Ihnen heute vorzulegen 
die Ehre habe, den Geſammtkoſtenbetrag von 5,888.732 fl. aus- 
machen. 

Anläſslich dieſes Präliminares, das ich Ihnen vorgeführt 
habe, und zwar für die Strecke zwiſchen dem Schikanederſtege und 
dem Donaucanale, dürfte es von Intereſſe ſein, ein Bild über 
den derzeitigen Stand der Wienflufsarbeiten zu entwickeln. 

Bekanntlich wurde ſeinerzeit von der Verkehrscommiſſion, 
welcher die Gemeinde Wien beigetreten iſt, ein Präliminare von 
circa 20 Millionen für die effectiven Koſten der Wienfluſsregulie— 
rung aufgeſtellt, und zwar ſollten auf die Weidlingauer Baſſins 
42 Millionen Gulden entfallen, welcher Betrag auch nach dem 
heutigen Stande der Arbeiten für dieſe Arbeiten vorausſichtlich 
ausreichen wird; für die Sammelcanäle an beiden Seiten des 
Wieufluſſes ſind ſeinerzeit 2˙2 Millionen Gulden angeſetzt worden, 
welche Summe ſich aber auf 17 Millionen reduciert hat. 

Es wurde nämlich ſeinerzeit in dem flüchtig entworfenen 
Koſtenvoranſchlage ein größeres Profil für die Sammelcanäle in 
Ausſicht genommen. Es hat ſich aber trotz der Einhaltung des 
Bedingniſſes, dass eine vierfache Verdünnung der Abfallwäſſer ein⸗ 
treten müſſe, bevor die Überläufe in den Wienfluſs in Action 
treten, ein Erſparnis von rund ½ Million ergeben, jo daſßs das 
heutige Präliminare für dieſe Arbeiten mit einer Summe von 
1:7 Millionen feſtgeſetzt iſt. Die Arbeiten in Hietzing bis zum 
Donaucanale wurden urſprünglich mit 13,600.000 fl. angeſetzt. Es 
belaufen ſich dieſelben aber heute auf Grund der bereits erfolgten 
Ausſchreibung der Arbeiten in der Strecke Hietzing bis Schikanederſteg 
auf 7 Millionen; die Ihnen heute vorgelegten Arbeiten umfaſſen 
eine Geſammtkoſtenſumme von 5 Millionen, während die linke 
Mauer des oberen Theiles und die ſonſtigen Arbeiten in Hietzing 
noch 2·˙3 Millionen erfordern werden. Das ergibt eine Geſammt— 
koſtenſumme von 14˙3 Millionen oder eine Überſchreitung des 
Präliminares per 13˙6 Millionen um 700.000 fl. Dieſe Über⸗ 
ſchreitung des Präliminares motiviert ſich in erſter Linie dadurch, 
dafs die Offertausſchreibung bezüglich der oberen Strecke ein 
ungünſtigeres Reſultat ergeben hat, als urſprünglich anzunehmen 
war. Hingegen ergaben die Arbeiten an der unteren Strecke 
eigentlich in mérito ein Erſparnis von rund 600.000 fl. Es war 
nämlich ſchon in einem früheren Elaborate die Summe von 
5 Millionen eingeſetzt; damals war die Einwölbung von 500 Current⸗ 
meter in Betracht gezogen, während heute eine Einwölbung von 
1100 m, alſo rund eine Mehrlänge von 600 m in Ausſicht 
genommen iſt, für welche das Stadtbauamt die approximativen 
Koſten von 600 000 fl. anſetzt. Dennoch aber wird mit den 
ſeinerzeit angeſetzten 5 Millionen das Auslangen gefunden werden. 
Dieſes Erſparnis von 600.000 fl. ſetzt ſich theilweiſezuſammen aus 
einer Poſt, welche durch Rückvergütung der Stadtbahn für die 
gemeinſchaftliche Trennungsmauer beiläufig den Betrag von 


200.000 fl. für dieſe Strecke ergibt, und theilweiſe aus Anderungen 
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des Projectes, die auf Grund der Reſultate vorgenommen 
worden ſind, welche die ſogenannte dritte Wienfluſsexpertiſe, die 
einberufen worden war, um die Projecte der Ingenieure Her⸗ 
mannek, Nagl und Wolf zu überprüfen, ergeben hat. 
Wir ſtehen daher in Summa heute auf dem Standpunkte der 
präliminierten Koſten von 20:2 Millionen gegenüber den urjprüng- 
lichen 20 Millionen, alſo eine üÜberſchreitung um 200.000 fl., 
was allerdings nur ſoviel wie 1 Percent der ganzen präliminierten 
Summe bedeutet. 

Es ſteht zu hoffen, dass durch weitere Vorkehrungen noch 
entſprechende Erſparniſſe zuwege kommen, wodurch dieſe 200.000 fl. 
hereingebracht werden und vielleicht auch die Befürchtungen 
des Stadtbauamtes, daſss durch Preiserhöhungen, namentlich 
des nöthigen Bruchſteinmateriales noch weitere überſchreitungen 
des Präliminares eintreten würden, zunichte gemacht werden, jo dass 
wir uns heute wenigſtens noch der Hoffnung hingeben können, dass mit 
den urſprünglichen 20 Millionen für die ganze Wienflufsregulierung 
das Auslangen gefunden werden wird; insbeſondere dann, wenn 
die Gemeindevertretung in derſelben energiſchen Weiſe für dieſe 
Erſparniſſe eintreten wird, wie ſie es ſich zum Programme gemacht 
hat und wie ſie bei Fertigſtellung dieſer Projecte bereits aufzu⸗ 
treten Gelegenheit hatte. 
| In Bezug auf die effective Ausführung werden Ihnen nun 
hier einige Anderungsvorſchläge gemacht, die ſich im Punkte! zu— 
nächſt auf jene Anderungen beziehen, welche durch den Beſchlußs 
des Gemeinderathes, den wir vor 8 Tagen gefaſst haben, bezüg- 
lich der Trace des unteren Teiles der Wienthallinie, feſtgeſetzt 
wurden. Damals wurde beſchloſſen, die Wienthallinie im Intereſſe 
der Erhaltung eines Theiles des Stadtparkes in der unmittelbaren 
Nähe des Curſalons um 10 m abzuſchwenken. Infolgedeſſen wird 
es erforderlich ſein, auch die Wienfluſstrace dementſprechend zu 
corrigieren. In einem vor einigen Tagen eingelaufenen Abänderungs⸗ 
projecte des Stadtbauamtes iſt dieſem Gemeinderaths-⸗Beſchluſſe voll— 
inhaltlich Rechnung getragen und derſelbe erſcheint daher auch in 
den Ihnen heute vorliegenden Anträgen aufgenommen. 

In Punkte 3 finden Sie einen Vorſchlag, der eigentlich der 
Initiative des Stadtbauamtes ſelbſt entſprungen iſt, daſs näm— 
lich in Bezug auf die Ausführung Erſparniſſe in der Richtung 
anzuſtreben ſeien, dafs die Fundamentbreiten nach Maßgabe des 
angetroffenen Baugrundes unter Bedachtnahme auf eine allfällige 
Erhöhung des verticalen Fundamentanſchluſſes, Anwendung ge⸗ 
eigneter Bindemittel, thunlichſte Herabminderung des horizontalen 
Schubes u. dgl. reduciert werden. 

Was ſpeciell meine techniſchen Anſchauungen anbelangt, fo 
neige ich mich der von der dritten Wienflufserpertife gemachten 
Ausgeſtaltung dieſes Profiles zu, und glaube auch, dafs die Mehr⸗ 
heit des Stadtrathes den Ausführungen, welche ich die Ehre 
hatte am vorgeſtrigen Tage im Stadtrathe zu entwickeln, im Prin— 
cipe wenigſtens beigepflichtet hat, bemerke aber, dafs aus den 


früher erwähnten Gründen verwaltungstechniſcher Natur in Bezug 


auf Profiländerungen nicht ſoweit gegangen wurde, als ich damals 
vorgeſchlagen hatte. 

Einerſeits erklärte ſich das Stadtbauamt mit weitergehenden 
Profiländerungen, welche eine weſentliche Herabdrückung des 
Horizontalſchubes, Verſchmälerung des Fundamentes und da— 
mit ein weſentliches Erſparnis erzielt hätten, nicht einverſtanden 
und wollte daher auch die Verantwortung für dieſe Ausführung 
nicht übernehmen. 
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Außerdem wären bei einer ſolchen weſentlichen Anderung, 
wie ſie meinen techniſchen Anſchauungen entſpricht, waſſerrechtliche 
Schwierigkeiten entſtanden, weil es nothwendig geweſen wäre, 
dieſe Strecke einer neuen waſſerrechtlichen Begehung und Ver⸗ 
handlung zu unterziehen, wodurch eine Verzögerung eingetreten 


wäre, welche zu verantworten wir nicht auf uns nehmen wollten. 


Wir ſchlagen Ihnen daher keine directen Anderungen vor, 
ſondern überlaſſen es dem Stadtbauamte ſelbſt, im Sinne der von 
uns gemachten Anregungen Erſparungen zu erzielen. 

Dies bezieht ſich auf den Punkt 3. 

In der Strecke unter dem Curſalon waren urſprünglich 
Futtermauern bis zum Verſchnitte mit dem natürlichen Terrain 
geplant. Der Stadtrath aber glaubt, innerhalb dieſer Park— 
anlagen eine derart theuere Ausführung nicht empfehlen zu können, 
umſomehr, als er der Meinung iſt, daſs innerhalb des Stadtparkes 
Böſchungen, wenn Sie entſprechend im Anſchluſſe an die derzeit 
beſtehenden Parkanlagen durchgeführt werden ſollen, dem Intereſſe 
des Stadtparkes und des anſchließenden Kinderparkes mehr ent— 
ſprechen als die Futtermauern, welche bis zu einer Höhe von 1 1 m 
ſich erheben. Es ſollen demnach die Futtermauern lediglich bis 1 
die dort geplante erſte Etage gemacht werden, eirta bis zu er 
Höhe, welche der bei vorauszuſehendem Hochwaſſerſtande von 
etwa 6 m entſpricht, einer Höhe, welche ja zur Baſis der 
Projectsverfaſſung gedient hat, während die obere Hälfte in 
Böſchungen übergeht, die ſich an die Parkanlagen anſchließen 
ſollen. Außerdem ſchlägt Ihnen der Stadtrath in Übereinſtimmung 
mit einer mit dem Stadtbauamte brevi manu getroffenen Verein— 
barung vor, in der un teren Strecke, welche innerhalb des Stadtparkes 
gelegen iſt, kleine umlegbare Wehren zu errichten, welche es 
möglich machen, das durch die künftig ausgebildeten Sammelcanäle 
rechts und links des Wienfluſsufers reine erhaltene Waſſer 
derart anzuſtauen, dafs wir künftighin innerhalb des Stadtparkes 
wenigſtens einen halben Meter Wafferftand haben werden und 
nachdem die Regulierung des Waſſerzufluſſes durch die inzwiſchen 
in Weidlingau angelegten Reſervoirs möglich ſein wird, ſo wird 
es dann auch möglich ſein, innerhalb des Stadtparkes wieder Eis— 
laufplätze herzuſtellen und damit einem Bedürfniſſe Rechnung zu 
tragen, welches ſich ſeinerzeit als evident erwieſen hat durch den 
zahlreichen Beſuch, welchen die Wienfluſseisflächen aufgewieſen haben. 

Vor einigen Jahren. wurde durch die damalige Gemeinde— 
vertretung die Benützung dieſer Eisflächen unterſagt, hauptſächlich 
aus ſanitären Gründen, weil man der Meinung war, daſs das 
Waſſer ſelbſt in gefrorenem Zuſtande wenigſtens an dem Auslaufe 
der Canäle in den Wienflufs doch ein derart ſanitätswidriges ſei, 
daſs es von der Jugend zum Eislaufen nicht benützt werden ſolle. 
Später aber wird dies anders werden, nachdem ja durch die Voll— 
endung der Sammelcanäle oder der ſogenannten Choleracanäle das 
Waſſer weſentlich reiner ſein wird als heute. 

Im Punkte 7 wünſcht der Stadtrath eine nachträgliche 
Vorlage der genannten Anderungen, während in dem zweiten 
Hauptpunkte des Ihnen vorliegenden Antrages der Stadtrath 
ſich faſt vollſtändig an die Anträge des Magiſtrates anſchließt und die 
Ausſchreibung der Offertverhandlung nach den Koſteuvoranſchlägen, 
welche Ihnen vorliegen, befürwortet, und zwar ſollen die ganzen 
Arbeiten, wie es in der Natur der Sache liegt, an einen einzigen 
Unternehmer vergeben werden. Es wurden nämlich in den oberen 
Strecken die Arbeiten nach vielen getrennten Bauloſen ausgeſchrieben 
und dennoch hat ſich kein Unternehmer gefunden, welcher eine 
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einzelne Strecke derſelben erſtanden hat, aus dem einfachen Grunde, 
weil das Rollbahnmateriale ſehr ſchwer von mehreren Unter- 
nehmungen zugleich benützt werden kann, weil die Zu- und Abfuhr⸗ 
verhältniſſe des Erd⸗ und Baumateriales derartig ſchwierig find, 
dass bei der Wichtigkeit einer ſchleunigen Durchführung dieſer Arbeit 
und einer möglichſten Verbilligung derſelben es leider nicht anders 
möglich iſt, als dieſe Arbeiten einer einzigen Unternehmung zu 
übergeben. 

Bezüglich der anderen Arbeiten, welche namentlich dazu 
dienen ſollen, das eventuelle Abräumen der Steinbrüche von 
Mauthauſen zu befördern und mittels Rollbahn den Bruchſtein 
an die Arbeitsſtellen zur Benützung für das Mauerwerk zu 
bringen, ſchlägt der Magiſtrat in Übereinſtimmung mit dem 
Stadtbauamte vor, dieſelben einer ſpäteren Vergebung vorzu— 
behalten, und der Stadtrath ſchließt ſich dieſen Anträgen an. 

Außerdem verlangt der Stadtrath noch die Vorlage der 
Detailprojecte für die Brücken und für die architektoniſche Aus— 
geſtaltung des ganzen Projectes. Nach Genehmigung dieſes Projectes 
durch den Gemeinderath wird es nothwendig ſein, dasſelbe der 
Genehmigung der Verkehrscommiſſion zuzuführen und dann 
unmittelbar an die Offertausſchreibung zu gehen, und zwar drängt 
dies umſomehr, als die Gemeinde ſich über Antrag des Stadt— 
bauamtes zu einem äußerſt kurzen Termine verpflichtet hat, 
wenigſtens was die Ausführung desjenigen Stadtbahntheiles an— 
belangt, welcher in unmittelbarem Zuſammenhange mit den Wien— 
fluſsregulierungs⸗Arbeiten ſteht. Ich empfehle Ihnen daher die in 
Ihren Händen befindlichen Anträge des Stadtrathes zur Annahme 
und glaube auf eine Verleſung dieſer Anträge verzichten zu 
können, nachdem dieſelbe vielleicht anläſslich der Specialdebatte 
erfolgen kann. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Nach einer 
Pauſe:) Gem.⸗Rath Matthies hat das Wort. 


Gem.-Nath Matthies: Ich möchte mir nur das Wort zu 


einer Anfrage an den Herrn Referenten erbitten. Wie ich aus 
dem Plane erſehen habe, iſt bei der Ausmündung der Wien in 
den Donaucanal eine Ausbuchtung geplant, welche nahezu die 


Hälfte des kleinen Parkes vor der Donau-Dampfſchiffahrts⸗Ge⸗ 


ſellſchaft in Anſpruch nimmt. Mir iſt nicht bekannt, ob der 


Gemeinderath dieſem Projecte feine Zuſtimmung gegeben hat, ob‘ 


in neuerer Zeit diesbezüglich Verhandlungen gepflogen worden 
find, und ob dies auch zu den Koften der Wienflujsregulierung 
gehört? 

Neferent: Die unmittelbare Ausbuchtung in den Donau— 
canal iſt nicht Gegenſtand der heutigen Offertausſchreibung, 
ſondern wird ſeinerzeit vorgelegt werden, wenn durch die Donau— 
regulierungs-Commiſſion, welche im Auftrage der Verkehrscom— 
miſſion die Arbeiten der Donaucanalregulierung durchgeführt, das 


Project für den Donaucanal vorgelegt werden wird. Dies ilt- 


lediglich in den Plan eingezeichnet zur Vollſtändigkeit und zur 
Orientierung der Herren. 


Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Zifferer hat das Wort.“ 


Gem.-Vath Zifferer: Ich möchte auch um einige Auf- 
klärungen bitten. Ich glaube zunächſt hier einen Lapſus conſta— 
tieren zu können. Der Herr Referent hat geſagt, ein Erſparnis 


werde dadurch erzielt werden, dafs, jetzt ſoll es wohl heißen: 


„ſtatt Beton, Bruchſteine verwendet werden“; nun wurde aber 
geſagt, daſs im Beton Bruchſteine verwendet werden ſollen. Ich 
weiß nicht, ob ich da nicht falſch gehört habe? 
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Referent: Es iſt das kein Irrthum, ſondern das Bauamt 
Schlägt thatſächlich vor, im Beton in Form eines Gufsmaner- 
werkes Bruchſteine zu verwenden, wie dies bei einem Fundament⸗ 
bau von 10 m Breite und Tiefe ganz gut möglich iſt. Dieſes 
Fundament ſoll nach Möglichkeit der Beſchaffung von Bruchſteinen 
als Guſsmauerwerk hergeſtellt werden, alſo thatſächlich Bruchſtein 
in Beton. 

Gem.-Nath Zifferer: Dann iſt noch ein Schreibfehler vor— 
handen. Es heißt hier nämlich (liest): „thunlichſte Herabminde— 
rung des horizontalen Schubers“. Es ſoll wohl heißen: „Schubes“. 

Referent: Das iſt richtig, es ſoll heißen: „Schubes“. 

Gem.-Nath Zifferer: Nun habe ich noch einen Wunſch 
auszuſprechen. Im Punkte 2 heißt es (liest): „2. Die Detailpläne 
bezüglich der architektoniſchen Ausgeſtaltung des Projectes von der 
Tegetthoffbrücke abwärts ſind vor der Inangriffnahme dem Stadt— 
rathe zur Genehmigung vorzulegen.“ 

Ich glaube, meine Herren, die architektoniſche Ausgeſtaltung 
dieſer Objecte iſt eine fo wichtige Frage und ſo intereſſant, dass 
es wünſchenswert wäre, dass die Vorlage nicht an den Stadtrath, 
ſondern direct an den Gemeinderath kommt. Ich glaube, dafs 
die Herren umſoweniger etwas dagegen haben werden, als Sie 
ſich früher immer dagegen gewehrt haben, daßs alle dieſe Geſchäfte 
dem Stadtrathe übertragen werden, und das iſt eine Frage, die 
wohl der Gemeinderath ebenſo gut erledigen kann wie der Stadt— 
rath. Uns intereſſiert die Frage, und es gibt auch außerhalb 
des Stadtrathes und Gemeinderathes ſolche fachmänniſche Capa— 
citäten, deren Urtheil in dieſer Frage einzuholen von Intereſſe 
ſein dürfte. Ich möchte mir daher erlauben den Antrag zu ſtellen, 
es möge der Antrag dahin abgeändert werden, dafs es heißt ſtatt 
„dem Stadtrathe“: „dem Gemeinderathe zur Genehmigung vor— 
zulegen“. Im übrigen bin ich mit dem Antrage einverſtanden. 

Neferent: Ich erlaube mir darauf zu antworten, dafs gerade 
durch Aufnahme dieſes Paſſus die Wichtigkeit der architektoniſchen 
Ausgeſtaltung dieſes Theiles der Wienfluſsregulierung anerkannt 
wurde; es mufste heißen, dafs dieſes Detailproject dem Stadtrathe 
vorzulegen ſei, nachdem ja der Stadtrath ſtatutariſch die Vorberathung 
in dieſen Angelegenheiten pflegen muſs, und es wird dann Sache 
des Gemeinderaths-Präſidiums ſein, zu erwägen, ob es nothwendig 
iſt, dieſe Angelegenheit dem Gemeinderathe vorzulegen, und — nach 
der bei uns geübten Praxis — glaube ich, daS das Gemeinderaths— 
Präſidium keinen Anſtand nehmen wird, dieſe neuerlichen Projecte 
auch der Beſchluſsfaſſung durch den Gemeinderath zu unterziehen. 


Vürgermeiſter: Ich möchte perſönlich noch bemerken, dafs 
dem Wunſche des Herrn Collegen Zifferer von Seite des 
Präſidiums Rechnung getragen werden wird. Ich glaube, Sie 
brauchen den Antrag nicht aufrechtzuhalten, wenn Sie es aber 
wünſchen, ſo wird er eingeſtellt. (Gem.-Rath Zifferer: Ich 
bitte darum!) | 

Zum Worte ift niemand mehr gemeldet. Die Debatte ift 
geſchloſſen. Es entſteht die Frage, ob ſeparat über jeden Punkt 
oder en bloc abgeſtimmt werden ſoll? Ich bitte, ſich vielleicht 
darüber auszuſprechen. (Rufe: En bloc!) Alſo en bloc! Ich bitte 
demnach diejenigen Herren, welche für die Anträge des Herrn 
Referenten mit dem Zuſatze des Herrn Collegen Zifferer ſind, 
die Hand zu erheben. (Rufe: Getrennt abſtimmen!) 

Es wird gefragt, ob ſeparat abgeſtünmt werden ſoll, alſo über 
jeden einzelnen Punkt oder in totum. Ich bitte, ſich darüber aus- 
zuſprechen. (Rufe: Zuſammen, en bloc!) Alſo wer für die Anträge 
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des Herrn Referenten iſt, den bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. (Rufe: Der Zuſatz!) Mit dem 
Zuſatze des Herrn Collegen Zifferer? (Zuſtimmung.) Ange⸗ 
nommen. 


Beſchluſs: I. Das vorliegende Detailproject für die Regulierung 
des Wienfluſſes vom Schikanederſtege bis zum Don au⸗ 
canale unter theilweiſer Einwölbung desſelben im ver⸗ 
anſchlagten Koſtenbetrage von 4,500.000 fl. (Koſten⸗ 
anſchlag J und Ja) wäre mit Einſchluſs der im Pro— 
jecte enthaltenen Abänderungen an den Choleracanälen 
beiderſeits des Wienfluſſes, jedoch unter nachſtehenden 
Abänderungen am Detailprojecte für die Wienfluſs⸗ 
regulierung ſelbſt, zu genehmigen. 

1. Für die Strecke von Wienfluſs Hm 10 bis 
Wienfluſs Hm 14 iſt das von Seite des Stadtbauamt 
es auf Grund des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 
3 Juli 1896 ausgearbeitete Detailproject, welches am 
14. Juli 1896 vorgelegt wurde, zu genehmigen. 

2. Die Detailpläne bezüglich der architektoniſchen 
Ausgeſtaltung des Projectes, von der Tegetthoffbrücke 
abwärts, ſind vor der Inangriffnahme der Arbeiten 
dem Gemeinderathe zur Genehmigung vorzulegen. 

3. Bei der Detaildurchbildung des Einwölbungs— 
profiles und bei der Ausführung desſelben ſind Er— 
ſparniſſe in der Richtung anzuſtreben, dafs die Funda— 
mentbreiten nach Maßgabe des angetroffenen Bau— 
grundes unter Bedachtnahme auf eine allfällige Er— 
höhung des verticalen Fundamentanſchluſſes, Anwendung 
geeigneter Bindemittel, thunlichſte Herabminderung des 
horizontalen Schubes u. dgl. reduciert werden. 

4. Die Detailprojecte für alle eiſernen Brücken 
ſind vor der Ausführung dem Stadtrathe zur Ge— 
nehmigung vorzulegen. 

5. In der Strecke unterhalb des Curſalons bis 
zur Stubenthorbrücke haben die oberen Futtermauern 
zu entfallen und ſind durch Böſchungen zu erſetzen. 
Die Conſtruction der unteren Futtermauern in dieſer 
Strecke iſt dementſprechend abzuändern. 


Für die Böſchungen und die Neugeſtaltung des 


Terrains ſind im Einverſtändniſſe mit dem Stadt⸗ 
garten-Inſpector eigene Pläne vorzulegen. 

6. Zwiſchen der Tegetthoff⸗ und der Stuben⸗ 
thorbrücke ſind für die Nieder⸗ und Mittelwäſſer um⸗ 
legbare Stauanlagen herzuſtellen, welche es geſtatten, 
innerhalb des Stadtparkes überall mindeſtens einen 
Waſſerſtand von einem halben Meter zu erhalten. 

Die Frage einer eventuellen Einleitung von 
Waſſer aus dem Wiener⸗Neuſtädter Canale an der Stelle 
der heutigen Tegetthoffbrücke wäre zu ſtudieren. 

7. Über die Durchführungsmaßregeln im Sinne 
der hier vorgeſchlagenen Abänderungen iſt gleichzeitig 
mit der Vorlage des Offertverhandlungsergebniſſes 
an den Stadtrath zu berichten. 

II. Die zur Ausführung des Projectes erforder⸗ 


lichen, im Koſtenanſchlage I enthaltenen Arbeiten und 


Lieferungen, und zwar: 
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1. die Erd», Pflafterer- und Mauerungsarbeiten, 
ſowie die ſonſtigen, im Koſtenanſchlage I sub C bis F 
angeführten Leiſtungen, jedoch mit Berückſichtigung 
der ad I beſchloſſenen Anderungen im Detailprojecte; 

2. die Lieferung der hydrauliſchen Bindemittel 
wäre im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offert— 
verhandlung gleichzeitig mit den im Koſtenanſchlage II 
enthaltenen, zum Baue der Stadtbahnſtrecke „Schikaneder⸗ 
ſteg— Hauptzollamt“ erforderlichen Arbeiten und Liefe— 
rungen zu vergeben. Hiebei wären Schlacken- und 
Portland⸗Cement alternativ auszuſchreiben. 

III. Dieſer Vergebung wären die „Allgemeinen 
und beſonderen Bedingniſſe“ im Vereine mit der 
„Baubeſchreibung“ zugrunde zu legen. 

IV. Die Sicherſtellung der im Koſtenanſchlage Ja 
enthaltenen Erforderniſſe wäre, inſoweit eine ſolche 
nothwendig iſt, einem ſpäteren Zeitpunkte vorzubehalten. 

V. Das durch die vorſtehenden Beſchlüſſe ab» 
geänderte Detailproject wäre der Commiſſion für 
Verkehrsanlagen mit dem Erſuchen zu übermitteln, 
demſelben gleichfalls die Genehmigung zu ertheilen. 

VI. Nach dem Einlangen dieſer Genehmigung 
wäre ohne Verzug mit der Ausſchreibung der Offert— 
verhandlung vorzugehen und ſodann der Bau mit 
thunlichſter Beſchleunigung in Angriff zu nehmen. 

Vürgermeiſter: Ich bitte fortzufahren. 

22. Referent Gem.- Rath Dr. Mayreder: Meine Herren! 
Zur Zahl 4797 habe ich über das Detailproject für den rechts— 
ſeitigen Hauptſammelcanal entlang des Donaucanales von der 
Poſtgaſſe bis zur proviſoriſchen Ausmündung bei der Staats— 
eiſenbahnbrücke zu referieren. 

Das Detailproject für den Sammelcanal wurde mit Gemeinde: 
raths⸗Beſchluſfs vom 30. October 1894, Z. 7925, bis zur Poſt⸗ 
gaſſe endgiltig, und von dieſer bis zur proviſoriſchen Ausmündung 
bei der Staatsbahnbrücke principiell genehmigt. 

Die Geſammtkoſten nach dem Voranſchlage des Stadtbauamtes 
belaufen ſich auf 5,165.000 fl. Das vorliegende Stück iſt in Bezug 
auf die Detailausarbeitung des Koſtenvoranſchlages noch in Arbeit 
und dürfte ſich innerhalb der im obigen Voranſchlage enthaltenen 
Bauſumme bewegen. Es wird das obere Baulos IV e auf 
302.000 fl., das Baulos V auf 475.000 fl., zuſammen alſo auf 
777.000 fl. veranſchlagt; für die Grundeinlöſung wurden 300.000 fl. 
für den ganzen Sammelcanal eingeſetzt und dürfte auch mit dieſer 
Summe das Auslangen gefunden werden. 

Die Trace des Sammelcanales ſchließt ſich im Weſen an 
diejenige an, welche dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 30. October 
1894 zugrunde lag, und enthält lediglich diejenigen Anderungen, 
welche infolge der Klärung von inzwiſchen gelösten oder der Löſung 
näher gebrachten Fragen nothwendig waren. Es iſt dies nämlich 
in jenem Stücke der Fall, welches von der Dominicanerbaſtei in 
den Beilagen A und B unterhalb der Stubenthorbrücke bis zum 
Hauptzollamtsbahnhofe ſich befindet. 

Die inzwiſchen erfolgte Baulinienbeſtimmung und die Ande— 
rung der damals vorgelegenen Projecte haben es nothwendig 
gemacht, namentlich im Zuge der Dominicanerbaſtei und der ver: 
längerten Wollzeile eine Anderung durchzuführen und, um eine 
möglichſt ſenkrechte Unterfahrung des Hauptzollamtsbahnhofes zu 
bewerkſtelligen, dort eine ſcharfe Contracurve anzulegen. Bekanntlich 
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unterfährt der Hauptſammelcanal an der Stelle der heutigen 
Stubenthorbrücke den derzeitigen und künftigen Wienflufs, und iſt 
von der Höhenlage dieſes Punktes eigentlich die ganze Projectierung 
abhängig. Der Umweg, welcher hier vorgeſchlagen wird, über die 
Dominicanerbaſtei unter der Stubenthorbrücke, der ſchon auf Grund 
eines ſeinerzeitigen Gemeinderaths-Beſchluſſes genehmigt wurde, 
hat eben den Zweck, den Wienflujs an einer Stelle zu unterfahren, 
wo er weſentlich höher gelegen iſt, als an der Ausmündung. 
Nach dem heute vorliegenden Projecte der Stadtbahn in 
dieſem Theile hat die tiefe Lage jener Brücke, welche vom Haupt⸗— 
zollamtsbahnhofe den Wienfluſs überfährt, um dann unmittelbar 
in jenen Theil der Stadtbahn, welcher ſich als Untergrundbahn 
längs des Donaucanales hinzieht, eine Anderung nothwendig 
gemacht und ſteht überhaupt in Bezug auf dieſe Frage die 
Angelegenheit noch verſchärfter vor uns als früher, fo dass von 
einer Abweichung in dieſer Hinſicht wohl nicht die Rede ſein 
kann. Ferner dürfte es vielleicht gut ſein, zu wiederholen, in 
welcher Weiſe ſich die beiden Sammelcanäle längs des Wien- 
fluſſes mit dem rechtsſeitigen Hauptſammelcanale vereinigen. Der 
linksſeitige Wienfluſs⸗Sammelcanal biegt, unmittelbar bevor er 
zum Donauſammelcanale kommt, in einem Winkel von 900 rechts 
ab und geht mit dieſem Sammelcanale parallel unter dem Wien— 
fluſſe weg. Er mündet deshalb nicht vor dem Wienfluſſe ein, 
damit nicht das Profil noch mehr überlaſtet und noch größer 
werde und damit man eine möglichſte Drückung des Profiles erzielt 
und dadurch auch in der Höhenlage weniger gebunden erſcheint. 
Dieſe Vereinigung erfolgt unmittelbar hinter der Unterſetzung 
des Wienfluſſes, hingegen bleibt der rechtsſeitige Sammel— 
canal des Wienfluſſes in der heutigen Lage unverändert liegen. 
Dieſer Sammelcanal hat uns bereits zu ſchaffen gemacht 
anläſslich des unlängſt zum Beſchluſſe erhobenen Stadtbahn: 
projectes, welches auf die Höhenlage dieſes Sammelcanales Rück⸗ 
ſicht nehmen musste. Dieſer Wienfluſsſammelcanal überſetzt beide 
Sammelcanäle, den Hauptſammelcanal und den linksſeitigen 
Wienfluſsſammelcanal in dem Zuge der Vorderen Zollamtsſtraße, 
geht längs des Wienfluſſes und vereinigt ſich erſt bei der Sophien⸗ 
brücke mit dem rechtsſeitigen Donauſammelcanale. Es iſt dies 
deshalb gemacht worden, weil es ganz unthunlich erſchienen 
iſt, den Hauptſammelcanal, welcher im weiteren Verlaufe ſeines 
Zuges durch die Marxergaſſe ſich hinzieht, auch durch den rechts— 
ſeitigen Wienfluſsſammelcanal oder Choleracanal noch mehr zu 
belaſten, wodurch auch das Profil weſentlich vergrößert worden 
wäre, und weil es bei dem geringen Gefälle, das in dieſem Falle 
vorhanden iſt, unthunlich erſchien, ihn durch die enge Marxergaſſe 
zu leiten. Andererſeits war es auch unthunlich, den Hauptjammel- 
canal überhaupt längs des Donaucanales zu führen, weil dieſer 
Weg ungefähr zweimal ſo groß iſt, daher das Gefälle weſentlich 
reduciert worden wäre. Eine weitere Anderung in der Trace des 
Sammelcanales liegt noch an der Stelle des Erdbergermais 
vor, an welcher durch die Donauregulierungs-Commiſſion im Auf⸗ 
trage der Verkehrscommiſſion ſeinerzeit ein Kohlenhafen geplant war. 
Es iſt gar kein Zweifel, daſs, namentlich im Hinblicke auf die Er— 
richtung eines Donau⸗Oder⸗ und Donau-Elbecanales, namentlich 
aber des erſteren, ein Kohlenhafen an dieſer Stelle eine abſolute 
Nothwendigkeit ſein wird. Die Gemeinde hat ſich dem auch nicht 
verſchloſſen, ja ſie hat ſogar im Gegenſatze zu den beſtehenden 
Geſetzen bisher allen Bauwerbungen auf dieſem Gebiete keine 
Folge gegeben und hat eigentlich eine Widerrechtlichkeit mit der 
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Verweigerung dieſer Baugeſuche begangen. Dieſer widerrechtliche 
Zuſtand konnte aber auf die Dauer nicht aufrecht erhalten werden, 
nachdem ſich die Grundbeſitzer längs des Erdbergermais eine derartige 
Behandlung nicht länger gefallen laſſen wollen, in welcher Hinſicht 
ſie auch im Rechte ſind. Die Gemeinde hat ſich daher an die 
Donauregulierungs⸗Commiſſion gewendet, ob ſie nicht die Koſten 
der Einlöſung des Grundes, auf welchem der Kohlenhafen zu 
ſtehen käme, übernehmen wolle. 

Die Commiſſion hat aber erklärt, dafs fie nicht in der Lage 
ſei, dieſe Koſten zu übernehmen; die Gemeinde Wien iſt aber 
auch nicht in der Lage, die Koſten für dieſe Anlage und für die 
Vorarbeiten, welche mit der Einlöſung der Grundſtücke verbunden 
ſind, zu tragen. Ohne die Einlöſung jener Grundſtücke, welche 
zwiſchen der früheren Projecttrace des Sammelcanales und dem 
Donaucanale gelegen ſind, hätte aber eine Verlegung dieſes 
Sammelcanales mit einem Umwege, der allein Mehrkoſten von 
90.000 fl. verurſachen würde, keinen Zweck, denn es iſt kein 
Zweifel, dafs in dieſer Strecke in kürzeſter Zeit Fabriken entſtehen 
würden, und dafs daher die frühere Einlöſung eine Nothwendigkeit 
wäre. Daher will ſich die Gemeinde Wien an die Verkehrscom⸗ 
miſſion mit dem dringlichen Erſuchen wenden, ſich dieſer Frage 
anzunehmen und anlässlich der Nachtragsforderung von 1,500.000 fl. 
für die Donaucanalregulierungs⸗Arbeiten ſich auch um einen Credit 
zu bewerben, welcher für die Einlöſung dieſer Grundſtücke erforderlich 
iſt. Es wäre das umſomehr wünſchenswert, als es ja im Principe 
gleichgiltig iſt, ob die Verkehrscommiſſion oder die Donau— 
regulierungs⸗Commiſſion dieſe Arbeiten durchführt, nachdem die 
Gemeinde Wien, das Land Niederöſterreich und der Staat in Bezug 
auf dieſe Verkehrscommiſſions-Arbeiten in demſelben Percentaus— 
maße betheiligt erſcheinen als für die Arbeiten der Donauregulie— 
rungs⸗Commiſſion. 


Was die Arbeitsausführung anbelangt, ſo ſoll zunächſt das 
Stück von der Poſtgaſſe bis zur Sophienbrücke ausgeführt werden, 
während der untere Theil einer ſpäteren Ausführung vorbehalten 
bleibt, da an der Sophienbrücke ohnedies ein überfall hergeſtellt 
werden ſoll, der als proviſoriſcher Auslaſs dienen kann. Dadurch 
wird es möglich, wenn ſich die Verkehrscommiſſion inzwiſchen ent- 
schließen ſollte, in naturgemäßer Erweiterung ihres Arbeits— 
programmes dieſe Hafenanlagen durchzuführen, auch künftighin auf 
eine derartige Projectsänderung einzugehen. Bezüglich des waſſer⸗ 
rechtlichen Verfahrens ſchlägt der Stadtrath vor, dasſelbe ſofort 
für die ganze Strecke zu erwirken, in Bezug auf die Expropriation 
jedoch lediglich bis zur Sophienbrücke, weil das Expropriations⸗ 
Erkenntnis nach Jahresfriſt wieder aufgehoben werden könnte und 
die untere Strecke erſt in ſpäterer Zeit durchgeführt werden ſoll. 


Bezüglich der Rechtsverhältniſſe wurde die Frage wegen 
Unterfahrung des Hauptzollamtsbahnhofes mit der Generaldirection 
der öſterreichiſchen Staatsbahnen gelöst. Bezüglich der Strecke in 
der Marxergaſſe, wo es ſich um mehrere Gründe und Häuſer 
handelt, was gleichzeitig eine Verbreiterung der Straße zur Folge 
haben wird, will die Gemeinde zunächſt friedliche Unterhandlungen 
eingehen und erſt im Falle des Scheiterns derſelben zum Mittel der 
Expropriation greifen. Da die vorliegenden Anträge ſich aus der 
Natur der ganzen Situation ergeben, dürften dieſelben keine wejent- 
lichen Anfechtungen erfahren, und ich empfehle deren Annahme. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger (welcher während vor- 
ſtehenden Referates den Vorſitz übernommen hat): Wünſcht 
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jemand das Wort? (Gem.⸗Rath Matthies meldet ſich zum Beſchluſs: 1. Das vom Stadtbauamte ausgearbeitete Project 


Worte.) Gem.⸗Rath Matthies hat das Wort. 

Gem.⸗Nath Matthies: Der Referent verweist auf den 
Gemeinderaths-Beſchlufs vom 30. November 1894 und kommt 
in ſeinen Anträgen immer mit dem Canale zur Sophienbrücke hin. 
Damals iſt der Beſchluſs gefasst worden, nicht bei der Sophien⸗ 
brücke, ſondern bei der Marxergaſſe 200 m unterhalb der Sophien— 
brücke einzumünden. Ich möchte daher fragen, ob da eine Ande— 
rung geplant iſt. 

Referent: Die Einmündung erfolgt nur proviſoriſch bei 
der Sophienbrücke, während die definitive Einmündung bei der 
Staatsbahnbrücke erfolgt. Bezüglich dieſer Einmündung bei der 
Staatsbahnbrücke habe ich vergeſſen zu erwähnen, dafs in dieſer 
Hinſicht auch das vorliegende Project eine Anderung vorſchlägt. 
Es ſoll die Einmündung nicht unterhalb, ſondern oberhalb der 
Staatsbahnbrücke erfolgen, gegenüber der Einmündung des links⸗ 
ſeitigen Sammelcanales, der bereits in Function iſt und auch bei 
der Staatsbahnbrücke einmündet, und was bei einer Baulänge 
von 112 m eine Koſtenerſparnis von 100.000 fl. bedeuten würde, 
während der Nothauslaſs bei der Sophienbrücke meines Wiſſens 
dem urſprünglichen Projecte entſpricht. 

Gem.⸗Nath Matthies: Ich habe nicht gemeint, die Ein- 
mündung in den Donaucanal bei der Staatsbahnbrücke, ſondern 
die Einmündung dieſes Sammelcanales bei der Marxergaſſe in den 
Donaucanal. Das verſtehe ich nicht; der Sammelcanal wird doch 
durch die Marxergaſſe geführt und geht unterhalb der Sophien- 
brücke zum Donaucanale, das iſt ungefähr 250 m unterhalb der 
Sophienbrücke, weil die Marxergaſſe in gerader Linie bis zum 
Donaucanale fortgeht. So war damals der Gemeinderaths⸗Beſchluſs. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Wünſcht noch einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. 
Ich bitte, Herr Stadtbaudirector, es wird von Seite des Herrn 
Collegen Matthies behauptet, das die Ausmündung des 
Sammelcanales bei der Sophienbrücke, nämlich unterhalb der 
Sophienbrücke, nach dem urſprünglichen Beſchluſſe hätte erfolgen 
ſollen. 

Stadtbaudirector Berger: Die Ausmündung erfolgt bei 
der Stadlauerbrücke. Bei der Sophienbrücke iſt nur eine proviſoriſche 
Ausmündung, ein Nothauslaſs, darüber liegt übrigens ein Beſchluſs 
noch gar nicht vor. 

Gem.-Nath Matthies: Die Verlängerung von der Marxer⸗ 


gaſſe zum Sammelcanale erfolgt, meine ich, bei der Marxergaſſe | 


und nicht bei der Sophienbrücke. 

Stadtbaudirector Berger: Die Ausmündung erfolgt unter- 
halb der Sophienbrücke, genau gegenüber der Kübeckgaſſe, alſo 
oberhalb der Waſſergaſſe. 

Gem.-Nath Matthies: Sie kommt alſo nicht zur Sophien⸗ 
brücke hin? | 

Stadtbaudirector Nerger: Nein! 

Gem.-Nath Matthies: Es heißt aber immer in den An- 
trägen „bei der Sophienbrücke“. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Sueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich 
bitte jene Herren, welche mit den Anträgen des Stadtrathes ein- 
verſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) „Diefelben find 
angenommen. 


für den auf Rechnung der Commiſſion für Verkehrs⸗ 
anlagen in Wien auszuführenden Bau des rechts⸗ 
ſeitigen Hauptſammelcanales entlang des 
Donaucanales von der Poſtgaſſe bis zur Ausmündung 
in den Donaucanal nächſt der Staatseiſenbahnbrücke 
wird mit den in demſelben enthaltenen Abänderungen 
gegenüber dem, dem Gemeinderathe in der Sitzung 
vom 30. October 1894 zur Schluſsfaſſung vorgelegenen 
generellen Projecte, beſtehend in der Führung der Trace 
des Canales in der Dominicanerbaſtei, Wollzeile und 
nächſt dem Bahnhofe „Hauptzollamt“ der Wiener 
Stadtbahn genehmigt. 

Die Ausmündung des Canales wird nach dem 
Antrage des Stadtbauamtes und gemäß des Programmes 
für die Ausführung der öffentlichen Verkehrsanlagen 
oberhalb der Staatseiſenbahnbrücke (Stadlauerbrücke) 
herzuſtellen ſein. 

2. Der genannte Hauptſammelcanal iſt in der 
Strecke zwiſchen der Kaiſer Joſefs- und Staatseiſen⸗ 
bahnbrücke nach der im generellen Projecte enthaltenen 
Trace entlang des Donaucanales in Ausführung zu 
bringen, und iſt auch nur dieſe Trace des Canales der 
waſſerrechtlichen Verhandlung zu unterziehen. 

Die Gemeinde Wien erklärt nach dem gegen— 
wärtigen Stande der Frage bezüglich der von der 
Donauregulierungs⸗Commiſſion angeregten Herſtellung 
eines Kohlenhafens am Erdbergermais nicht in der 
Lage zu ſein, irgendwelche Mehrkoſten wegen der An— 
lage des Hauptſammelcanales unter Rückſichtnahme 
auf dieſen Kohlenhafen auf ſich zu nehmen und ſpricht 
ſich gegen jede Verzögerung des Baues der erwähnten 
Strecke des Hauptſammelcanales aus dem Grunde 
der Verhandlungen über die Anlage dieſes Kohlen— 
hafens aus. 


3. Es ſei an die Verkehrsanlagen⸗Commiſſion das 
dringliche Erſuchen zu ſtellen, anlässlich der bevor— 
ſtehenden Bewerbung um einen Nachtragscredit für die 
Donaucanalregulierung und die Umwandlung desſelben 
in einen gegen Hochwaſſer geſchützten Handels- und 
Winterhafen dieſe Creditbewerbung in naturgemäßer 
Erweiterung des bisherigen Arbeitsprogrammes auch 
für die Vorbereitung eines Kohlenhafens am rechten 
Ufer des Donaucanales, insbeſondere auf die dort für 
dieſen Zweck erforderlichen Grundeinlöſungen auszu⸗ 
dehnen. 

Die Vertreter der Gemeinde Wien in der Ver— 
kehrsanlagen⸗Commiſſion werden erſucht, in dieſem Sinne 
zu wirken. 

Zugleich wird die Verkehrsanlagen-Commiſſion 
aufmerkſam gemacht, dafs die Gemeinde Wien weiter 
nicht in der Lage iſt, die Erbauung des für den pro⸗ 
jectierten Kohlenhafen in Ausſicht genommenen 
Terrains hintanzuhalten, beziehungsweiſe die Er⸗ 
theilung von Bauconſenſen auf die für dieſen Hafen 


projectierte Ortlichkeit zu verſagen, weshalb die Ent— 


ſchließung bald erfolgen müsste, wenn überhaupt auf 


die Errichtung eines Kohlenhafens in dortiger Gegend 
gedacht wird. 

Sollte übrigens bis zum Zeitpunkte der In— 
angriffnahme von Bauarbeiten in der erwähnten 
Strecke die Herſtellung des Kohlenhafens geſichert ſein, 
ſei es, daſs die Commiſſion für Verkehrsanlagen im 
Sinne der obigen Anregung die Herſtellung des 
Kohlenhafens ſelbſt in das Programm für die Donau— 
regulierung aufnimmt oder die Donauregulierungs- 
Commiſſion oder eine Unternehmung alle bezüglichen 
Koſten und auch die hiedurch bei Anlage des Haupt: 
ſammelcanales erwachſenden Mehrkoſten zu tragen 
bereit iſt, ſo obwaltet gegen die Ausführung der durch 
die Anlage des Kohlen hafens bedingten Alternativ: 
trace nach Erwirkung des waſſerrechtlichen Conſenſes 
für dieſe Projectsänderung kein Anſtand. 

4. Die Bauarbeiten für die Herſtellung des rechts— 
ſeitigen Hauptſammelcanales ſind in der Strecke 
zwiſchen der Poſtgaſſe und Sophienbrücke noch im 
heurigen Jahre in Angriff zu nehmen; dagegen wird 
die Inangriffnahme der Bauarbeiten für den Neben- 
ſammler an der Weißgärberlände und des Haupt— 
ſammelcanales von der Sophienbrücke abwärts bis 
zur Ausmündung in den Donaucanal erſt in jenem Zeit— 
punkte zu erfolgen haben, bis die erſte oberſte Abſperr— 
vorrichtung (Schleuſe) des Donaucanales in Nuſsdorf 
in betriebsfähigem Zuſtande fertiggeſtellt ſein wird. 

5. Das Project iſt mit dieſen Anträgen der Ge— 
meinde Wien der Commiſſion für Verkehrsanlagen 
in Wien zur Genehmigung vorzulegen und iſt dieſelbe 
zu erſuchen, im Sinne des mit der Gemeinde Wien 
abgeſchloſſenen Übereinkommens nunmehr für das 
ganze Project den waſſerrechtlichen Conſens bei der 
k. k. n.⸗ö. Statthalterei zu erwirken, wobei von der 
Gemeinde Wien beantragt wird, die Enteignungs⸗ 
verhandlung bloß hinſichtlich der ſofort in Angriff zu 
nehmenden Strecke des Sammelcanales zwiſchen der 
Poſtgaſſe und Sophienbrücke durchzuführen, jedoch die 
Durchführung der für die übrigen Canalſtrecken er— 
forderlichen Enteignungen einer ſeinerzeitigen beſonderen 
Behandlung vorzubehalten. 

Das Enteignungsbegehren für die ſchon jetzt vor— 
zunehmenden Enteignungen wäre im Sinne der Aus- 
führungen des Magiſtratsreferates zu ſtellen. 

6. Der Magiſtrat wird ermächtigt, Sofort Ver: 
handlungen mit den Grundeigenthümern wegen Er— 
werbung der zum Sammelcanalbaue in der Strecke 
von der Poſtgaſſe bis zur Sophienbrücke erforderlichen 
Gründe im gütlichen Wege einzuleiten. 

7. Das Stadtbauamt wird beauftragt, die Koften- 
anſchläge und ſonſtigen Behelfe für die Vergebung der 
Bauarbeiten in der Strecke des Canales von der Poſt— 
gaſſe bis zur Sophienbrücke eheſtens zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Bice-Hürgermeifler Dr. Tueger: Herr College Weit⸗— 
mann zum Referate. 

23. Referent Gem.⸗»Rath Weitmann: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 5553 zu referieren. Die Erhöhung der bewilligten Ge⸗ 
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iammtfoftenfumme von 203.134 fl. 72 kr. um 1950 fl. 3 kr., 
ſomit auf 205.084 fl. 75 kr. anläſslich der Einrichtung der Stall— 
localitäten der ſtädtiſchen Feuerwehrfiliale im neuen Amtshauſe im 
XI. Bezirke, Enkplatz. Dieſes Amtshaus geht nun der Vollendung 
entgegen. Die innere Einrichtung der Amtslocalitäten iſt bereits 
fertiggeſtellt und es iſt nunmehr die Einrichtung von Stalloca- 
litäten nothwendig. Dies erfordert eine Mehrausgabe von 1950 fl. 
3 kr. Es iſt eine dringende Nothwendigkeit, dieſe Stallocalitäten 
bald herzuſtellen, und ſtellt daher der Stadtrath den Antrag, 
Sie mögen dieſe Summe gütigſt bewilligen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn dies nicht der Fall iſt, bitte 
ich jene Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes einver— 
ſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Erhöhung der bewilligten Geſammtkoſtenſumme von 

203.134 fl. 72 kr. um 1950 fl. 3 kr., ſomit auf 
205.084 fl. 75 kr. anlässlich der Einrichtung der 
Stallocalitäten der ſtädtiſchen Feuerwehrfiliale im 
neuen Amtshauſe im XI. Bezirke, Enkplatz. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Lueger : Herr College Dr. Wähner 
zum Referate. 

24. Deferent Gem.-Rath Dr. Wähner: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 5541 zu referieren. Es handelt ſich um die An— 
weiſung der Bezüge an die proviſoriſchen Lehrkräfte für die Ferien⸗ 
monate dieſes Schuljahres. Diejenigen proviſoriſchen Lehrkräfte, 
welche in zeitweiſer Verwendung ſind, würden mit 15. Juli keine 
weiteren Bezüge erhalten. Der Stadtrath iſt der Meinung, dais 
es nicht angeht, ſolche Lehrer, welche wenigſtens durch längere 
Zeit bereits Dienſte geleiſtet haben, plötzlich ohne alle Bezüge zu 
laſſen, und ich glaube Ihnen empfehlen zu müſſen, aus Billigkeits⸗ 
rückſichten dieſen Lehrperſonen auch über die Dauer der Ferien— 
monate ihre Bezüge zu belaſſen. Ahnlich iſt auch im vorigen Jahre 
vorgegangen worden und in dieſem Sinne ſpricht ſich ebenfalls 
der Bezirksſchulrath aus. Der Bezirksſchulrath macht allerdings 
keinen Unterſchied und hat die Frage in dem Sinne beantwortet, 
daſs die proviſoriſchen Lehrkräfte ihre Bezüge für die Dauer der 
Ferienmonate beibehalten ſollen. Der Stadtrath hat jedoch ge— 
glaubt, irgendeine Grenze ſetzen zu müſſen, und empfiehlt Ihnen 
daher, denjenigen proviſoriſchen Lehrkräften, welche vom 1. Jänner 
d. J. in ununterbrochener Verwendung bis zum 15. Juli, d. i. 
bis zum Schluſſe dieſes Jahres geſtanden ſind, ihre Bezüge zu 
belaſſen. Es handelt ſich hier natürlich nicht um eine Entſcheidung 
des Gemeinderathes, ſondern lediglich um die Zuſtimmung des 
Gemeinderathes zu einer derartigen Verfügung des Landesſchul— 
rathes, und ich bitte Sie daher, die Anträge des Stadtrathes 
anzunehmen, welche lauten (liest): 

„Es wird die Zuſtimmung ertheilt, dajs ſämmtlichen provi— 
ſoriſch angeſtellten Lehrkräften, welche vor dem 1. Jänner 1896 
in Verwendung ſtanden und bis zum Ende des Schuljahres 
ununterbrochen Dienſte geleiſtet haben, ihre Bezüge vom 16. Juli 
bis 15. September d. J. gnadenweiſe, ohne Anerkennung einer 
Rechtsverbindlichkeit aus dem Bezirksſchulfonde erfolgt werden.“ 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht jemand der 


Herren das Wort? (Gem. Rath Matthies meldet ſich.) Herr 
College Matthies hat das Wort. 

Gem.-Rath Matthies: Ich möchte nur anfragen, um wie 
viel Lehrkräfte es ſich handelt und welcher Koſtenaufwand ſich als 
nothwendig ergeben wird. 
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Referent: Es handelt ſich um 92 Lehrkräfte und es würden 
ſich Koſten von rund 4920 fl. ergeben. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Profeſſor 
Schleſinger hat das Wort. 

Gem.-Nath Schleſinger: Ich möchte wünſchen, dass in 
dieſem Antrage nur ein Wort geändert werde. Es heißt nämlich 
in der drittletzten Zeile: „ihre Bezüge vom 16. Juli bis 15. Sep⸗ 
tember d. J. gnadenweiſe ohne Anerkennung einer Rechtsver⸗ 
bindlichkeit“ u. ſ. w., und da möchte ich beantragen, dafs man 
dieſes Wort „gnadenweiſe“ wegläfst und dafür ſetzt „billigerweiſe“. 
Es kommt mir das nicht recht vor, daſs man jemandem, der ſeine 
Kräfte einſetzt, wie es ja bei dieſen Lehrern der Fall iſt, welche 
ſpäterhin definitive Lehrer zu werden wünſchen und hoffen, in dieſer 
Weiſe „gnadenweiſe“ etwas zuweist, ſondern es ſoll das billiger— 
und humanerweiſe geſchehen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Das Wort hat Herr 
Gem.⸗Rath Freiherr v. Engerth. 

Gem.⸗Rath Freiß. v. Engerth: Ich wollte in erſter Linie 
dieſelbe Anfrage, die von einem meiner Vorredner geſtellt worden 
iſt, an den Herrn Referenten richten, weil ich glaube, daſs in 
ſolchen Fällen die Ziffer, um die es ſich handelt, approximativ 
angegeben fein ſollte, obwohl ich ſonſt der Angelegenheit ſehr 
ſympathiſch gegenüberſtehe. Ich glaube, etwas von 92 Lehrern 
gehört zu haben. 

Referent: Ich werde das nochmals wiederholen. Ich habe 
mich früher bezüglich der Zahl geirrt. Es handelt ſich nicht um 
92, ſondern nur um 63 Lehrperſonen; im ganzen gibt es 
997 Unterlehrer und Unterlehrerinnen; von dieſen kommt 842 Per⸗ 
ſonen ex lege eine Remuneration zu. Es bleiben alſo zur aus⸗ 
hilfsweiſen Dienſtleiſtung 155 Lehrkräfte. Hievon würden nach 
dem vorliegenden Antrage 63 zu betheilen fein und 92 bleiben 
noch übrig, welche weniger als dieſe Zeit in Verwendung ge⸗ 
ſtanden ſind. 

Die Auslagen würden ſich auf rund 4920 fl. belaufen. 

Gem.-Nath Freih. v. Engerth: Dieſen Betrag würde ich 
an ſich nicht fo bedeutend finden. Ich hätte nur gewünſcht, dass 
das im Referate auch immer geſagt werde, damit es nicht noth⸗ 
wendig iſt, aus dem Referenten nach und nach die Antwort auf 
die Anfragen herauszubekommen. (Widerſpruch links.) 


Es handelt ſich doch um eine Ziffer von 4000 fl. und das 


ſollte in der Vorlage oder wenigſtens im Referate angegeben werden. 

Es wurde der Antrag geſtellt, ſtatt des Wortes „gnadenweiſe“ 
das Wort „billigerweiſe“ zu ſetzen. 

Ich möchte mich doch gegen dieſen Antrag ausſprechen. Ich 
glaube. der Antrag, wie er ſeitens des Stadtrathes geftellt wird, 
iſt vollſtändig richtig; es muſs „gnadenweiſe“ heißen; damit 
würde ich auch einverſtanden ſein. 

Pice-Hürgermeifter Dr. Cueger: Wünſcht noch einer der 


Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Da das nicht der Fall 


iſt, erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und ertheile dem Herrn 
Referenten das Schlufswort. 

Referent: Ich habe nichts weiter hinzuzufügen, als dafs ich 
mich gegen den Vorwurf verwahre, welcher gegen den Referenten 
erhoben wurde. Ich habe, wie ich glaube, ein vollſtändig ge⸗ 
nügendes Referat erſtattet und erkläre mich auch bereit, jederzeit 
weitere Auskünfte zu geben; wenn einer der Herren ſolche wünſcht, 
kann er ſich an mich wenden. Aber ich verwahre mich dagegen, 
daſs derartige Vorwürfe erhoben werden. (Zuſtimmung links.) 
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Cem.-Nath Freiß. v. Engerth: Ich bitte um das Wort! 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Aber ich bitte, es iſt 
ja nicht ſo böſe gemeint, es iſt nicht ſo gefährlich. (Heiterkeit.) 

Wir ſchreiten nun zur Ab ſtimmun g. 

Gegen den Antrag des Stadtrathes iſt eine Einwendung 
erhoben worden, dahin gehend, dafs ſtatt des Wortes „gnaden⸗ 
weiſe“ geſetzt werde „billigerweiſe“. Ich bringe daher den Antrag 
des Stadtrathes vorläufig mit Hinweglaſſung dieſes Wortes 
„gnadenweiſe“ zur Abſtimmung. Diejenigen Herren, welche mit 
dem Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen. 

Nun bringe ich den Gegenantrag des Herrn Gemeinderathes 
Prof. Schleſinger zur Abſtimmung, welcher wünſcht, dafs 
ſtatt des Wortes „gnadenweiſe“ das Wort „billigerweiſe“ geſetzt 
werde. 

Diejenigen Herren, welche für das Wort „billigerweiſe“ find, 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt abgelehnt. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche für das Wort „gnaden— 


weiſe“ find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt ange: 


nommen. 
Beſchluſs: Es wird die Zuſtimmung ertheilt, dafs ſämmtlichen 
proviſoriſch angeſtellten Lehrkräften, welche vor dem 
1. Jänner 1896 in Verwendung ſtanden und bis zum 
Ende des Schuljahres ununterbrochen Dienſte geleiſtet 
haben, ihre Bezüge vom 16. Juli bis 15. September 
d. J. gnadenweiſe, ohne Anerkennung einer Rechts— 
verbindlichkeit aus dem Bezirksſchulfonde erfolgt werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Der Gegenſtand iſt 
erledigt; ich bitte den Herrn Referenten, in der Berichterſtattung 
fortzufahren. 

25. Referent Gem.-Rath Dr. Wähner: Zahl 5288. 
Es handelt ſich hier um die Krankenverſicherung der Bedienſteten 
der ſtädtiſchen Berufsfeuerwehr. 

Sehr geehrte Herren! Bis zum Anfange des Jahres 1895 
beſtand bei der Gemeinde Wien die Gepflogenheit, welche theils 
auf alten magiſtratiſchen Verfügungen, theils auf Herkommen be— 
ruhte, daſs denjenigen Mitgliedern der ſtädtiſchen Feuerwehr, 
welche nicht zu den definitiv angeſtellten Gemeindebedienſteten 
zu rechnen ſind, im Falle der Erkrankung die Pflege koſtenfrei 
im Marodenzimmer ertheilt, fie von einem Arzte des Stadtphyſi⸗ 
kates behandelt, und dass ihnen ebenſo die Medicamente koſtenfrei 
gegeben werden. Bei Abgabe in ein Spital wurden ſie auf Ge— 
meindekoſten verpflegt und in beiden Fällen wurde ihnen der volle 
Lohn fortbezahlt. Als die Wirkſamkeit der Bezirkskrankencaſſa 
eintrat, wurde inſofern nichts an den beſtehenden Begünſtigungen 
für die Mitglieder der Feuerwehr geändert, als ihnen, näm— 
lich den Bedienſteten der Feuerwehr, die zuſtehenden Kranken— 
gelder von der Gemeinde auf den vollen Lohn erhöht wurden, und 
daſs die Gemeinde die Koſten der Bezirkskrankencaſſa trug. Nun 
wurde im Jahre 1894 der Krankenverein der Stadtbedienſteten 
gegründet und am 12. Juli 1895 wurde nach Anhörung des 
Beirathes vom Herrn Bezirkshauptmanne die Verfügung getroffen, 
daſs ſämmtliche Gemeindebedienſtete dieſem Krankenvereine bei- 
zutreten hätten. Es würden daher auch die Angeſtellten der Be— 
rufsfeuerwehr, von denen wir hier zu ſprechen haben, unter die— 
jenigen Perſonen fallen, auf welche ſich jene Verfügung des Herrn 
Bezirkshauptmannes bezieht. Durch den Beitritt derſelben zu 
dieſem Krankenvereine würde nun ihre Lage nicht unweſentlich 
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verſchlechtert. Es hat daher auch ſchon in jene Verfügung der 
Herr Bezirkshauptmann eine Beſtimmung aufgenommen, dass den— 
jenigen Gemeindebedienſteten, welche bisher bei der Bezirks⸗ 
krankencaſſa verſichert ſind, die Verſicherungsbeiträge ſeitens der 
Gemeinde bezahlt werden. 

Für die weiter Aufgenommenen würde natürlich dieſe Be— 
günſtigung entfallen. Der Magiſtrat hat nun Anſtand genommen, 
dieſe Beſtimmung des k. k. Bezirkshauptmannes auf die freiwilligen 
Feuerwehren auszudehnen, weil er der Meinung war, dafs dadurch 
eine bedeutende Unzufriedenheit innerhalb des Perſonales entſtehen 
würde, eine Unzufriedenheit, welche auch für die Gemeinde umſo— 
weniger günſtig und angenehm ſein kann, als ja ohnehin im 
Perſonale der ſtädtiſchen Feuerwehr ein außerordentlicher Wechſel 
ſtattfindet, ein Wechſel, welcher ein fo hoher iſt, dass innerhalb 
weniger Jahre eigentlich das ganze derartige Perſonale ſich er— 
neuert hat. Es wurde darum auch über Anſuchen des Magiſtrates 


vom Herrn Bezirkshauptmanne ſpäter die Verfügung getroffen, 


dass es vorläufig von dieſer Beſtimmung, die ich früher erwähnt 
habe, bezüglich der Feuerwehrbedienſteten ſein Abkommen zu 
finden habe. 

Wir ſtehen nun vor der Frage, welche endgiltige Regelung 
diesbezüglich zu treffen ſei. Wir haben folgende Möglichkeiten: 
Entweder könnten wir es bei der bisherigen Übung, nämlich der 
Verſicherung bei der Bezirkskrankencaſſa belaſſen, oder wir könnten 
die Beſtimmung treffen, dafs die Feuerwehrleute dem erwähnten 
Krankenvereine beizutreten haben, oder wir könnten auch vom § 4 
des Krankenverſicherungsgeſetzes Gebrauch machen, welcher lautet 
(liest): „Die politiſchen Behörden I. Inſtanz find berechtigt, Per— 
ſonen, welche im Krankheitsfalle mindeſtens für 20 Wochen auf 
Verpflegung und ärztliche Behandlung in der Familie des Arbeits— 
gebers oder auf Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes An- 
ſpruch haben, mit ihrer Zuſtimmung nach Unterſuchung der Sach— 
lage von der Verſicherungspflicht zu befreien.“ 

Wir würden alſo in der Lage fein, die Befreiung von der 
Verſicherungspflicht für dieſe Gemeindebedienſteten zu erwirken und 
die Begünſtigungen, welche wir ihnen früher haben zukommen laſſen, 
ihnen auch in Zukunft ft zukommen zu laſſen. 

Es hat nun die Stadtbuchhaltung ein eingehendes Referat 
darüber erſtattet, wie ſich die Koſten in den genannten drei Fällen 
ſtellen würden. ö | 

Ich habe bezüglich des zweiten Falles, d. i. des Beitrittes 
zu dem erwähnten Krankenvereine der ſtädtiſchen Bedienſteten, zu 
‚erwähnen, daſs wir nach der Ausſage aller Organe und namentlich 


des Feuerwehrcommandos, es nicht gut verantworten könnten, uns 


bezüglich der Bedienſteten der Feuerwehr crajs auf den Stand— 
punkt des Krankenvereines zu ſtellen, weil dadurch, wie ſchon 
früher erwähnt, ihre Lage außerordentlich verſchlechtert würde. 
Der Feuerwehrcommandant ſchlägt vor, daſs, wenn wir uns 
dazu entſchließen ſollten, wir doch jedenfalls diejenigen Begünſti⸗ 
gungen, welche ſie bisher hatten, aufrechthalten, beziehungsweiſe 
die Ergänzung derſelben leiſten ſollten. 


ferner dieſen gewiſſen Lohn definitiv auszuzahlen hätten, um welchen 
die Leute zu kurz kommen würden. Mit Einrechnung dieſer Be⸗ 
günſtigung ſtellt ſich heraus, daS wir nach dem gegenwärtigen 
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beim Wiener Magiſtrate als politiſcher Behörde erſter J 

Es ſtellt ſich die Sache fo, daſs wir anſtatt des dritten 
Theiles der Zahlungen, welche wir an dieſen Krankenverein zu 
leiſten haben, die ganzen Beträge zu übernehmen hätten, dass wir 
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Stande der Verhältniſſe in dieſem Falle die jährlichen Geſammt— 
koſten von 8460 fl. zu tragen hatten. 

Im Falle es bei der bisherigen Übung mit der Bezirks⸗ 
krankencaſſa zu verbleiben hätte, würden ſich die Koſten auf 
6160 fl. ſtellen, und im Falle wir von der Begünſtigung des 
§ 4 des Krankenverſicherungsgeſetzes Gebrauch machen würden, 
die Koſten nach den bisherigen Verhältniſſen circa 4400 fl. jährlich 
betragen. 

Der Stadtrath hat ſich daher in Übereinſtimmung mit dem 
Magiſtrate entſchloſſen, Ihnen vorzuſchlagen, den dritten Modus 
zu wählen, nämlich die Befreiung von der Verſicherungspflicht bei 
der Bezirkskrankencaſſa und die Übernahme der Verſicherung in 
eigene Regie, d. h. alſo bei dem Modus, welcher vor Schaffung 
der Bezirkskrankencaſſa üblich war, zu verbleiben. 

Es würde ſich dann nur noch darum handeln, ob den Leuten 
die Differenz zwiſchen dem Lohne und den Verpflegskoſten im 
Falle der Spitalsbehandlung auszubezahlen ſei, oder ob in dieſem 
Falle der ganze Lohn auszuzahlen ſei. Diesbezüglich iſt der 
Magiſtrat anderer Meinung als der Stadtrath. Der Magiſtrat 
beantragt, nur die Differenz auszubezahlen. Der Stadtrath ſchlägt 
Ihnen aber in Übereinſtimmung mit dem früheren Gebrauche vor, 
den ganzen Lohn im Falle der Spitalsbehandlung auszubezahlen. 

Demnach ſtellen ſich die Anträge, wie folgt (liest): 

„1. Die Verfügung der proviſoriſchen Gemeindeverwaltung 
vom 3. Juli 1895, Z. 883, betreffend die Krankenverſicherung 
der ſtädtiſchen Arbeiter, hat auf die Feuerwehrmannſchaft ein— 
ſchließlich der Kutſcher und jener Chargen, welche nicht mit Jahres— 
gehalt angeſtellt ſind, keine Anwendung zu finden und wird dem— 
entſprechend dieſelbe von der im Punkte 2 der citierten Verfügung 
ausgeſprochenen Verpflichtung, dem neugegründeten Kranken- und 
Leichenvereine der Gemeindearbeiter Wiens beizutreten, enthoben. 

2. Die nach dem Geſetze vom 30. März 1888, R.-G.⸗Bl. 
Nr. 33, krankenverſicherungspflichtigen Mitglieder der Berufs- 
feuerwehr haben im Krankheitsfalle, ſolange die Krankheit dauert, 
und wenn ſie nicht früher endet, durch 20 Wochen vom Beginne 
derſelben Anſpruch auf den Fortbezug des vollen Lohnes, und 
wenn ſie in häuslicher Behandlung verbleiben, auf freie ärztliche 


Behandlung und unentgeltlichen Bezug der nothwendigen Heil— 


mittel und ſonſtigen therapeutiſchen Behelfe; im Falle die Natur 
der Krankheit die Aufnahme in ein Krankenhaus erfordert, beſtreitet 


die Gemeinde überdies für die genannten Bedienſteten die Spitals⸗ 


verpflegskoſten nach der letzten Claſſe auf die ganze Dauer der SpitalS- 


verpflegung, jedoch au über die 20wöchentliche Krankheitsdauer 


hinaus. 
In dieſem Sinne iſt der §S 19 des Organiſations-Statutes 


für die Feuerwehr vom Jahre 1884 zu ergänzen. 


3. Das Feuerwehr⸗Commando wird beauftragt, ſowohl für 
die bereits im communalen Dienſte ſtehenden verſicherungspflichtigen 
Mitglieder der Berufsfeuerwehr, als auch für jedes neueintretende 


derlei Mitglied, und zwar ſtets nur für die einzelne Perſon, mit 


aller Beſchleunigung die Befreiung von der Verſicherungspflicht 
nſtanz im 
Grunde des § 4 K.⸗V.⸗G. zu erwirken und zu dieſem Behufe die 
Zuſtimmung der zu befreienden Perſonen einzuholen; Perſonen, 
welche die Zuſtimmung verweigern, find bei der ſtädtiſchen Feuer⸗ 
wehr nicht aufzunehmen, beziehungsweiſe nicht weiter zu verwenden. 

Die bei der Bezirkskrankencaſſa bereits verſicherten Mitglieder 
hat das Feuerwehrcommando unverzüglich nach erwirkter Be— 
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freiung von der Verſicherungspflicht bei der genannten Caſſa wieder 
abzumelden. 

4. Im Hinblicke auf die Beſtimmungen sub Punkt 2 und 3 
werden die Magiſtratsdeerete vom 18. März 1853, 3. 39120, 
vom 18. December 1868, Z. 162612, und vom 9. December 
1895, 5. 68784, letzteres, ſoweit es die Anmeldung der Feuer— 
wehrmannſchaft, beziehungsweiſe Kutſcher, bei der Bezirkskranken— 
caſſa zum Gegenſtande hat, als gegenſtandslos außer Kraft geſetzt. 

Ich bitte um die Annahme dieſer Anträge. 


Bice- -Dürgermeifler Dr. Cueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? Herr Gem.-Rath Schlechter hat das Wort. 


Gem.⸗Nath Schlechter: Es läſst ſich nicht leugnen, dass die 
Anträge, welche vorliegen, von größtem Wohlwollen zeigen und es 
wird einer Kategorie von ſtädtiſchen Bedienſteten mit der Kranken— 
verſicherung gewiſs etwas ſehr Gutes gegeben. Ich mache aber dabei 
aufmerkſam, daſs das nicht der letzte Schritt in dieſer Sache fein 
kann, wenn Sie einer Kategorie von ſtädtiſchen Bedienſteten das 
Gute geben, was hier enthalten iſt, ſo iſt es doch ein Gebot der 
Gerechtigkeit und Billigkeit, daſs auch bei allen übrigen mit dem 
gleichen Maße vorgegangen werde. Ich glaube, es wird Ihnen auch 
aufgefallen ſein, daſs der Herr Referent einen Unterſchied hervor— 
gehoben hat, der darin beſteht, daſs nach der neuen Vorlage in 
dem Falle, wenn die Feuerwehrmannſchaft wegen einer Krankheit 
ins Spital kommt, während 20 Wochen nicht nur der volle Lohn 
ausbezahlt, ſondern auch ſämmtliche Koſten von der Gemeinde 
getragen werden. 

Ich mache darauf aufmerkſam, dafs das Krankenverſicherungs— 
geſetz nirgends ſo weit geht, und weder die Bezirkskrankencaſſa 
noch die Genoſſenſchafts⸗ Krankencaſſen könnten eine ſolche Leiſtung 
übernehmen. Es iſt Ihnen ja bekannt, dafs, wenn ein Mitglied, 
das auf Koſten einer ſolchen Caſſa verſichert iſt, in das Spital 
kommt, ihm nur die Differenz zwiſchen den Verpflegskoſten, die 
aufgelaufen ſind, und dem Verſicherungsbetrage ausbezahlt wird. 
Wenn beiſpielsweiſe die Spitalsverpflegskoſten höher ſind als der Satz 
des täglichen Krankengeldes, ſo bekommt das Mitglied gar nichts. 
In dieſer Weiſe ſind alle unſere Arbeiter im Gewerbe, alle indu— 
ſtriellen Arbeiter überhaupt verſichert. Das Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz ſchützt alſo den Arbeiter bezüglich der Krankheit und der 
Unterbringung im Spitale gar nicht. Denn für den Fall, als die 
Verpflegskoſten höher ſind als die von der Krankencaſſa zu ent— 
richtenden Verpflegsgebüren, fo ift es ſelbſtverſtändlich, daſs kein 
Überſchuſs bleibt und dafs der Mann nichts bekommt. Dieſer 
Grundſatz iſt aber auch für den Krankenverein maßgebend geweſen, 
der für die Bedienſteten organiſiert worden iſt, und es hat auch der 


Herr Referent davon Erwähnung gethan. Auch dort iſt die Beſtimmung 


aufgenommen — und zwar iſt dies der letzte Abſatz, der vom Herrn 
Bezirkshauptmanne erlaſſenen Verfügung — dafs in einem ſolchen 
Falle, wo ein Mitglied der Caſſa entweder krank wird oder in 
ein Spital abgegeben wird, dasſelbe nur die Differenz bekommt, 
und daſs ihnen auch der Lohn eingeſtellt wird. 

Hier gehen Sie aber bei der Feuerwehr ſo weit, die ganze 
Verpflegung zu übernehmen, ſei es nur die Verpflegung im Hauſe 
oder die Verpflegung im Spitale, und ſie belaſſen außerdem auf 
20 Wochen den vollen Lohn. Dieſes Vorgehen iſt gewiſs human, 


das muſs man zugeben, und es ließe ſich von dieſer Seite auch 


nichts dagegen einwenden. Wenn Sie aber bei dieſer einen Kate⸗ 
gorie einen ſolchen Vorgang einhalten, ſo müſſen Sie auch für 
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die übrigen dasſelbe bewilligen und Sie werden daher mit dieſer 
einen Begünſtigung die Sache nicht abſchließen können. Sie ſollten 
alſo nicht ſo vorgehen, denn wenn Sie ſchon für eine Kategorie 
ſtädtiſcher Bedienſteten eine ſolche Verſicherung einrichten, ſo ſollten 
Sie dieſen Vorgang überhaupt principiell einhalten, ob es nun 
einen Bedienſteten der Feuerwehr, der Straßenſäuberung oder der 
Marktaufſicht betrifft. Was dem einen recht iſt, muss dem anderen 
billig fein. Ich habe Sie nur darauf aufmerkſam gemacht und 
will auch gar nicht dagegen ſprechen. Aber wir ſind wenigſtens 
genau informiert, dass dies gewiſs nicht der letzte Schritt iſt, 
ſondern — und das wird mir auch der Herr Referent zugeben — 
daſs ſich auch weitere Conſequenzen daran knüpfen werden. Ich 
erkläre für meine Perſon für den Antrag zu ſtimmen, aber auch, 
daſs, wenn man von einer anderen Seite kommen wird, dafs dieſe 
Wohlthat, die wir der Feuerwehr gewähren, auch anderen Be— 
dienſteten zukommen ſoll, dafs ich ſelbſtverſtändlich auch dann 
dafür ſtimmen werde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Dr. Porzer! 

Gem.-Rath Dr. Porzer: Es iſt gewiss nothwendig, dass 
man ſich darüber klar wird, wie weit die Maßregel reicht, die der 
Stadtrath vorgeſchlagen hat, und es iſt auch richtig, daſs, wie der 
Herr Vorredner bemerkt hat, in dieſer Richtung in den Anträgen 
des Stadtrathes weitergegangen wird als es die Verpflichtung der 
Gemeinde nach den allgemein beſtehenden Vorſchriften wäre; denn 
nach § 4 des Krankenverſicherungsgeſetzes, welchen der Herr Referent 
zum Vortrage gebracht hat, würde ja die Befreiung vom Beitritte 
zur Bezirkskrankencaſſa ſchon dann eintreten, wenn entweder durch 
20 Wochen Verpflegung und ärztliche Behandlung geſichert wird 
oder der Lohn vollſtändig ausbezahlt wird. Nach dem Antrage des 
Stadtrathes ſoll beides geſchehen und daher weitergegangen werden 
als die Gemeinde nach dem Geſetze verpflichtet iſt. Ich muss aber 
jagen, dajs die Verſicherten auf dieſem Wege auch bedeutend mehr 
bekommen als ſie von der Bezirkskrankencaſſa erhalten würden. 
Denn nach den Beſtimmungen des Bezirkskrankencaſſengeſetzes 
haben fie Anſpruch auf ärztliche Behandlung und Verpflegung und 
auf 60 Percent des üblichen Taglohnes. Der Staͤdtrath ſchlägt 
aber die volle Ausbezahlung des Lohnes und die ärztliche Ver— 
pflegung vor. Ich bin mir alſo vollkommen darüber klar — und 
ich nehme an, dafs ſich auch der Gemeinderath darüber klar iſt — 
dafs hier von der Gemeinde weiter gegangen wird als es ihre 
Pflicht iſt. Ich erkläre aber gleichzeitig — und da gehe ich nicht 
mit dem verehrten Herrn Vorredner auf einem Wege, ſondern ich 
weiche da ab — dafs ich dennoch für die Anträge des Stadtrathes 
ſtimmen werde, und zwar in der Erwägung, dafs die Feuerwehr— 
mannſchaft eine ganz andere Stellung einnimmt als alle übrigen 
Gemeindebedienſteten. (So iſt es! links.) Es iſt nicht gleichgiltig, 
wenn ein Mann ſchon infolge ſeines Berufes genöthigt iſt, ſich 
körperlichen Gefahren und Unglücksfällen auszuſetzen, wie dies bei 
der Feuerwehrmannſchaft der Fall iſt. Da braucht man nicht ein— 
mal die unmittelbare Gefahr in Betracht zu ziehen, in welcher. 
der Mann ſich befindet, wenn er zum Löſchen kommt, ſondern 
nehmen wir die mittelbaren Gefahren an, durch Verkühlung und 
andere Nebenumſtände, die mit einem jo plötzlichen Temperatur- 
wechſel verbunden ſind, welchem dieſe Leute ausgeſetzt ſind, ſo wird 
uns klar, dass gerade bei dieſer Kategorie von Bedienſteten der 
Gemeinde ausnahmsweiſe weiteſtgehende Verfügungen in der Richtung 
am Platze ſind, und dies beſtimmt mich, für die Anträge des 
Stadtrathes zu ſtimmen. 
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Ich möchte mir aber nur bezüglich des Punktes 2 eine kleine, 
mehr ſtiliſtiſche Abänderung zu beantragen erlauben. Es iſt nämlich 
dort davon die Rede, das jene Kranken, welche nicht im Spitale 
ſind, die freie ärztliche Behandlung und den unentgeltlichen Bezug 
der nothwendigen Heilmittel haben ſollen. Dann heißt es (liest): „im 
Falle die Natur der Krankheit die Aufnahme in ein Krankenhaus 
erfordert, beſtreitet die Gemeinde überdies für die genannten Be— 
dienſteten die Spitalsverpflegskoſten nach der letzten Claſſe auf die 
ganze Dauer der Spitalsverpflegung u. ſ. w.“ 

Das ſcheint mir ſprachlich nicht ganz richtig zu ſein, denn 
es iſt offenbar gemeint, daſs außer der Fortbezahlung des Lohnes 
noch die Verpflegskoſten bezahlt werden. Ich möchte mir daher 
den Antrag erlauben, dass ſtatt des Wortes „überdies“ gejagt 
werde: „nebſt der Fortbezahlung des vollen Lohnes“. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Helbig! 

Gem.-Nath Helbig: Ich möchte mir die Anfrage erlauben, 
warum die Koſten für 20 Wochen bezahlt werden ſollen, nachdem 
meines Wiſſens bei allen Krankencaſſen die Spitalsverpflegskoſten 
nur auf 4 Wochen gezahlt werden. (Widerſpruch.) Die Spitals— 
verpflegskoſten werden meines Wiſſens z. B. bei der Bezirkskranken⸗ 
caſſa nur durch 4 Wochen gezahlt, während der Patient dann das 
Krankengeld für 20 Wochen auf die Hand bekommt. Ich möchte 
mir daher die Anfrage erlauben, warum 20 Wochen bezahlt werden. 
Ich bin ſehr dafür, daſs dem Feuerwehrmanne alles Gute zugewendet 
werde, ich ſehe aber nicht ein, warum, wenn es nicht unbedingt 
ſein muſs, der Spitalsverwaltung die 20 Wochen erſetzt werden. 
Ich möchte hierüber um Aufklärung bitten. 

Referent: Bezüglich der Einwände der beiden Vorredner 
verweiſe ich nur auf eine Außerung des Commandauten der 
ſtädtiſchen Feuerwehr über die Verhältniſſe bei der Feuerwehrmann— 
ſchaft. Ich werde dieſen kurzen Paſſus verleſen. Er ſchreibt (liest): 

„Für die ſchlechten Verhältniſſe bei der Feuerwehrmannſchaft 
führt das gefertigte Commando von vielen Beweiſen nur den 
auffallenden Wechſel in der Mannſchaft an, nach welchem im 
Jahre 1894 bei einem Mannſchaftsſtande von 231 Köpfen 
(ohne Kutſcher und Drudmänner) 154 Mann, und im Jahre 1895 
bei einem Stande von 392 Mann, ausſchließlich der mit Decret 
Angeſtellten und einſchließlich der Kutſcher und Druckmänner, 
283 Mann, das iſt nahezu drei Viertel des Standes, ausgetreten 
ſind.“ 

Ich führe das deshalb an, weil gerade das ein zwingender 
Beweis dafür iſt, dajs es nicht angeht, die Verhältniſſe, wie ſie 
bisher beſtanden haben und wie ſie auf einer uralten Übung der 
Feuerwehr beſtehen, zu verſchlechtern. Ich habe eingangs erwähnt, 
daſs die urſprüngliche Handhabung eine derartige war, wie wir ſie 
jetzt eigentlich wieder einführen wollen. Denn als die Verſicherung bei 
der Bezirkskrankencaſſa geſchaffen wurde, hat die Gemeinde die 
Nachtheile, die der Feuerwehrmannſchaft erwuchſen, wieder ausge— 
glichen, indem ſie für die Mehrkoſten aufgekommen iſt, und wenn 
wir uns heute entſchließen würden, die Feuerwehrleute einem Kranken— 
vereine zuzuweiſen, ſo würde uns höchſtwahrſcheinlich nichts anderes 
übrig bleiben, wenn wir nicht die Qualität des Perſonales bei 
der Feuerwehr ganz außerordentlich verſchlechtern und die Fluc— 
tuation, von welcher der Feuerwehrcommandant ſpricht, noch er— 
höhen wollten, ebenfalls dieſe Begünſtigungen dem Perſonale in 
der Weiſe zu gewähren, beziehungsweiſe durch eigene Nachzahlung 
die Nachtheile wieder wettzumachen. Ju dieſem Falle würden ſich 
die Koſten bedeutend höher ſtellen, als nach dem von uns vorge— 
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ſchlagenen Projecte der Benützung des §4 des Krankenverſicherungs— 

geſetzes. 

Was nun die Äußerung des Herrn Gem.-Rathes Helbig 
bezüglich der vier Wochen betrifft ſtatt der vorgeſchlagenen 20, 
habe ich zu bemerken: Es iſt vollſtändig richtig, dass wir nicht 
verpflichtet wären, dieſe Begünſtigung über die vier Wochen hinaus 
zu erſtrecken. Jedoch mache ich die Herren darauf aufmerkſam, 
was dann in ſolchen Fällen praktiſch eintritt. Der Betreffende iſt 
zunächſt verpflichtet, natürlich die Mehrkoſten ſelbſt zu beſtreiten 
oder feine Verwandten in auf- und abſteigender Linie find dazu 
verpflichtet. Erſt wenn ſich herausſtellt, daſs weder er noch ſeine 
Verwandten dieſe Koſten zu beſtreiten in der Lage ſind, würde der 
Landesfonds herangezogen werden. Meine Herren! Dieſe Ver— 
hältniſſe machen in jedem einzelnen derartigen Falle — es ereignen 
ſich ſolche Fälle außerordentlich ſelten — für den Magiſtrat ſo 
viele Erhebungen und Umſtändlichkeiten nothwendig, dafs das 
praktiſch weit höhere Koſten verurſachen würde, als dieſe ſelten 
eintretenden Mehrkoſten, die wir für die gänzliche Dauer der von 
uns übernommenen Verpflichtungszeit leiſten müſſen, erwachſen 
würden. Ich bitte Sie daher, auch in dieſem Punkte die Anträge 
des Stadtrathes anzunehmen, und habe nur noch hinzuzufügen, 
daſs vom Magiſtratsreferenten urſprünglich vier Wochen in Aus- 
ſicht genommen waren, und dafs das Magiſtratsgremium mit allen 
Stimmen gegen die des Referenten beſchloſſen hat, davon Umgang 
zu nehmen und. auf die ganze Dauer auszudehnen, und auch der 
Magiſtratsreferent hat ſich dem nachträglich angeſchloſſen. 

Gem.-Nath Dr. Vorzer: Nur eine ganz kurze Bemerkung 
bezüglich der Anfrage des Herrn Gem.-Rathes Helbig möchte 
ich mir erlauben. Die 20 Wochen haben ihre volle Begründung; 
nämlich nach § 4 des Bezirkskrankengeſetzes tritt die Befreiung 
vom Beitritte zur Bezirkskrankencaſſa nur dann ein, wenn nach— 
gewieſen wird, daſs der Betreffende durch 20 Wochen den Lohn 
von feinem Arbeitsgeber bekommen hat. Darum muſste dieſe Be— 
ſtimmung aufgenommen werden, wenn nicht die Leute der Bezirks— 
krankencaſſa beitreten ſollen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Gegen die Anträge des Stadtrathes iſt nur eine Ein— 
wendung erhoben worden. Der Herr Gem.-Rath Dr. Borzer 
beantragt, daſs es im Punkte 2 ſtatt des Wörtchens „überdies“ 
heißen ſoll: „nebſt Fortbezahlung des vollen Lohnes“. Ich bringe 
zunächſt den Antrag des Stadtrathes mit Ausnahme des Wörtchens 
„überdies“ zur Abſtimmung. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche den Stadtraths-Antrag 
annehmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bringe nun den Antrag des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Porzer zur Abſtimmung. Diejenigen Herren, welche der 
Anſchauung find: dafs ſtatt des Wörtchens „überdies“ die Worte 
zu ſetzen ſind: „nebſt Fortbezahlung des vollen Lohnes“, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen und der Gegenſtand 
erledigt. 

Beſchluſs: 1. Die Verfügung der proviſoriſchen Gemeinde— 
verwaltung vom 3. Juli 1895, Z. 883, betreffend 
die Krankenverſicherung der ſtädtiſchen Arbeiter, hat 
auf die Feuerwehrmannſchaft einſchließlich der Kutſcher 
und jener Chargen, welche nicht mit Jahresgehalt 
angeſtellt ſind, keine Anwendung zu finden und wird 
dementſprechend dieſelbe von der im Punkte 2 der 
citierten Verfügung ausgeſprochenen Verpflichtung, dem 
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neugegründeten Kranken- und Leichenvereine der Ge— 
meindearbeiter Wiens beizutreten, enthoben. 

2. Die nach dem Geſetze vom 30. März 1888, 
Nr. 33 R.⸗G.⸗Bl., krankenverſicherungspflichtigen Mit— 
glieder der Berufsfeuerwehr haben im Krankheitsfalle, 
ſo lange die Krankheit dauert, und wenn ſie nicht 
früher endet, durch 20 Wochen vom Beginne derſelben 
Anſpruch auf den Fortbezug des vollen Lohnes, und 
wenn ſie in häuslicher Behandlung verbleiben, auf 
freie ärztliche Behandlung und unentgeltlichen Bezug 
der nothwendigen Heilmittel und ſonſtigen therapeutiſchen 
Behelfe; im Falle die Natur der Krankheit die Auf— 
nahme in ein Krankenhaus erfordert, beſtreitet die 
Gemeinde nebſt Fortbezahlung des vollen Lohnes für 
die genannten Bedienſteten die Spitalsverpflegskoſten 
nach der letzten Claſſe auf die ganze Dauer der 
Spitalsverpflegung, jedoch nicht über die »Owöchent— 
liche Krankheitsdauer hinaus. 

In dieſem Sinne iſt der § 19 des Organiſations— 
Statutes für die Feuerwehr vom Jahre 1884 zu ergänzen. 

3. Das Feuerwehrcommando wird beauftragt, 
ſowohl für die bereits im communalen Dienſte ſtehenden 
verſicherungspflichtigen Mitglieder der Berufsfeuerwehr, 
als auch für jedes neueintretende derlei Mitglied — 
und zwar ſtets nur für die einzelne Perſon — mit 
aller Beſchleunigung die Befreiung von der Ver— 
ſicherungspflicht beim Wiener Magiſtrate als politiſcher 
Behörde 1. Inſtanz im Grunde des S 4 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes zu erwirken und zu dieſem Behufe 
die Zuſtimmung der zu befreienden Perſonen einzu— 
holen; Perſonen, welche die Zuſtimmung verweigern, 
ſind bei der ſtädtiſchen Feuerwehr nicht aufzunehmen, 
beziehungsweiſe nicht weiter zu verwenden. 

Die bei der Bezirkskrankencaſſa bereits verſicherten 
Mitglieder hat das Feuerwehrcommando unverzüglich 
nach erwirkter Befreiung von der Verſicherungspflicht 
bei der genannten Caſſa wieder abzumelden. 

4. Im Hinblicke auf die Beſtimmungen sub 
Punkte 2 und 3 werden die Magiſtratsdecrete vom 
18. März 1853, Z. 39120, vom 18. December 1868, 
Z. 162612, und vom 9. December 1895, Z. 68784, 
letzteres ſoweit es die Anmeldung der Feuerwehr— 
mannſchaft, beziehungsweiſe Kutſcher bei der Bezirks— 
krankencaſſa zum Gegenſtande hat, als gegeuſtandslos 
außer Kraft geſetzt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bemerke, dafs in 
der gedruckten Tagesordnung ein Antrag vorkommt: „Erledigung 
vom 1. Juli 1896, Referent Herr Dr. Deutſchmann.“ Herr 
Dr. Deutſchmann iſt auf Urlaub gegangen und dieſer Herr 
Referent hatte die Güte, das Referat zu übernehmen. 

26. Referent Gem.-Rath Dr. Wähner: Zahl 4461. 
Es handelt ſich um eine Subvention des Wiedener Kindergarten— 
Comités. Das Wiedener Kindergarten-Comité hatte bisher einen 
Kindergarten errichtet und dafür von der Gemeinde die Be— 
günſtigung des freien Quartieres beanſprucht, welche ihm gewährt 
wurde. Es hat nun in der Goldegggaſſe einen zweiten Kinder— 
garten errichtet und erſucht — nachdem ſeine Mittel nicht ausreichen, 
die ihnen dadurch erwachſenden Mehrauslagen vollſtändig zu decken — 
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um eine Subvention, und zwar iſt zu bemerken, dass derſelbe ſich 

eingemietet hat in dem Hauſe des Bürgerſpitalfondes und einen Zins 

von ungefähr 500 fl. bezahlt. Es wird nun vom Stadtrathe der 

Antrag geſtellt, dem Kindergarten-Comité für dieſen Kindergarten 

in der Goldegggaſſe eine Subvention von 500 fl. für das Jahr 

1896 zu gewähren. Die budgetmäßige Deckung iſt noch verhanden. 

Vice-VBürgermeiſter Dr. Tueger: Ich erſuche diejenigen 
Herren, die damit einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Ge: 
ſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Bewilligung einer Subvention von 500 fl. pro 1896 
an das Wiedener Kindergarten-Comité für den neu— 
errichteten zweiten Wiedeuer Kindergarten. 

Pice-Bürgermeifter Dr. Tueger: Ich erſuche nun Herrn 
Collegen Rißaweg zum Referate. 

27. Referent Gem. Rath Nißaweg: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 5500 zu referieren. Es handelt ſich um die Bekanntgabe 
der Baulinie und des Niveaus für den Kirchenbauplatz im X. Be— 
zirke. Wie den Herren bekannt iſt, wird im X. Bezirke eine neue 
Kirche gebaut, welche ein Lieblingsproject Sr. Eminenz iſt und 
für welche lange ein paſſender Platz geſucht wurde. Dieſelbe ſoll 
nämlich nach den Motiven der Autonskirche in Padua erbaut 
werden. Es liegt nun hier der Plan vor. Es wurden in Ausſicht 
genommen die ſogenannten Gaſſelſeder'ſchen Gründe zwiſchen 
der Ettenreichgaſſe und der Himbergerſtraße. Es hat diesbezüglich 
am 6. Juli ein Augenſchein ſtattgefunden, an welchem die Ver— 
treter des Stadtbauamtes, ſowie des Bezirksausſchuſſes und der 
Architekt Ritt. v. Neumann, der Schöpfer dieſes Werkes, theil— 
genommen haben. Es wurde bei dieſer Gelegenheit beſtimmt, dafs 
nach dem vorliegenden Projectsplane die Situierung der Kirche in 
der Art erfolgen ſoll, daſs die Kuppelmitte in den Schnittpunkt 
der verlängerten Achſe der Neuſetzgaſſe mit einer im Abſtande von 
25 m zur ſüdlichen Baulinie der verlängerten Gellertgaſſe gezogenen 
parallelen Linie zu liegen kommt. 

Es iſt über die Angelegenheit im Stadtrathe verhandelt 
worden und man hat ſich dahin geeinigt, daſs die Achſe der Gellert— 
gaſſe, ſowie die Achſen der Durchbrüche von der Ettenreichgaſſe, 
ſowie der Himbergerſtraße ſich an einem Punkte treffen ſollen und 
ſoll dies beſtimmend ſein für die Situierung der neuen Kirche. 
Herr v. Neumann, mit welchem ich über die Sache Rückſprache 
genommen habe, erklärt ſich mit dieſer Situierung ebenfalls ein— 
verſtanden und bin ich daher in der Lage, den Herren die An— 
nahme des Stadtraths-Antrages zu empfehlen, welcher lautet (liest): 

„Genehmigung der Situierung dieſer Kirche auf den ſoge— 
nannten Gaſſelſeder'ſchen Gründen im X. Bezirke in der Art, 
daſs die Kuppelmitte im Durchſchneidungspunkte der Neuſetzgaſſe, 
Gellertgaſſe und der dritten noch unbenannten Gaſſe zu liegen 
kommt.“ 

Ich bitte Sie, dem Antrage Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. CTueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, bitte ich diejenigen 
Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Genehmigung der Situierung der neuen Kirche 
St. Anton von Padua im X. Bezirke auf den ſo— 
genannten Gaſſelſeder'ſchen Gründen im X. Bezirke 
in der Art, dajs die Kuppelmitte im Durchſchneidungs— 
punkte der Neuſetzgaſſe, Gellertgaſſe und der dritten 
noch unbenannten Gaſſe zu liegen kommt. 
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Vice Vürgermeiſter Dr. Tueger: 
Collegen Dr. Kupka zum Referate. 

28. Referent Gem. -Nath Dr. Kupka: Zahl 5485. Ich 
habe die Ehre, zu referieren über das Geſuch der Erſten Kinder— 
bewahranſtalt im X. Bezirke um Erhöhung der Subvention. 

Dieſer Verein iſt vom Gemeinderathe bereits wiederholt 
ſubventioniert und hat im Jahre 1895 eine Subvention von 
1200 fl. erhalten. Der Verein iſt auch beſtrebt, die humanitären 
Zwecke, deren Erfüllung ja namentlich im X Bezirke äußerſt noth- 
wendig iſt, zu fördern. Es iſt mit dieſer Kinderbewahranſtalt auch 
ein Knabenhort verbunden. 

Ich bringe der verehrten Verſammlung zur Kenntnis, daſs 
im Jahre 1895 dort 29.631 Kinder aufgenommen, gänzlich ver— 
köſtigt und dafs die Kinder auch nach dem Fröbel'ſchen Syſtem 
unterrichtet wurden. 

Die Frequenz 
geſteigert. 

Der Verein beabſichtigt nun, das Haus zu vergrößern und 
beſitzt bereits einen Baufond. Wenn dieſe Vergrößerung zuſtande 
gekommen iſt, wird die Kinderbewahranſtalt eine Vergrößerung 
von 141 Quadratmeter auf 351 Quadratmeter erhalten, fo dafs 
die Aufnahme von 40.000 Kindern möglich wird. 

In dieſe Kinderbewahranſtalt werden vorſchulpflichtige Kinder 
aufgenommen, in den Knabenhort aber Kinder, deren Eltern, 
jowohl Vater als Mutter, ihrer Arbeit nachgehen. Dieſe Kinder 
wären ſonſt aufſichtslos, dort aber werden ſie verköſtigt und auch 
beſchäftigt. Der Verein unterſtützt nicht nur eine Krippe, ſondern 
auch eine Kinderbewahranſtalt, einen Kindergarten, einen Knabenhort 
und hat auch eine Ausſpeiſeanſtalt. Dieſer Knabenhort iſt ja 
beſonders wichtig für die Kinder, und zwar nicht nur in ſanitärer 
Beziehung, ſondern auch in ſittlicher Beziehung. In ſanitärer 
ganz gewiſs dadurch, daj3 die Kinder während der Zeit, in welcher 
ſie dort ſind, vollſtändige Verköſtigung erhalten. Der Stadtrath 
hat daher beſchloſſen, dieſem äußerſt humanen Vereine eine Sub— 
vention von 2000 fl. zu bewilligen, und bemerke ich, daſs dieſe 
Poſt vollſtändig bedeckt iſt. Ich bitte um die Annahme dieſes 
Antrages. 

Gem.-Nath Dr. RNeiſch: Der Herr Referent hat eine 
Anzahl genannt, die nicht recht verſtändlich iſt, es liegt dies 
vielleicht in der Art der Zählung. 

Referent: Es iſt für das ganze Jahr gezählt; wenn man 
alſo durch die Zahl der Tage dividiert, kann man ſich alles 
berechnen. Die Zahl war 29.63], und jetzt ſollen 40.000 aufge— 
nommen werden für das gauze Jahr. Jedes Kind wird eben ſo 
oft gezählt, als es gebracht wird. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte diejenigen 
Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes einverſtanden 
ſind, die. Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Bewilligung einer Subvention von 2000 fl. pro 

1896 an die Erſte Kinderbewahranſtalt des X. Bezirkes. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich erſuche den Herrn 
Col = Gräf zum Referate. 

9. Neferent Gem.-Rath Gräf: Ich habe die Ehre, zu 
e zur Zahl 4515. Es handelt ſich um einen Zuſchußs— 
credit von 746 fl. 1 kr. zur Rubrik XXII Ic anläßlich der 
Pflaſterung um den Monumentalbrunnen in der Friedmanngaſſe 
und Hellgaſſe im XVI. Bezirke. 


Ich erſuche Herrn 


hat ſich gegen das Vorjahr um 1078 Köpfe 
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Dieſe Pflaſterung iſt äußerſt dringlich, und nachdem das 
Budget keine Deckung mehr bietet, bitte ich, einen Zuſchuſscredit 
in der genannten Höhe von 746 fl. 1 kr. zu genehmigen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte diejenigen 
Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Bewilligung eines Zuſchuſscredites von 746 fl. 1 kr. 

zur Rubrik XXII 1 «ç anläpſslich der Pflaſterung um 
den Monumentalbrunnen in der Friedmann- und 
Hellgaſſe, XVI. Bezirk. 

30. Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: Auf der Tagesordnung 


befindet ſich die Vornahme von Wahlen, und zwar von zwei Mit: 
gliedern in das Curatorium für das zu errichtende Joſefine v. 


Königswarter'ſche Kinderſpital, eines Mitgliedes in die Bau— 
deputation und eines Mitgliedes in die Specialcommiſſion zur 
Leitung des k. k. technologiſchen Gewerbemuſeums. 

Ich glaube, die Verſammlung iſt einverſtanden, daf3 die drei 
Wahlen unter einem ſtattfinden. (Zuſtimmung.) Ich erſuche den 
Herrn Schriftführer, die Namen zu verleſen, und bitte die Herren, 
die drei Stimmzettel gleichzeitig abzugeben. 

(über Namensaufruf des Schriftführers Gem.-Rathes Lehofer 
geben die Gemeinderäthe die Stimmzettel ab.) 

Ich bitte nunmehr Herrn Gem.-Rath Fiedler zum Referate, 
und zwar an Stelle des auf der gedruckten Tagesordnung als 
Referent augegebenen Herrn Gem.-Rathes Büſch, welcher bereits 
auf Urlaub gegangen iſt. 


31. Referent Gem.⸗»Nath Siedler: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 5296 zu referieren. Das Handelsgremium von Hernals 
bittet um eine Subvention für ihre kaufmänniſche Fortbildungs— 
ſchule. 

Der Stadtrath geſtattet ſich zu beantragen, 
gremium 300 fl. als Subvention zu gewähren. 

(Gem.-Rath Purſcht verläſst den Saal.) 

Dice-Bürgermeifter Dr. Tueger (unterbrechend): Ich bitte 
protokollariſch zu erwähnen, daſs Herr Gem.-Rath Purſcht den 
Saal verläist. 

Referent (fortfahrend): Das Handelsgremium von Hernals 
hat bis jetzt eine Subvention von 500 fl. bezogen. Der Stadtrath 
hat ſich aber veranlasst geſehen, mit Rückſicht darauf, daſs wir 
11 ſind, die Subventionen ſoviel als möglich zu beſchränken, 
nur eine Subvention von 300 fl. zur Annahme zu empfehlen. 
Ich bitte um die Annahme des Stadtraths-Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, bitte ich diejenigen 
Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt a n⸗ 
genommen. = | 
Beſchluſs: Bewilligung einer Subvention von 300 fl. pro 1896 

für die kaufmänniſche Fortbildungsſchule des Handels— 
gremiums in Hernals. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Steger: Damit heute das Er— 
gebnis der Wahl verkündet werden kann, weil ſpeciell die Wahl 
in die Baudeputation von außerordentlicher Wichtigkeit iſt, ſo 
unterbreche ich die Sitzung und bitte die Herren, nach 10 Minnten 
wieder hier zu erſcheinen. 

(Die Sitzung wird um 6 Uhr 20 Minnten unterbrochen. 
Wiederaufnahme derſelben um 6 Uhr 30 Minuten.) 


dem Handels— 
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32. Bice-Bürgermeifler Dr. Tueger: Ich erkläre die 
Sitzung für wiedereröffnet. 

In die Baudeputation wurde gewählt Herr Richard 
Jordan, Architekt und Baumeiſter in Wien, IX., Waijenhaus- 
gaſſe 3, mit 58 Stimmen; 

in die Specialcommiſſion zur Leitung des k. k. 
Technologiſchen Gewerbe-Muſeums wurde gewählt Herr 
Gem.⸗Rath Hipp mit 62 Simmen; 

in das Curatorium für das zu errichtende „Joſefine 
v. Königswarter'ſche Kinderſpital“ wurden gewählt die 
Herren Gem.⸗Räthe Pichler und Hütter mit je 61 Stimmen. 

Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen; es findet nun 
noch eine vertrauliche Sitzung ſtatt. 

(Schlufs der öffentlichen Sitzung 6 Uhr 35 Minuten abends.) 


Beſchluſs Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 17. Juli 1896. 
Vorſitz: Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger. 

1. (4890.) Gem.-Nath Tomola beantragt die Gewährung 
einer Gnadengabe von jährlich 400 fl. auf Lebensdauer vom Tage 
der Dienſtesenthebung für Johann Halbhuber, Waſſerleitungs— 
aufſeher. (Angenommen. ) 

2. (53 12.) Derſelbe beantragt die Erhöhung der Gnaden— 
gabe per 60 fl. auf 96 fl. jährlich, vom 1. Auguſt 1896 an für 
Marie Fohleutner, Steueramtsofficialswaiſe. 

(An genommen.) 

3. (5309.) Derſelbe beantragt die Gewährung einer ein— 
maligen Abfertigung von 320 fl. an Sophie Kreiſer, Gemeinde— 
ſecretärswitwe. (An genommen.) 

4. (4953.) Derſelbe beantragt die Verleihung des Bürger— 
rechtes mit Nachſicht der Taxen an Joſef Ullrich, penſionierter 
Steueramtscontrolor. (Angenommen.) 

5. (2836.) Derfelbe beantragt die Verleihung der doppelt 
großen goldenen Salvator-Medaille an Alexander Krenn, penſio— 
nierter Magiſtratsdirector. (An genommen.) 

6. (5280.) Derſelbe beantragt Gewährung einer in die 
Penſion einrechenbaren Perſonalzulage von jährlich je 50 fl. vom 
1. Juli 1896 an, für Karl Kraft, Telegraphiſt der Feuerwehr, 
Franz Ricker und Johann Schmidt, Feuerwehrmänner. 

(Angenommen.) 

7. (5300.) Derſelbe beantragt die Verleihung des Bürger— 
rechtes mit Nachſicht der Taxen an Dr. Anton Kauer, Com— 
munal⸗Oberrealſchuldirector. (Angenommen.) 

8. (5600.) Gem.-Nath Hraba beantragt die gnadenweiſe 
Anrechnung einer zehnjährigen Dienſtzeit für den verſtorbenen 
Julius Kahofer bei Bemeſſung der Penſion und der Erziehungs— 
beiträge für Joſefine Kahofer, Lagerhausdienerswitwe und deren 
Kind. | Angenommen.) 


9. (5619.) Derſelbe beantragt die Gewährung einer Gnaden: 
gabe von jährlich 60 fl. vom 1. Auguſt 1896 an auf drei Jahre 
für Suſanne Fiſcher, Oberkammeramts-Caſſendirectorswaiſe. 

(Angenommen.) 
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10. (5785.) Gem. -Rath Dr. Wähner beantragt die Ver— 
leihung der großen goldenen Salvator-Medaille an den Wiener 
Thierſchutzverein anläſslich feines 50jährigen Beſtandes. 

Angenommen.) 

11. (5201) Gem. Bath Dr. Mayreder beantragt die 
Widmung eines Ehrengeſchenkes von 6000 Kronen in Gold an die 
Ingenieure Johann Hermanek, Ferdinand Nagl und Karl 
Wolf in Anerkennung ihrer Verdienſte durch Verfaſſung eines 
Projectes für die Wienfluſs-Einwölbung. Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Studtruth. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 10. Juli 1896. 
Vorſitzende: Bürgermeiſter Joſef Strobach. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Karl Lueger. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Joſef Neumayer. 


Anweſende: Braun, Purſcht, 
Büſch, Rauer, 
Fiedler, Riß aweg, 
Gräf, Schreiner, 


Grünbeck Sebaſtian, Seichert, 


Hörmann, Tomola, 
Hraba, Dr. Wähner, 
Dr. Krenn, Weitmann, 
Dr. Mayreder, Weſſely. 


Müller Lorenz, 


Beurlaubt: St.-R. Dr. Deutſchmann, Hipp, Dr. Kupka. 
Experte: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Jamöck. 
Schriftführer: Magiſtrats-Commiſſär Dr. Weiſer. 


Vürgermeiſter Strobach eröffnet die Sitzung. 

Einladung des Vorſtehers des V. Bezirkes zu der Mittwoch den 
15. d. M. ſtattfindenden Schluſsfeier an der Karl Die hl'ſchen 
Fortbildungsſchule im V. Bezirke. (Zur Kenntnis.) 

(5386 und 5390.) St.-R. Tomola referiert über die Anſuchen 
der Leitungen der Unterrichtsabtheilungen für taubſtumme Kinder XV., 
Zinkgaſſe 12/14, und IX., Gemeindegaſſe 2, um Auszahlung der Re— 
munerationen für die Lehrkräfte an beiden Anſtalten, ſowie für den 
Schuldiener an der letzteren Anſtalt noch vor Ablauf des Schuljahres 
und beantragt die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 

(5367.) St.⸗R. Tomola referiert über die Note des Bezirks— 
ſchulrathes vom 4. Juli 1896, Z. 3731, betreffend die Zuſtimmung 
der Gemeinde zur Trennung der beiden Volksſchulen von den Bürger— 
ſchulen im XIV. Bezirke, Selzergaſſe 19 und Kröllgaſſe 20, und be- 
antragt, beim k. k. n.⸗ö. Landesſchulrathe anzuſuchen, dass die Knaben— 
Volks⸗ und Bürgerſchule XIV., Selzergaſſe 19, und ebenſo die 
Mädchen⸗Volks⸗ und Bürgerſchule XIV., Kröllgaſſe 20, proviſoriſch 
unter je einer Leitung bis zur Eröffnung des Schulhauſes am Cardinal 
Rauſcherplatze belaſſen werden. Angenommen.) 

(5300.) St.⸗R. Tomola referiert über die Penſionierung des 
Directors der Gumpendorfer Communal-Oberrealſchule Dr. Anton 
Kauer und beantragt: 
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1. den Genannten über ſein Einſchreiten unter Anweiſung eines 
Penſionsbezuges von jährlich 3100 fl., reſp. 3565 fl. und 1. September, 
reſp. 1. November 1896, ſowie unter Einſtellung der Activitätsbezüge 
mit 31. Auguſt 1896 und Verhaltung desſelben zur Räumung der 
Naturalwohnung mit Ende Auguſt 1896, ab 1. September 1896 in 
den bleibenden Ruheſtand zu verſetzen; 

2. demſelben die für September und October 1896 entfallende 
Quartiergeldäquivalentquote per 155 fl. anzuweiſen, und 

3. demſelben das Bürgerrecht mit Nachſicht der Taxen zu ver— 
leihen. Angenommen; Antrag 3 an den Gemeinderath.) 

(5229.) St.⸗R. Tomolla referiert über die Eingabe des Vor— 
ſtehers des IX. Gemeindebezirkes um Abänderung der Bezeichnung 
„Glaſergaſſe“ in „Julius Glaſergaſſe“ und beantragt die Ablehnung. 

Angenommen.) 

(5257.) St.⸗R. Tomola referiert über den Antrag des Gen.- 
Rathes Schleſinger auf Abänderung des Namens „Straßnicki— 
gaſſe“ in „Schulz-Straßnickigaſſe“ und beantragt, dieſe Abänderung 
zu genehmigen. (Angenommen.) 

(5387.) St.⸗R. Tomola referiert über den Landesſchulraths— 
Erlaſs vom 28. Juni 1896, Z. 6361, betreffend die Einrechnung 
der vom Volksſchullehrer Ferdinand Naderer in ſeiner Eigenſchaft 
als definitiver Lehrer an der Männerſtrafanſtalt in Stein vollſtreckten 
Dienſtzeit und beantragt, auf dem ablehnenden Standpunkte zu ver— 
harren. (An genommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer übernimmt 
den Vorſitz.) | 

(5391.) St.⸗R. Tomola referiert über das Anſuchen des Lehr— 
mittelelubs im VII. Inſpectionsbezirke XIV., Prinz Karlgaſſe 7, um 
Bewilligung eines Betrages zur Deckung des durch die Ausſtellung 
entſtandenen Deficites und beantragt die Abweiſung. Angenommen.) 

St.-N. Hraba referiert über die Anſuchen um Ertheilung von 
Gehaltsvorſchüſſen. 

Die Referenten-Anträge werden angenommen. 

(5368.) St.⸗R. Hraba referiert über den Individualausweis 
über die anlässlich der Erweiterung des Hütteldorfer Friedhofes be— 
zogenen Wagengebüren und Zehrungsbeiträge und beantragt die 
Kenntnisnahme. (Zur Kenntnis.) 


5189.) St-R. Sebaſtian Grünbeck referiert über die Note 
der k. k. Dicaſterialgebäude-Direction vom 29. Februar 1896, Z. 753, 
betreffend die Parcellierung der ärariſchen Realität Einl.-Z. 1113 auf 
der Türkenſchanze in Ober-Döbling, XIX. Bezirk, und beantragt, die 
Bewilligung zur projectierten Theilparcellierung der bezüglichen Realität 
zu ertheilen. Die vom Arar angebotene Compenſation der von der 
Gemeinde zur Ergänzung der Grundabtretung bis zur Straßenachſe 
einzulöſenden Parcelle 888/6 mit dem gleichen Ausmaße des dem 
Arar zu entſchädigenden, weil über die geſetzliche Verpflichtung abzu— 
tretenden Grundes wird genehmigt. 

(Angenommen; puncto Grundcompenſation an den Ge— 
meinderath.) 


(5420.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über den Ver— 
kauf der Gras- und Grummetfechſung pro 1896 in der in der 
ehemaligen Gemeinde Ober-Sievering gelegenen Ried Zierleithen, Eat. 
Parc. 280, und beantragt, die dortige Gras- und Grummetfechſung 
nach einzelnen Partien, wie ſolche in der Natur bezeichnet ſind, gegen 
ſogleiche Barzahlung im Wege einer öffentlichen Feilbietung zu ver— 
kaufen. Mit der Ausführung wird das magiſtratiſche Bezirksamt für 
den XIX. Bezirk beauftragt. (Angenommen.) 
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(5445.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über das 
Project für den Canalbau in der Cottagegaſſe im XIX. Bezirke und 
beantragt die Genehmigung des Projectes mit dem bedeckten Koſten— 
erforderniſſe von 2558 fl. 27 kr. und die Bewilligung eines Zehrungs— 
beitrages von 1 fl. 50 kr. für den Bau-Inſpicienten. 

(Angenommen.) 

(5392.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über die Feſt— 
ſetzung der Canaleinmündungsgebür für die Realität XVII. Bezirk, 
Lascygaſſe 5, und beantragt, die normalmäßig berechnete Canal— 
einmündungsgebür für die bezeichnete Realität per 129 fl. 60 kr. 
im Sinne des Geſetzes vom 9. April 1894, L.-G.-Bl. Nr. 14, 
vorläufig auf die Hälfte, d. i. auf den Betrag von 64 fl. 80 kr. zu 
ermäßigen und die angeſuchte Ratenzahlung zu bewilligen. 

(An genommen.) 

(5304.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über die Felt: 
ſetzung der Canaleinmündungsgebür für die Realität XIX. Bezirk, 
Silbergaſſe 30, und beantragt: Die normalmäßig berechnete Canal— 
einmündungsgebür für die bezeichnete Realität per 228 fl. wird im 
Sinne des Geſetzes vom 9. April 1894, L.-G.-Bl. Nr. 14, vor⸗ 
läufig auf zwei Drittel, d. i. auf den Betrag von 152 fl. ermäßigt 
und die angeſuchte Ratenzahlung bewilligt. (Angenommen.) 

(5282.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über die Feſt— 
ſetzung der Canaleinmündungsgebür für die Realität XIX. Bezirk, 
Eroicagaſſe 11, und beantragt: Die normalmäßig berechnete Ca nal— 
einmündungsgebür für die bezeichnete Realität per 156 fl. wird im 
Sinne des Geſetzes vom 9. April 1894, L.-G.-Bl. Nr. 14, nach⸗ 
träglich auf neun Zehntel, d. i. auf den Betrag von 140 fl. 40 kr. 
ermäßigt. ( Angenommen.) 

(5196.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über die Feſt— 
ſetzung der Canaleinmündungsgebür für die Realität XVII. Bezirk, 
Paſchinggaſſe 6, und beantragt: Die normalmäßig berechnete Canal— 
einmündungsgebür für die bezeichnete Realität per 663 fl. 52 kr. 
wird im Sinne des Geſetzes vom 9. April 1894, L.-G.-Bl. Nr. 14, 
vorläufig auf die Hälfte, d. i. auf den Betrag von 331 fl. 76 kr. 
ermäßigt. Angenommen.) 

(5184.) StR. Sebaſtian Grünbeck referiert über die Ver— 
wertung des Düngers von den Pferden der ſtädtiſchen Feuerwehr— 
filiale im XVII. Bezirke und beantragt, das Anbot des Hauseigen— 
thümers Zengler, den Dünger für den Betrag von 3 fl. per 
Monat zu übernehmen, bis auf Widerruf zu genehmigen. 

Angenommen.) 

(4984.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über das An— 
ſuchen des Leop. Richter um Belaſſung der Sodawaſſer-Verſchleiß— 
hütte gegenüber dem Hauſe IX., Währingerſtraße 43, und beantragt, 
die Belaſſung unter der im Bezirksamts-Antrage enthaltenen Be— 
dingung zu genehmigen. ( Angenommen.) 

(5124.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über die Be— 
willigung eines Zuſchuſscredites zur Ausg.-Rubr. XXII 11 an⸗ 
läſslich der Trinkwaſſerzufuhr nach Dornbach und Neuwaldegg und 
beantragt die Bewilligung eines Zuſchuſscredites per 87 fl. 20 kr. 

(Angenommen.) 

(5226.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über Anſuchen 
um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband von Bewerbern aus 
dem XVII. Bezirke und beantragt die Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit an: 

Bareſch Joſefa, Drechslermeiſterswitwe; 

Gerneſch Wenzel, Schuhmachermeiſter; 

Leberl Eduard, Bäcker meiſter; 
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Wichtl Wilhelmine, Verſchleißerin; 

Paradeiſer⸗Titze Johann, Fleiſchſelcher und Realitäten⸗ 
beſitzer; 

Miynarif Anna, Cartonngearbeiterin; 

Schießling Matthias, Stellwagen-Conducteur; 

Saula Franz, Schuhmachergehilfe; 

Schuſter Leopold, Gemiſchtwarenhändler; 

Sapita Anton, Tabaktrafikant; 

Jahoda Karl, Tiſchlergehilfe; 

Langer Leopold, Decorateur; 

Klement Joſef, Schloſſergehilfe; 

Grimme Alois, Kanzleidiener; 

Wallner Georg, Hilfsarbeiter; 

Zimmel Franz, Hausbeſitzer und Wäſcheputzer; 

Mikſche Karl, Pflaſterergehilfe; 

Rundenſteiner Franz, Muſiker; 

Zimmer Karl, Schuhmachermeiſter. 

Außerdem wird dem Lerchner Ignaz, 
ſtändigkeit verliehen. 


(4968.) St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck referiert über das An— 
ſuchen des Ludwig Lawner um Baubewilligung für Aufſtellung 
eines offenen Schupfens auf der ſtädtiſchen Parcelle 1474/1, IX. Be— 
zirk, Schubertgaſſe, und beantragt die Beſtätigung der Baubewilligung. 

(Angenommen.) 

(5364.) St. N. Müſch referiert über das Offert des Karl 
Trittenbein auf Ankauf der Cat.⸗Parc. 280/2 Unter-M teidling 
und beantragt: 

Die Gemeinde Wien überläſst dem Karl Trittenbein zur 
Arrondierung ſeiner Bauſtelle Einl.-Z. 1249 Unter-Meidling den 
ſchraffierten Theil der im Verzeichniſſe für das öffentliche Gut in 
Unter⸗Meidling inneliegenden Cat.⸗Parc. 280 per 7˙934 m? um 
den Pauſchalbetrag von 143 fl., wobei der Käufer die Vertragskoſten 
und Übertragungsgebüren trägt. 

Der Kaufſchilling iſt binnen acht Tagen nach Berſtändigung von 
der Genehmigung dieſer Transaction fällig. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(5360.) St.-R. Büſch referiert über das Anſuchen der 
„Germania“, Leſe- und Redeverein der deutſchen Hochſchulen, um Er— 
mäßigung der Preiſe für das Thereſienbad und beantragt die Ab— 
lehnung. | j 

St.⸗R. Tomola beantragt die Gewährung einer Ermäßigung 
für alle Preiſe auf die Hälfte. 

StR. Purſcht beantragt die Überlaffung von 200 Stück 
Freikarten für die heurige Saiſon an vermögensloſe Studenten. 

Antrag Tomola abgelehnt. 

Antrag Purſcht angenommen. 

(5362.) St.⸗R. Büſch referiert über den neuerlichen Bericht, 
betreffend das Anſuchen des Karl Reichenſtorfer aus Inzersdorf 
bei Wien um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband, und beantragt 
die Verleihung der Zuſtändigkeit an denſelben gegen die Taxe von 10 fl. 

(An genommen.) 

(4439.) St.-N. Purſcht referiert über die Einrichtung einer 
Schneider- und Schuſterwerkſtätte für die Feuerwehr-Centrale und 
beantragt, den Magiſtrats-Antrag auf Genehmigung eines Zuſchuſs— 
credites zur Ausgabs⸗Rubrik XX 1 im Betrage von 1550 fl. 60 kr. 
mit der Einſchränkung zu genehmigen, dafs der Zufchufseredit nur in 
dem Ausmaße bewilligt wird, welches ſich nach Abzug der durch die 


Angenommen.) 
Taglöhner, die Zu— 
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Stellage-Offerenten im Protokolle vom 4. Juli 1896 angebotenen 
Preis reduction ergibt. ( Angenommen.) 

(5496.) St.-N. Braun referiert über die Anträge puncto 
eventueller proviſoriſcher Activierung des ſtädtiſchen Volksbades im 
XI. Bezirke, Geiſelbergſtraße (Wiener-Neuſtädter Canal), und beantragt, 
von der Activierung desſelben für das laufende Jahr gänzlich ab— 
zuſehen. 

St. R. Dr. Mayreder beantragt, den Magiſtrat neuerlich 
anzuweiſen, wegen Errichtung eines Volksbades im XI. Bezirke Vor— 
ſchläge zu machen. 

St.⸗R. Rißaweg beantragt, es ſolle im Hinblicke auf eine 
anhängige Eingabe des Vorſtehers des X. Bezirkes um Errichtung 
eines ſtädtiſchen Volksbades im X. Bezirke bei den Vorſchlägen darauf 
Bedacht genommen werden, daſs das zu errichtende Bad derart ſituiert 
wird, daſs beide Bezirke berückſichtigt werden können. 

Referenten-Antrag mit Zuſatz Dr. Mayreder-Nißaweg 
angenommen. 

(5248.) St.⸗R. Braun referiert über das Anſuchen des Anton 
und der Roſina Vielgrader um käufliche Überlaffung der zur 
Arrondierung ihrer Realität Cat.-Parc. 320/2, Einl.- Z. 316, 
Simmering, Braunhubergaſſe 2, im XI. Bezirke erforderlichen Grund— 
theile und beantragt die Genehmigung in dem Falle, als die Parteien 
ſich mit einem Betrage von 15 fl. per Quadratmeter, ſohin mit dem 
Geſammtbetrage von 96 fl. 75 kr. einverſtanden erklären. 

(Angenommen; eventuell an den Gemeinderath.) 

(5233.) St.⸗R. Braun referiert über das Anſuchen des Leopold 
Hanreiter, Gärtners im XI. Bezirke, um Verleihung des Bürger— 
rechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. Angenommen.) 

(5144.) St.⸗R. Braun referiert über das Anſuchen des Anton 
Bauer, ſtädtiſchen Gärtners, um Zuſtimmung zur Führung der 
Redactionsgeſchäfte der „Allgemeinen Gärtnerzeitung“ und beantragt 
die Geſuchsgewährung mit Beſchränkung auf die dienſtfreie Zeit und 
auf Widerruf. ( Angenommen.) 

(5225.) St.⸗R. Braun referiert über das Anſuchen des Karl 
und der Eliſabeth Wagner um käufliche Überlaſſung eines Theiles 
der Cat.⸗Parc. 1812, Einl.-Z. 38, Simmering, im Ausmaße von 
37:5 Us zum Preiſe von 25 fl. per Quadratklafter und beantragt die 
Ablehnung. (Angenommen.) 

(5191.) St.-R. Schreiner referiert über den Statthalterei— 
Erlaſs vom 16. Juni 1896, Z. 54860, puncto Zuſtimmung zu den 
Erweiterungsbauten bei dem k. k. Eliſabeth-Spitale (Tunnellierung der 
Goldſchlagſtraße) und beantragt, die von den Vertretern der Gemeinde 
Wien und des Wiener Magiſtrates abgegebenen Erklärungen nach— 
träglich zu genehmigen. 

SR. Seichert beantragt den Zuſatz, dafs ſich die Gemeinde 
durch die Zuſtimmung zu dieſen Herſtellungen der Rechte auf den 
Straßengrund ober- und unterhalb des Tunnelbaues in keiner Weiſe 
begibt. 

Referenten⸗-Antrag mit Zuſatz Seichert, welchem ſich Referent 
accommodiert, angenommen. 

(5361.) St.⸗R. Schreiner referiert über das Anſuchen des 
Franz Pawelka, Wäſchezuſchneiders im XV. Bezirke, um Herab— 
ſetzung der Zuſtändigkeitstaxe per 50 fl. und beantragt die Abweiſung. 

(Angenommeun.) 

(5273.) St.⸗R. Schreiner referiert über Anſuchen um Auf- 
nahme in den Wiener Gemeindeverband von Bewerbern aus dem 
XV. Bezirke und beantragt die Verleihung der Zuſtändig— 
keit an: 
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Schoupal Moriz, Ledergalanteriearbeiter; 

Seliger Wenzel, Amtsdiener beim Wiener Handelsgerichte; 

Oſswald Adolf, Bäckergehilfe; 

Zim mel Wenzel, Kutſcher; 

Schnopfhagen Johann, Bäckergehilfe; 

Metelka Wenzel, Schloſſermeiſter; 

Hoͤlzel Agidius, Maurer und Hausbeſorger; 

Grech Julius, Pfaidler; 

Brodsky Wenzel, Fabriksarbeiter; 

Wagner Otto, Uhrmachermeiſter; 

Venkrbec Anton, Drechslermeiſter; 

Howad Marie, Hausdienerin; 

Prudis Anton, Drechslermeiſter; 

Ligursky Johann, Geſchäftsführer; 

Schmied Franz, Herausgeber einer periodiſchen Druckſchrift; 

Bilek Francisca, Wirtſchafterin; 

Savrda Anton, Tiſchlergehilfe; 

Wurmetzberger Joſef, Fabriksarbeiter; 

Haas Barbara, Webvorrichterin; 

Kratochvil Anton, Schneidermeiſter; 

Fichtenbauer Eliſabeth, Bedienerin; 

Singer Franz, k. k. Sicherheitswach-Juſpector; 

Ziegler Karl, Spenglermeiſter. Angenommen.) 

(5451.) St.-N. Gräf referiert über das Offertverhandlungs— 
Ergebnis für die Reconſtruction der Heizung in der Schule XVI., 
Payergaſſe 18, und beantragt, die bezüglichen Arbeiten der Firma 
Hermann Heim I, Kohlmarkt 7, zu übertragen. (An genommen.) 

(5454.) St.⸗R. Gräf referiert über das Anſuchen des Franz 
Moſer um Bewilligung zur Herſtellung von drei gemauerten Pfeilern 
für das Gitter bei ſeiner Realität XVI., Liebhartsthalſtraße C.-Nr. 1180, 
und beantragt, die Bewilligung gegen Zahlung der durch die vom 
Gemeinderathe genehmigten Tarife vorgeſchriebenen Beträge von zu— 
ſammen 6 fl. 50 kr. zu ertheilen. ( Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger übernimmt den 
Vorſitz.) 

(5382.) St.⸗R. Gräf referiert über das Project für den Neu— 
bau des Canales in der Hyrtlgaſſe im XVI. Bezirke und beantragt, 
das vorgelegte Project mit dem veranſchlagten bedeckten Koſtenerforder— 
niſſe per 2331 fl. 30 kr., ſowie die Auszahlung des Zehrungsbei— 
trages von 1 fl. 50 kr. täglich an den Bauinſpicienten zu genehmigen. 

Angenommen.) 

(4515.) St.⸗R. Gräf referiert über die Pflaſterung der Fried— 
mann⸗ und Hellgaſſe bei dem Monumentalbrunnen im XVI. Bezirke 
und beantragt die Genehmigung. Das Pflaſter iſt aus alten Steinen 
herzuſtellen und ſind jene Steine zu verwenden, welche durch die 
Herſtellung des Holzſtöckelpflaſters vor dem Gemeindehauſe in der 
Neulerchenſelderſtraße gewonnen werden. Die Arbeiten ſind gleichzeitig 
mit der Herſtellung des letztgenannten geräuſchloſen Pflaſters auszu— 
führen, um die doppelten Transportſpeſen für die Steine zu erſparen. 
Für die Herſtellung wird zur Ausg.-Rubr. XXII 1 c ein Zuſchuſs— 
credit per 746 fl. 1 kr. bewilligt. 

(Angenommen; puncto Zuſchuſscredit an den 
Gemeinderath.) 

(5278.) St.⸗R. Gräf referiert über Anſuchen um Verleihung 
des Bürgerrechtes von Bewerbern aus dem XVI. Bezirke und beantragt 
die Verleihung des Bürgerrechtes an die Bewerber: 

Wyk Johann, Optiker; 

Leithner Georg, Meſſerſchmied; 


Baldia Joſef, Baumeiſter; 
Friſch Sebaſtian, Hufſchmied; 
Leithner Anton, derzeit Privat. 


(4982, 4983.) St.-N. Dr. Mayreder referiert über die 
Eingabe des Oſterr. Ingenieur- und Architektenvereines, betreffend 
Überprüfung des Entwurfes für den General-Regulierungsplan im 
I. Bezirke ſeitens einer Enquéte und beantragt die Wahl eines drei— 
gliedrigen Stadtraths-Comités; ferner beantragt Referent zur Berathung 
des Antrages des Gem.-Nathes Ritt. v. Neumann peto. Ein- 
berufung einer Commiſſion von Fachmännern zur überprüfung der 

Regulierungsprojecte für den I. Bezirk und den Stadttheil Schika— 
nederbrücke —Schwarzenbergplatz und Stadtpark die Wahl eines fünf— 
gliederigen Stadtraths-Comités. Das letzterwähnte Con ſoll das 
Recht haben, ſich durch Mitglieder des Gemeinderathes und durch 
außerhalb desſelben ſtehende Fachleute zu verſtärken. Angenommen.) 

In das erſtere Comité werden Bice-Bürgermeifter Dr. Lueger 
und die StR. Dr. Mayreder und Dr. Deutſchmann, in 
das zweite Comité die St.-R. Dr. Mayreder, Seichert, 
Hörmann, Dr. Wähner und Dr. Kupka gewählt. 


Angenommen.) 


(4250.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger referiert über die 
Entſchtidung des Miniſteriums des Innern vom 9. Mai 1896, 
Z. 12618, hinſichtlich des Recurſes der Gemeinde, betreffend das 
Baugeſuch der Oſterreichiſchen Gasbeleuchtungs-Geſellſchaft für Zubauten 
zum Gaswerke „Wienerberg“ im X. Bezirke, und beantragt die Er— 
greifung der Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof. 

( Angenommen.) 

(5426.) St.-N. Nißaweg referiert neuerlich über das An- 
ſuchen des Joſef Sucharipa um Baubewilligung für Einl. -Z. 142 
im IV. Bezirke, Favoritenſtraße, und beantragt nach Wiederaufnahme 
der Debatte, den Act vorerſt an den Magiſtrat zurückzuleiten, damit 
der Preis für den an Sucharipa behufs Ergänzung der Bau— 
ſtelle II abzutretenden Grund im Einvernehmen mit demſelben genau 
beſtimmt werde. Angenommen.) 

(5458.) St.-N. Dr. Wähner referiert über das Anſuchen des 
Profeſſors an der Gumpendorfer Communal-Oberrealſchule Dr. 
Guſtav Warmuth um Verſetzung an das Leopoldſtädter Communal— 
Real⸗ und Obergymnaſium und beantragt, dieſem Anſuchen vom 
Beginne des Schuljahres 1896/97 ſtattzugeben. Angenommen.) 

(5584.) St.⸗R. Dr. Wähner referiert über den Magiſtrats— 
bericht, betreffend Durchführung der Präſentation der neuernannten 
Lehrkräfte, und beantragt, in Abänderung des Stadtraths-Beſchluſſes 
vom 7. Juli 1896, Z. 5489, zu beſchließen, dass der k. k. n.-ö. 
Landesſchulrath erſucht werde, die Beſtätigung der erfolgten Präſen— 
tationen für alle Lehrſtellen derart durchzuführen, dafs die Anweiſung 
der Bezüge für dieſelben mit 1. Auguſt 1896 erfolgen könne. 

(Angenommen.) 

(5234.) St.⸗R. Dr. Wähner referiert über das Anſuchen des 
Alois Hentſchel, Gemiſchtwarenhändlers, IV., Starhemberggaſſe 3, 
um Bewilligung zur Anbringung einer Sonnenſchutzplache mit einer 
Ausladung von 1:60 m und beantragt, das Anſuchen ausnahmsweiſe 
zu gewähren. Te ( Angenommen.) 


(43 40.) St.⸗R. Dr. Wähner referiert über das Anſuchen des 
Julius Kohnberger durch Dr. Arthur Freund um Beſtimmung 
der Schadloshaltung für den bei dem Haufe Or.-Nr. 17 Wohlleben— 
gaſſe im IV. Bezirke zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grund 
im Ausmaße von 7241 m? und beantragt, die Schadloshaltung mit 
50 fl. per Quadratmeter zu beſtimmen. 
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St.⸗R. Seichert beantragt die Feſtſetzung eines Preiſes von 
35 fl. per Quadratmeter. 

Referenten⸗Antrag abgelehnt. 

Antrag Seichert angenommen. 

(5404.) St.-N. Rauer referiert über das Anſuchen des Eduard 
Tausky um Baubewilligung für Einl.-3. 117 in Hietzing, Gloriette— 
gaſſe 8 im XIII. Bezirke, und beantragt die Zugeſtehung der ange— 
ſuchten Bauerleichterung (Dach bodenwirtſchaftsräume) § 105, Abſ. 4, 
Punkt 5 Wiener Bauordnung. (Angenommen.) 

(5430.) St.⸗R. Rauer referiert über das Anfuchen des Johann 
und der Karoline Stangl um Baubewilligung für die Realität 
Einl.⸗Z. 1060 Penzing, Reinlgaſſe im XIII. Bezirke, und beantragt 
die Beſtätigung der Baubewilligung und die Genehmigung der beiden 
Riſalite von je 450 m? Länge und je 015 m Vorſprung, ſohin die 
Überlaffung des zu dieſen Vorbauten erforderlichen Straßengrundes 
per 1˙35 m? um den Pauſchalpreis von 15 fl. 

(Angenommen; puncto Grundüberlaſſung an 
den Gemeinderath.) 

(5425.) St.⸗R. Rauer referiert über den Verkauf der Ernte 
an grünen Nüſſen von den ſtädtiſchen Nuſsallcen im XIII. Bezirke 
und beantragt, dieſelbe der Marie Groß um den Betrag von 40 fl. 
käuflich zu überlaſſen. (Angenommen.) 

(5435.) Vice-Nürgermeiſter Dr. Neumayer referiert über 
das Anſuchen des Karl Löſinger, Auffehers der Stadtſäuberung, 
um Ertheilung eines vierwöchentlichen Urlaubes unter Belaffung feiner 
Bezüge und beantragt die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Nachrichten. 


Commiſſion für Verkehrsanlagen. 
18. Juli 1896. 


In der abgelaufenen Woche wurden bei der Ausführung der 
Wiener Verkehrsanlagen 8877 Arbeiter verwendet; hievon waren 5095 
beim Bau der Gürtel-, Vororte- und Wienthallinie der Stadtbahn, 
506 beim Bau des Schleuſencanales nächſt Nufsdorf, 3276 bei der 
Wienfluſs⸗ Regulierung beſchäftigt; außerdem ſtanden in Ver⸗ 
wendung: bei den Bahnbauten 232 Fuhrwerke und 21 Dampf⸗ 
maſchinen, beim Schleuſencanalbau 1 Fuhrwerk und 6 Dampf- 
maſchinen, bei der Wienfluſs⸗Regulierung 48 Fuhrwerke und 
29 Dampfmaſchinen. 


Approviſtonierungs- Angelegenheiten. 


Der tägliche Fleiſchmarkt. 
In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 12. Juli bis 18. Juli 1896. 
1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 
. . 226.588 kg (Davon aus Wien — 196.002, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 11.309; aus 
Oberöſterreich 33; aus Mähren 


Rindfleiſch 


— 5.051; aus Galizien — 12.597; aus 
Ungarn — 1.479; aus der Bukowina — 
117 aus Böhmen — —kg) 
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— ä ͤ—ꝛ—ꝛ 


— —— — — 


— X 2 


. . 21.979 kg (Davon aus Wien — 465; aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich 35; aus 
Oberöſterreich — —; aus Mähren — 
76; aus Ungarn — 62; aus Galizien 
— 21.341; aus der Bukow ina — kg) 


(Davon aus Wien — —, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — —; aus Galizien 
— 1.963; aus Ungarn — —; aus Mähren 
— —; aus der Bukowina — 393 kg) 


(Davon aus Wien — 29.840, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 2.389; aus 
Oberöſterreich — —; aus Böhmen — —; 
aus Mähren — 702; aus Galizien — 
5.452; aus Bosnien — — kg) 

.. 1.335 Stück (Davon aus Wien — 559, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — 3; aus Oberöſterreich 
— ; aus Mähren — 47; aus Galizien 
— 726; aus Ungarn — —; aus 
Steiermark —; aus Böhmen — Stück.) 


(Davon aus Wien 67, aus dem 
jonftigen Niederöſterreich — 12; aus Mähren 
— =; aus Galizien — 1; aus Ungarn 
— — ; aus Serbien — — Stück.) 


(Davon aus Wien — 152, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — 4; aus Mähren — 24; 
aus Galizien — 10; aus Ungarn — 13; 
aus Bosnien — —; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — —; aus Serbien — 
119 Stück.) 
(Davon aus Wien — 1; aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — — aus Galizien — —; 
aus Mähren — —; aus Ungarn — —; 
aus Steiermark — — Stück.) 

Die Zufuhren für den Approviſionierungs verein 
ſind bereits in den obigen Summen enthalten. 


2. Preisbewegung: 


Schaffleiſch 


. . 2.356 „ 


Schweinfleiſch . . 35.383, 


Kälber 


Schafe 


Schweine 


Lämmer 


J a Siedfleiſch von 25 bis 70 kr. per Kg. 
lg Roſtbraten u. Rieden „ 50 „ 90 „ „ „è 
Kalb fleiſchgog h r BE a ID: re 
Schaffleiſc h. „ A ae 
Schweinfleiſhch ee „ 
Kälber 75 30 75 60 „ „ „ 
Schafe r 7 40 7 50 nn 
Schweine , e e ee 
Lämmer „ — „ — fl. per Stück. 

Die Zufuhr an Fleiſchwaren war geringer als in der Vor— 


woche und geſtaltete ſich der Geſchäftsverkehr flau. Rindfleiſch 
wurde um 2 kr. billiger, Kälber um 4 kr. theuerer abgegeben, 
während die übrigen Fleiſchwaren vorwöchentliche Preiſe notierten. 


* * 


K 


Pferdemarkt vom 17. Juli 1896. 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 458 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 105 380 fl. per Stück. 
„ Schlachtpferde 20 — 70 „ 
Der Markt war lebhaft. 


** * 


* 
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Schlachtviehmarkt vom 20. Juli 1896 
(einſchließlich des Contumazmarktes vom 18. Juli 1896). 


1. Geſammtauftrieb: 5198 Stück, und zwar: 
Maſtvieh 3990, Weidevieh —, Beinlvieh 1208. 
(Darunter unverkaufter Reſt von dem vorwöchentlichen Donnerstag— 
markte: 493 Stück.) 


Dieſer Geſammtauftrieb zerfällt in: 


Ochſen 3948, Stiere 470, Kühe 780. 
(Davon waren Büffel 231 Stück.) 


Provenienz des Geſammtauftriebes: 
aus Ländern der ungariſchen Krone . 3759 Stück 
„ Galizien und der Bukowina. .. 751 „ 
„ dem ſonſtigen Oſterreich 688 „ 
„ dem Auslande 


2. Preisbewegung. 

a) Preis per 100 kg Lebendgewicht: 

J. Qualität von 30 bis 34 fl. (extrem von — bis 
N 5 
2 
29 
26 „ 
23 „ 


Ochſen 
„ H. 1 

„ III. 4 1 2 
Stiere . „ 23 „ 

Kühe . „ 20 

Büffel. „ 18 „ 
Beinlvieh,, 15 „ 23 „ 


b) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 21 bis 75 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts 
3. Verkauf. 


Angekauft wurden für Wien 
auswärts. 


2 


u N Inn —T 
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gehandelt. 


. 3488 Stück 
1443 „ 
Unverkauft blieben 257 „ 
Unverkauft für auswärts 10 „ 
Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 847 Stück 
weniger aufgetrieben. 
Bei flauer Kaufluſt ſind die Preiſe im allgemeinen unver— 
ändert geblieben; nur kleine von Landfleiſchhauern begehrte Ochſen 
haben eine Preisbeſſerung von ½ bis 1 fl. per 100 kg erfahren. 


* * 


* 
Preisbewegung an der Börſe für laudwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 18. Juli 1896. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 75—81 kg) von 6 ſl. 90 kr. bis 7 fl. 45 kr. 


Roggen ( " 77 1 M 71— 0 77 6 Mm 40 „7 6 D 8 " 
Gil ð⅛ðx2 ĩðâ er „ BO a 1 
EOS an er ĩ ↄ a ——ö 420 57090 
rr ee „ „ e, 10 
b) Mahlproducte. 
Gries FF von 11 fl. 50 kr. bis 12 fl. 50 kr 
u ı „ „ I 
Weizenmehl „„ „ „ 0 50 
Roggenmehlllll „ 7, — „ „ 1, 70, 
Weizen kle ie . HR. > 
Roggenkleie 4 „ 40 „ „ 4 „ 50 „ 
* * 
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Sin: und Durchfuhr von Klauenthieren aus Dalmatien und dem 
Occupationsgebiete nach und durch Niederöſterreich. 

Die k. k. n.⸗ö. Statthalterei hat unterm 11. Juli 1896, 
3. 64653 (M.⸗Z. 123626), Nachſtehendes kundgemacht: 

Mit Rückſicht auf den laut ämtlicher Nachricht befriedigenden 
Geſundheitszuſtand der Klauenthiere in Dalmatien findet die 
Statthalterei das mit ihrer Kundmachung vom 31. März 1896, 
3. 28677, angeordnete Verbot der Ein⸗ und Durchfuhr dieſer 
Thiere aus dem gedachten Gebiete nach und durch Niederöſterreich 
zu beheben. 

Unter einem wird zufolge Erlaſſes des hohen k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 7. Juli 1896, Z. 22359, im Hinblicke darauf, 
als laut ämtlicher Mittheilung in Bosnien die Maul- und 
Klauenſeuche gegenwärtig nur noch in mehreren Orten des Be— 
zirkes Glamos, in loco Zupaujac im Expoſitursbereiche 
Grahova des Bezirkes Livno und in dem Orte B.- Brod 
des Bezirkes Derveut vorkommt, und die Herzegowina derzeit 
vollkommen ſeuchenfrei iſt, das mit der eingangs bezogenen Kund— 
machung angeordnete Verbot der Ein- und Durchfuhr von leben— 
den Wiederkäuern aus dem Deeupationsgebiete nach und 
durch Niederöſterreich auf die Provenienzen aus den vorbezeichneten 
Bezirken eingeſchränkt. 

Das Verbot der Ein- und Durchfuhr von Schweinen aus 
dem Occupationsgebiete bleibt jedoch aufrecht. 

Übertretungen dieſer am 13. Juli 1896 in Kraft tretenden 
Kundmachung werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, beſtraft und kommen hiebei auch die Vorſchriften 
des § 46 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes und die hiezu er— 
laſſene Durchführungsvorſchrift R.-G.-Bl. Nr. 35 und 36 ex 1880 
in Anwendung. 


Städtiſches Lagerhaus. 


Vom 9. Juli bis 16. Juli 1896. 
Waren eingelagert. . 2.22 20. 72.419 Meter⸗Ceutuer 
„ ausgelagert 72.501 N 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
24.153 Meter⸗Centner. 
Lagerſtaud vom 16. Juli 1896: 268.396 Meter-Centner, und zwar: 
72.870 Meter⸗Centner Weizen, 6.788 Meter-Centuer Roggen, 


32.776 1 Gerſte, 16.848 x Hafer, 
70.324 ‚ Mais, 20.119 R Olſaaten, 
6.796 * Mehl u. Kleie, 4.031 Wein, 
32.470 Zucker, 1.196 Hektoliter a 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,282.845 fl. öſt. Währ. 


Bunbewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den J. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 16. Juli bis 20. Juli 1896: 


Für Neubauten: 

II. Bezirk: Werkſtätten, Leithaſtraße, 1 5 und 12, Gruppe R, von 
Anton und Anna Feiſck yl, Rothe Löwengaſſe 9, Bauführer 
Dehm & Olbricht 65305 

Haus, Linnégaſſe, Bauſtelle 3, Gruppe R, Einl.-Z. 1007, 
von Franz Berger, Erzherzog Karlplatz 14, Bauf führer 
J. Breinößl (5347). 


. „ 
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III. 


XVII. 


XVIII. 


XIX. 


XIII. 


XVII. 


XVIII. 


2 — 


Bezirk: 
”„ 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 
XIII. 


Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 


„Bezirk: 
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Haus, Dietrichgaſſe, Einl.⸗Z. 252, von Anna Dolezal, 
Brigittenauerlände 4, Bauführer J. Dolezal (5322). 
Haus, Kolonitzaſſe 2, von Eduard und Heinrich Wilhelm, 

Marxergaſſe 4, Bauführer F. Gutmann (5324). 
Haus, Stumpergaſſe 26, von Emil Wehle, Kolingaſſe 9, 
Bauführer J. Fichtinger (5348). 5 


Haus, Mariahilferſtraße 13, von Joſef und Rudolf Schu⸗ 


6329) Schmalzhofgaſſe 22, Bauführer Adolf Langer 

Haus, Lerchenfelderſtraße 44, von Karl Hö randuer, Wall- 
gaſſe 29, Bauführer J. Freitag (5343). 

Dreiſtöckiges Wohnhaus, Gaudenzdorf, Bendlgaſſe, Einl.- 
Z. 1341/1347, Parc. 70/12, 70/13, von Johann Barta, 
Bauführer R. Reichel, Baumeiſter (21937). 

Dreiſtöckiges Wohnhaus, Gaudenzdorf, Kobingergaſſe 3, Einl. 
Z. 309, von der J. Bierbrauerei-Actiengeſellſchaft, 
Bauführer ? (22385). 8 

Wächterhaus, Penzing, Einl.⸗Z. 885, Cat.⸗Parc. 616 /7, von 
Gottfried Alber, Stadtbaumeiſter (22362). 

Gartenhaus, Ober⸗St. Veit, Eiul.⸗Z. 753, Einſiedeleigaſſe, 
Parc. 586/4, von Franz Dworzak, Bauführer Franz 
Peydl, Maurermeiſter (22364). 

Stallgebäude, Penzing, Einl.-Z. 854, Miſſindorfſtraße 45, 
von Aung Spillar, Bauführer Rudolf Demski, Maurer— 
meiſter (22576). 

Hernals, Dorubacherſtraße 55, von Helene Baumgruber, 
Neuwaldeggerſtraße 2, Bauführer H. & F. Glaſer 
(25825). 

Erbauung eines Adminiſtratiousgebäudes, Herſtellung einer 
Stützmauer mit Staketengitter, Pötzleinsdorf, Ecke der 
Scheibenberg- und Parkgaſſe, von Franz R. v. Neumann, 

VIII., Piariſteugaſſe 13, Bauführer 2 (23246). 

Villa, Ober-Döbling, Blaasſtraße, Einl. -Z. 984, von Lili 
Stammann, Colloredogaſſe 4, Bauführer Victor Fiala 
(14652). 


Für Umbauten: 


Wohnhaus, Baumgarten, Linzerſtraße 238, von Eliſe Forſter, 
Bauführer J. Schaufler, Maurermeiſter (22809). 


Für Zubauten: 


Hoftract, Jahngaſſe 25, von Georg Haslebner, Bauführer 
Ed. Schätz (5309). 

Scheuer, Ober-St. Veit, Stock im Weg, Parc. 808, von 
Joſef Weidmann, Bauführer Frauz Abel, Stadtbau— 
meiſter (22428). 

Bleiguſsherd, Baumgarten, Linzerſtraße 221, von der Accumu— 
latoren-Fabrik, Bauführer O. Laske, Stadtbanmeifter 
(22433). 

Backſtube, Breitenſee, Breitenſeerſtraße 36, von Joſef und 
Marie Stift, Bauführer L. Zatzka, Stadtbaumeiſter 
(22544). 

Dreiſtöckiger Seitentract, Rudolfsheim, Lehnergaſſe 1, von 
Adolf und Katharina Ruſtler, Bauführer E. Schwarzer 
(20438). 

Dreiſtöckiger Quertract, Rudolfsheim, Goldſchlagſtraße 56, 
von Alexander und Anna Slama, Bauführer Leopold 
Höfer (20440). 

Hernals, Zwerngaſſe 7, von Julius Schuſter, Dorubacher— 
ſtraße 95, Bauführer H. & F. Glaſer (25881). 

Stall- und Remiſengebäude, Währing, Kreutzgaſſe 60, von 
Anton Preßinger, Lacknergaſſe 100, Bauführer Leopold 
Klima (23248). 


Für Adaptierungen: 


Friedrichſtraße 6, von Heinrich Ohrner, Baumeiſter (5267). 

Siebenbrunnengaſſe 32, von Georg Olmann, Bauführer 
E. Schätz (5342). BE 

Kolonitzgaſſe 2, von Eduard und Heinrich Wilhelm, 
Marxergaſſe 4, Bauführer F. Gutmann (5324). 

Alſerſtraße 13, von Anna Höß, Bauführer Leop. Scherer 
(5300). 

Kolingaſſe 9, von Heinrich Ohrner, Baumeiſter (5268). 

Eichenſtraße 16, von Alexander Stärk, V., Hundsthurmer— 
ſtraße 105, Bauführer? (21843). 

Roſaliagaſſe 17, von Auguſt Wild, ebenda, Bauführer Joſef 
Hartl, Baumeiſter (22064). 

Fabriksgaſſe 2, von der Commune Wien, Bauführer? 
(22071). 

Breiteufurterſtraße 157, von Johann Scho wanetz, ebenda, 
Bauführer M. Weilgony, Maurermeiſter (22499). 

Rudolfsheim, Braunhirſchengaſſe 35, von Alois Heigl, 
XIV., Schönbrunnerſtraße 60, Bauführer Heinrich Staud 
(20439). 

Rudolfsheim, Sturzgaſſe 7, von Ferdinand Bauer, XIII., 
Auhofſtraße 169, Bauführer A. Ziegelwanger (20602). 


XV, 


„ 


XVI. 


XVII 


VII. Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 
i Bezirk: 


Bezirk: 


„Bezirk; 
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Bezirk: 


„Bezirk: 


7. 
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„Bez ek: 


Bezirk: 
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Fünfhaus, Schönbrunnerſtraße 40, von Schmidt, Bau— 
führer Arnold Fries (15868). 

Fünfhaus, Herklotzgaſſe 23, von Katharina Heilegger, 
Bauführer Aug. Altmann (15916). | | 

Neulerchenfeld, Koppſtraße 72, von Leopold und Wilhelmine 
Wittmann, Bauführer Kovarik (35808). 

Heruals, Weidmanngaſſe 28, von Johann Doot, Schumanu⸗ 
gaſſe 59, Bauführer Joſef Schmatera (25918). 


Hernals, Hauptſtraße 90, von Anna Zalaudek, Joörger⸗ 


ſtraße 45, Bauführer Karl Haas (26100). 
Währing, Leitermeyergaſſe 25, von Ludwig und Katharina 
Horvath, ebenda, Bauführer Friedrich Bayer (23247). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 


Schupfe, Obere Donauſtraße (Steinlagerplatz), von der Stadt 
Wien, Bauführer 2 (5254). 

Greiſeneckergaſſe 10, von Helene Sommer, Bauführer A. 
Schleſak (5308). | 

Keſſelhaus, Matzleinsdorferſtraße 44, von Alois Karlik, 
Bauführer H. Ohrner (5278). 8 

Rohrcanal, Neubaugaſſe 29, von C. Dabertrow, Bau— 
führer Gebrüder Audreae (5291). N 

Abort und Canalanlage, Grünberggaſſe 13, von Gabriele 
Seder, ebenda, Bauführer Johann Neuwirth, Maurer— 
meiſter (22236). 

Veranda, Kleßlplatz 5, von Franz Siller, ebenda, Bau— 
führer? (22500). 

Photographiſches Atelier, Fünfhaus, Neubaugürtel 39, von 
Johann Auer nomine Auna Ferbus, XVI., Ottakriuger— 
ſtraße 126, Bauführer Wenzel Treſter (15935). 

Mauer, Hernals, Calvarienberggaſſe 65, von Marie Bau— 
mann, Calvarienberggaſſe 67, Bauführer Karl Haas 
(26124). 

Canaliſierung, Sievering, Sieveringerſtraße 77, von Eduard 
Jereke, ebenda, Bauführer E. Spieß (14760). 


Für Stockwerks⸗Aufſetzungen: 


VII. Bezirk: Kaiſerſtraße 42, au Brüder Asriel & Farchy, Bauführer 


J. Ev. Hattey (5272). 


Geſuche um Vekannkgabe der Vaulinie wurden überreicht: 
II. Bezirk: Leithaſtraße, Bauſt. 5 und 12, Gruppe R, von Anton und 


XII. 


Bezirk: 
Bezirk: 
” 


n 


„Bezirk: 


Bezirk: 


”„ 


Auna Feiſchl, Rothe Löwengaſſe 9 (5304). 

Beudlgaſſe, Einl.-Z. 1341, 1347, Parc. 70/12, 70/13, von 
Johann Barta, Arndtſtraße 74 (22497). 

Wohnhaus, reſpective Wächterhaus, Penzing, Einl.⸗Z. 885, 
Parc. 616,7, von Gottfried Alber (22361). 

Unter-St. Veit, Einl.⸗Z. 89, Parc. 152,2, Conſer.⸗Nr. 97, 
von Magd. Lacker (22674). 

Baumgarten, Quaiſtraße, Einl. -Z. 244, Parc, 290/3, von 
Emilie Drechsler (22918). 

Unter⸗St. Veit, Einl.⸗Z. 140, Parc. 142, 124,2, 125, 124/1, 
124/83, 246,4, von Emilie Drechsler (22919). 

Breitenfee, Einl.-Z. 302, Cat.⸗Pare. 256, von Siegmund 
Pick (22370). 


Haus, Hernals, Calvarieuberggaſſe 65, von Marie Bau— 


mann, Calvarienberggaſſe 67 (26123). 

Ober-Döbling, Blaasſtraße, Einl.-Z. 984, von Lili Stam— 
mann (14651). 

Nuſssdorf, Boſchſtraße, Einl.⸗Z. 510, Parc. 82/23, von Iguaz 
Adler (14803). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
VI. Bezirk: 


Magdalenenſtraße 42, von J. Köll, Stadtbaumeiſter (5346). 


Gewerbeaumeldungen vom 13. Juli 1896. 


(Fortſetzung.) 


Popp Suſanua — Milch Verſchleiß — XIII., Auſchützgaſſe 73. 

Rohrleitner Regine — Milchmeierei — X., Hardtmuthgaſſe 61. 

Strauſs David — Milch- Verſchleiß — X, Leibnitzgaſſe 15. 

Ziperzik Marie — Milch⸗ und Gebäck-Verſchleiß — VIII., Langegaſſe 4. 

Rabl Cäcilie — Naturblumen - Verſchleiß im Umherziehen — X., Leeb— 
gaſſe 58. 

Glöckler Auna — Plaidlerin — III., Hohlweggaſſe 29. 

Hlavfa Wenzel — Schuhmacher — XVII., Roſenhügelgaſſe 14. 

Bösbauer Karl — Schul-, Gebetbücher⸗, Kalender-Verſchleiß ꝛe. — XVII., 
Geblergaſſe 32. 


Knöbl Wilhelmine — Schul, Gebetbücher-, Gebete-, 


Kalender⸗ und 


Heiligenbilder-Verſchleiß — VII., Neuſtiftgaſſe 18. 
Löwy Ferdinand — Schul-, Gebetbücher-, Kalender- und Heiligenbilder— 
Verſchleiß — VII., Mariahilferſtraße 124. 
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Gewerbeaumeldungen vom 14. Juli 1896. 


Fellner Marie — Breunmaterialien⸗Verſchleiß — IX., Fuchsthallerg. 8. 
Meßer Hermaun — Börſegeſchäftebetrieb — J., Börſegaſſe 1. 

Tuſchak Laura — Damenkleidermacherin — II., Krummbaumgaſſe 1. 
Joſefik Franz — Drechsler — XVI., Koppſtraße 56. 

Schleiffer Moritz — Drechsler — XVI., Hasneritraße 134. 

Skulina Leo — Eier⸗ und Vermiſchtwarenhandel — XVI., Neulerchen— 


felderſtraße 88. 
Stadik Auna — Fiaker⸗Couceſſion, Lic.⸗Nr. 118 und 324 — XVI., 
Liebhardtgaſſe 2. 
Hammerſchmidt Mathilde — Fiſch-Verſchleiß — II., Große Schiffg. 15. 
Schmid Leopold — Fleiſchhauer — VI., Mariahilferſtraße 15. 
Bauer Wilhelm — Fleiſchſelcher — IX., Mülluergaſſe 3. 
Koiésala Karl — Friſeur — XII., Breitenfurterſtraße 92. 
Roth Michael — Friſeur und Raſeur — XVI., Neulercheufelderſtr. 64. 
Vukovich Johaun — Gaſt- und Schankgewerbe — XVI., Bruuneug. 23. 
Thomas Karl — Geflügel- und Marktvictualieu-Verſchleis — XVI., 
Brunnengaſſe 27. 
Ruſics Barbara — Geflügelhandel — XVI., Rothemühlgaſſe 5. 
„Dolezal Johaun, Firma: Joh. Dolezal, Joh. Mik; Langs Nachfolger — 
Gemiſchtwarenhandel — IX., Lichtenthalergaſſe 1. 
Wagner Moriz, Firma: Wagner & Sohn — Gemiſchtwarenhandel — 
II., Untere Augarteuſtraße 34. 
Herzig Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Löhrgaſſe 2. 
Hradetzky Bertha — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Ackergaſſe 7. 
Kuoll Emilie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Hahngaſſe 18. 
Matal Fraucisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Nuſsdorferſtr. 58. 
Muchna Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Lazarethgaſſe 30. 
Pomeranz Iſidor — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Fuchsthallerg. 5. 
Lanzet Baruch — Gold- und Silberwaren-Verſchleiß — IX., Waſag. 28. 
Weinhardt Karl — Großfuhrwerk — XIX., Billrothſtraße 3. 
Herzfeld Bernhard — Handelsagentur — II., Novaragaſſe 38 a. 
Maher Arthur, Firma: J. Mayer & Sohn — Holzhandel — IX., 
Mülluergaſſe 33. | 
Matzke Kunigunde — Kaffeeſiederin — X., Heubergerſtraße 15. 
Schrom Karl — Kaffeeſieder — VI., Engelgaſſe 2. 
Braunias Franz — Kalkhandel — XVI., Lerchenfeldergürtel 43. 
Zeidler Prokop, von — Kauf-, Verkauf- und Tauſchvermittlung von 
Realitäten — III., Reunweg 65. 
Schöckl Georg — Kleinfuhrwerk — XII., Wertheimſteingaſſe 15. 
Atzler Thereſia — Kunſtblumen-Erzeugung — XVI., Hasnuerſtraße 63. 
Schödl Joſefine — Kunſtblumen-Erzengung — IX., Säulengaſſe 6. 
Preuner Joſef — Marktfierant — XVI., Grundſteingaſſe 7. 
Söldner Thereſe — Marktfierautin — IV., Klagbaumgaſſe 3. 
Hetzel Marie — Maſſeurin — IX., Pramergaſſe 8. 
f DR Friedrich Wilhelm — Metallwarenagentie — VI., Königsegg— 
gaſſe 9. 8 
| Langhammer Rudolf — Metallſchläger — XII., Pachmüllergaſſe 20. 
Reich Regina — Naturblumen-Verſchleiß — IX., Währingerſtraße 72. 
Stokſa Aung — Obſt⸗, Grünwaren und Gebäckfeilbieten im Umherziehen 
— XVI., Neumayergaſſe 6. 
Weichſel Emil, Weichſel Fanni — Optiker — I., Kohlmarkt 20. 
Glückſelig Cäcilie — Papier-, Schreib- und Zeichenrequiſiten-Verſchleiß 
11 5 nicht an eine Conceſſion gebundenen Druckſorten — VI., Magdalenen— 
traße 61. 
Pflügler Rudolf — Papierſäcke-Erzeugung — XVI., Thaliaſtraße 106. 
Kronberger Guſtav — Pfeidler — II., Jägerſtraße 43. 
Rotter Ferdinand — Plaidler — III., Hohlweggaſſe 20. 
Stolbert Ferdinand — Pfaidler — IX., Seegaſſe 10. 
Zigainer Sophie — Pfaidlergewerbe — J., Wollzeile 5. 
Stadlmann Anna — Pflaſterergewerbe — III., Schimmelgaſſe 12. 
Diamant Pauline — Prägerei von Monogrammen, Wappen, Siegelmarken 
auf Briefpapier, Couverts, Karten und Correſpoudenzen — IX., Schlickgaſſe 3. 
Brandt Peter — Schloſſer — IX., Kinderſpitalgaſſe 3. 
Schuſter Karl — Schloſſer — IX., Hahngaſſe 31. 
Kuderfaletz Matthias — Schneider — IX., Servitengaſſe 21. 
Zglobieki Johann — Schneider — IX., Dietrichſteingaſſe 6. 
Heß Joſef — Schuhmacher — XVI., Thaliaſtraße 19. 
Czeloth Karl — Spengler — II., Darwingaſſe 22. 
Broz Karl — Tiſchler — XIV., Kolingaſſe 11. 
Bartl Joſefa — Victualien-Verſchleiß — X., Senefeldergaſſe 42. 
Köhler Sophie — Victualienhaudel — XIV., Pereragaſſe 28. 
Müller Bertha — Victualien-Verſchleiß — XVI., Koppſtraße 50. 
Gauguſch Julius — Weinverſchleiß in geſchloſſenen Flaſchen und Ge— 
binden — XVI., Schellhammergaſſe 8. 
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Kapral Amalia — Weißnäherin — I., Steindlgaſſe 4. 

Zitterbart Marie — Wildbret, Geflügel⸗ und Fiſchhandel — VI., 
Eßterhäzygaſſe 25. = Pa 3 | 

Steger Eliſabeth — Wirtin — X., Quellengafie 84. 

Frey Matthias — Wohnungs- und Geſchäftslocalitäten⸗Reinigung — J., 
Fleiſchmarkt 9. PIE | | ’ u 
Di.rnböck Joſef — Zeitungs⸗Verſchleiß — XVI., Liebhardtgaſſe 23. 

Grye Joſef — Zimmermaler — VI., Garbergaſſe 14. 

Gump Anton — Ziergärtuer — XIX., Sandgaſſe 31. Eh 

Kopecky Thereſia — Yuderbäderwaren-Berjdleig — XIX., Döblinger 
Hauptſtraße 57. 978 et | RE RN 5 
Rauſch Genovefa — Zuckerbäckerwaren⸗ und Canditen-Verſchleiß — IX. 
Sechsſchimmelgaſſe 1. g | 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 15. Juli 1896. 


Poſluſchny Eduard — Bäcker — X., Simmeringerſtraße 173. 

Reif Johaun — Bautiſchler — X., Erlachgaſſe 51. 5 

Speidel Chriſtian — Bauunternehmer — XIX., Silbergaſſe 15. 

Kölbl Karoline — Dameunkleider macherin — III., Hauptſtraße 125. 
Spitzer Guſtav, Spitzer Erneſtine, Spitzer Wilhelm, Roſenberg Leopold 
Roſeuberg Ida — Damenkleidermachergewerbe — J., Kärnthnerring 12. 

Wobeſer Bertha v. — Damenkleidermachen- und Schnittzeichnen-Lehr⸗ 
anſtalt — II., Taborſtraße 66. | 

Sperber Etelka — Dampfkeffel- Erzeugung — II., Marchfeldſtraße 1. 

Berger Jakob — Decken- Verſchleiß — I., Salzgries 5 a. 

Kerſchbauer Eliſe — Dienſtvermittlung — J., Gluckgaſſe 3. 

Jovicie Sava — Friſeur und Raſeur — XVIII., Urbangaſſe 4. 

Kaiſer Alois — Futteralmacher — X., Simmeringerſtraße 178. 

Harringer Stephan — Gaſtwirt — I., Tiefer Graben 16. | 

Koller Johann — Gafthauspächter — XVII., Schumanngaſſe 88. 

Reznik Johann — Gaſtwirt — II., Kaiſer Joſefſtraße 31. 

Thanheuſer Joſef — Gaſtwirt — IX., Garniſonsgaſſe 3. 

Zdimal Joſef — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XII., Zeleborgaſſe 20. 

Hirſch Hiazinthe — Gemiſchtwaren⸗ Verſchleiß — J., Kärnthnerſtraße 29. 

Sorer Max — Gemiſchtwaren-Verſchleiß ohne Petroleum — IV., 
Margarethenſtraße 45. | 

Wodak Simon — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Schönbrunnerſtr. 1. 

Ziegler Anton — Handſchuhmacher — XVIII., Hans Sachsgaſſe 4. 

Juran Joſef — Herrenkleidermacher — XVII., Hernalſergürtel 5. 

Millie Jakob — Herreuwäſche-Erzeugung — II., Große Schiffgaſſe 10. 

Trantina Johann — Kleidermacher — IX., Seegaſſe 5. 

Holzinger Anna — Kleinfuhrwerk — II., Gerhardusgaſſe 40. 

Pyka Auna — Kleinfuhrwerk — XVIII., Rötzergaſſe 27. 

Stemmer Karl — Kleiufuhrwerk — XVIII., Gürtelſtraße 7. 


Langenau Anton — Kinderſpielwaren-Erzeugung und Cotillouorden⸗, 
Lampions- und Transparenten-Verſchleiß — X., Columbusgaſſe 12. 
Jilek Emauuel — Kölner Accumulatorenwerke, Gottfried Hagen — 


VI., Köſtlergaſſe 15. 

Schmid Joſef — Leichenwaren-Verſchleiß — XVIII., Maynollogaſſe 7. 

Kriegbaum Heinrich — Mechauiker — VI., Theatergaſſe 8. 

Ruppe Paul — Mechaniker — IV., Kettenbrückengaſſe 20. 

Kirmayer Julius — Mehl-, Grieß- und Preſshefe-Verſchleiß — VIII., 
Strozzigaſſe 42. 

Auf Thereſia — Milch- und Gebäck-Verſchleiß im Umherziehen — X., 
Haiuburgerſtraße 60. | 

Bittner Joſef — Milchmeier — XVII., Mayßengaſſe 3. 8 

Spitzer Guſtav, Spitzer Erneſtine, Spitzer Wilhelm, Roſenberg Ida, 
Roſenberg Leopold — Modiſtengewerbe — J., Kärnthuerring 12. 

Haedke Alfred — Naturblumenhandel — J., Bräunerſtraße 3. 

Schmidt Anna — Papier⸗Verſchleiß — XII., Roſaliagaſſe 7. 

Spitzer Erneſtine, Spitzer Guſtav, Spitzer Wilhelm, Roſenberg Leopold, 
Roſenberg Ida (Firma G. & E. Spltzer) — Pfaidlerei — I., Kärnthuerring 12. 

Waldmann Juliana — Pfaidlerei — VI., Mariahilferſtraße 31. 

Stieber Roſalia — Puderquaſten-⸗Erzeugung — III., Haiuburgerſtr. 35. 

Lichtenſtern Siegmund — Roſshaar⸗Verſchleiß und⸗Verkauf — II., Lilien⸗ 
brunngaſſe 1. 

Adamec Johann — Schuhmacher — XVII., Maißengaſſe 11. 

Holub Joſef — Schuhmacher — X., Herndlgaſſe 6. 

Kamenik Franz — Schuhobertheil-Erzeuger — X., Wielandgaſſe 19. 

Niell Karl — Schuhmachergewerbe — IV. Preſsgaſſe 4. 

Parizek Johann — Schuhmacher — IV., Leibenfroſtgaſſe 6. 

Retzl Norbert — Selchwaren-Verſchleiß — XV., Schönbrunnerſtraße 40. 

Wolf Francisca — Selchwaren-Verſchleiß — X., Columbusgaſſe 65. 

Pleiner Franz — Sonn und Regenſchirm⸗Erzeugung — VI., Brückeng. 10. 

Klimt Franz — Taſchner — VI., Gumpendorferſtraße 114 a. 

Czermak Franz — Teppichmonteur — I, Schönlaterngaſſe 7. 

Haſchek Joſef Auguſt — Thierhandel — XV., Schönbrunnerſtraße 17. 

Nemeéik Franz — Tiſchler — II., Brigittaplatz 17. 

Veſely Anton — Tiſchler —. XVII., Paſchinggaſſe 6. 

Blau Leopold — Trödler — XVIII., Schumanngaſſe 46. 

Habermann Marcus — Victualien-Verſchleiß — X., Herndlgaſſe 14. 

Schafarik Leopold — Wäſcheputzerei — XVII., Rötzergaſſe 39. 

Klimeſch Francisca — Weißnäherin — XVII., Schumanngaſſe 57. 
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Gewerbeaunmeldungen vom 16. Juli 1896. Seite 
Lonker Ludwig — Bronzewaren-Erzengung — VII., Burggaſſe 124. 16. Gem. ⸗Rath Sauerboru, betreffend Eröffnung der Erlachgaſſe 
Reichmaun Alois — Buchhandel — IV., Hauptſtraße 20. Ii e Beziie ͤ— 2222 22 . 891 
Hauer Iſidor, Hauer Julius, Hauer Stephan — Cond'toreiwarenhandel 17. Gem.⸗Rath Schrabauer, betreffend Anwendung von Metallic- 

II., Circusgaſſe 33. 8 18 ne 165 2 5 betreff 5 7 a ur Br © 5 f „ „ 891 
aekel Richard — Eiſeumöbel-Er Frits n Tea Gem.⸗Rath Hallmann, betreffend Numerierung der Unteren 

1 15 0 zeugung, fabriksmüßig — IL, Franzens Bräuhausgaſſe im V. Bezirtdtkk e 892 
Löhner Johaun — Fleiſchſelcher — VII., Burggaſſe 81. Referate: 

Haisl Ludwig — Friſeur und Raſeur — XVIII., Währing⸗Weinhauſer⸗ 19. Gem.⸗Rath Hörmann, betreffend Ehrenpreis für die k. k. priv. 
ſtraße 86. Schützencompagnie St. Pölten 892 
Merinsky Joſef — Fragner — Rothehofgaſſe 17. 20. Derſelbe, betreffend Zuſchuſscredit zur Rubrik XII 4 d 
Müllner Joſef — Garderobier am Trabrennplatze — k. k. Prater 244. anlässlich Renovierungen im Gemeindehauſe IX. Bezirk, Wäh⸗ 

„K. k. l. b. Wien⸗Reindorfer Spiritus⸗ und Preſshefefabrik von Max ih ff,, ee ge 892 
Springer, Firmainhaber Guſtav und Alfred Freiherr v. Springer — Gaſt— 21. Gem.⸗Rath Dr. Mayreder, betreffend Detailproject für die 
und Schankgewerbe — XIV., Prinz Karlgaſſe 17. Wienflufsregulierung vom Schikauederſtege bis zum Donaucanale 892 


Narik Johann — Geflügelhandel — XII., Tivoligaſſe 35. 22. 


Derſelbe, betreffend Project für den rechten Hauptſammel— 
Albrecht Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Blindengaſſe 27. : 


canal von der Poſtgaſſe bis zur Staatsbahnbrüde. . . . . 896 


Arnold Bernard — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Blumauergaſſe 10. 23. Gem.⸗Rath Weitmaun, betreffend Erhöhung der Geſammt⸗ 

Brady Alois — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Brigittaplatz 18. koſtenſumme für die Feuerwehr-Stallocalitäten im neuen Amts- 
Hradil Matthias — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VIII., Lerchengaſſe 5. ee e e 899 

Jokel Auna — Gemiſchtwaren-⸗Verſchleiß — VI., Haydugaſſe d. 24. Gem.⸗Rath Dr. Wähner, betreffend Bezüge der proviſoriſchen 
Berlitzer Guſtav — Getreide⸗Commiſſionshandel — I., Franz Joſefsquai 1. Lehrkräfte für die Ferienmonate 18oc00h0ũ-—— 899 

Fiſch Ignaz — Getreide⸗Commiſſionsgeſchäft — II., Cireusgaſſe 15. 25. Derſelbe, betreffend Krankenverſicherung für die ſtädtiſche 
Lukſchanderl Thereſia — Kaffeeſiederin — III., Kegelgaſſe 5. ff,. wre 900 

Dinauer Johann — Kleiufuhrwerk — V., Hundsthurmerſtraße 27. 26. Der ſelbe, betreffend Subvention für das Wiedener Kinder— 
Haug Eliſabeth — Kleinfuhrwerk —. III., Hetzgaſſe 24. Qarten t,, ee 904 

Poſch Leopold — Kleinfuhrwerk — XVIII., Kloſtergaſſe 19. 27. Gem.⸗Rath Riſſaweg, betreffend Situierung der neuen Kirche 
Schmidt Walpurga — Kunſtblumen⸗Erzeugung — XII., Bendelgaſſe 17. St. Anton v. Padua im X. Bezirkkt e.. 904 

Lazansky Adolf — Manufacturwaren-Verſchleiß — XVIII., Czermakg. 5. 28. Gem.⸗Rath Dr. Kupka, betreffend Subvention für die Erſte 
Valentini Jakob — Marmorinduſtrie — II., Circusgaſſe 8. Kinderbewahranſtalt im X. BezirkeeMT:ete::: 90⁵ 

Esberger Leopold — Milch- und Gebäck Verſchleiß — XII., Mendelg. 1. 29. Gem.⸗Rath Gräf, betreffend Zuſchuſscredit zur Rubrik XXII Ic 

Schneider Joſef Franz — Milch-Verſchleiß — II., Leopoldsgaſſe 15. anläſslich Pflaſterung um den Monumentalbrunnen in der 
(Das Weitere folgt.) Friedmann- und Hellgaſſe, XVI. Bezirke 905 

30. Vornahme von Wahlen in das Curatorinm des zu errichtenden 

N Joſefine v. Königswarter'ſchen Kinderſpitales; — in die Bau⸗ 

. Jnhalt: Seite deputation; — in die Specialcommiſſion zur Leitung des kek. 
Gemeinderath: technologiſchen Gewerbemuſ eum mw 905 

Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des 31. Gem.⸗Rath Fiedler, betreffend Subvention für das Handels- 

Gemeinderathes vom 17. Juli 1896. gremium Hernals (für deſſen Fortbildungsſchu le))... 905 
Juhalt: 32. Verkündigung des Wahlreſultates für die sub 30 genaunten 
Mittheilungen des Vorſitzenden: (0 qꝓÄq)A . ĩðVK 8 906 
1. Dane des Gem.⸗Rathes Dr. Fochler wegen Feru— M Behhlufs- Protokoll der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathe⸗ 
eibennns een ee £ 887 vom 17. Juli 1896. 
2. Beurlaubung der Gem.⸗Räthe Dr. Pommer, Tomanek, i 
Migl und Dr. Richter; Bekanntgabe der Beurlaubung der Inhalt: . 
Gem.⸗Räthe Braun, Sebaſtian Grünbeck und Stiaßny .. 887 1. Gem.⸗Rath Tomola, betreffend Guadengabe für Johaun 
3. Spende der Juliana Weiner für die Armen Wiens von 500 fl. 887 Halbhubeeernrn᷑» 906 
4. Stiftung der verſtorbeuen Frau Ida Weber v. Wienheim 2. Derſelbe, betreffend Erhöhung der Gnadengabe für Marie 
per 1000 fl. zur Bekleidung armer Schulkinder in Hietzing .. 887 Fohleut ner: 906 
5. Spende der Anna Holzinger per 20.000 fl. für den Wiener 3. Derſelbe, betreffend Abfertigung für Sophie Kreiſer 906 
Verſorgungsfond und per 30.000 fl. zu einer Stiftung für 4. Derſelbe, betreffend Bürgerrecht an Joſef Ullrich 906 
Kleingewerbetreibendeũknæin 887 5. Der ſelbe, betreffend Verleihung der doppeltgroßen goldenen 
6. Spende des verſtorbenen Herrn Kellermann per 50.000 fl. Salvator⸗Medaille au Alexander Krenn 906 
für wohlthätige Zweckeek 887 6. Derſelbe, betreffend Perſonalzulage für Karl Kraft, Franz 
7. Widmung von 1000 fl. für das Deutſchmeiſter⸗Monument ſeitens Ricker und Johann Schm idee. 906 
Sr. Excellenz des Herrn Nikolaus Du m bag 887 7. Derſelbe, betreffend Bürgerrecht an Dr. Anton Kauer .. 906 
Einlauf: 8. 1 Baar betreffend gnadenweiſe Dienſtzeitanrechnung in 
Mori Narttohon * g ; Ir lin Kahenf erk en 
N „ 15 Sonlicher>, > ve Bezirkes um quartalsweiſe ; 9. Derſelbe, betreffend Gnadengabe für Suſanne Fifcher . 906 
Vorſchreibung der Erwerbſteueerr e 888 10. Gem.⸗Rath Dr. Ri beireffend Verlei h 
9. Petition des Brigittenauer Wählerclubs um Creierung einer Gem. 155 103 nn . 2 le nn großen as 
Armenraths-Section in der Brigittenau (überreicht vom Gem. goldenen Sa ee en vl u Thierſchutzberein 906 
Rathe Müller; P . 888 11. Gem.⸗Rath Dr. Mahreder, betreffend Ehrengeſchenk an Johaun 
10. Petition der Standbeſitzer in der Markthalle um Herabſetzung n Hermannek, Ferdinand Nagl und Karl Wolff.... 906 
des Zellenzinſes ꝛꝶ e!ree t 888 u. Be a Juli 1896 
11. Petition des Gabelsberger Stenographeuvereines um ausſchließ— Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 10. Juli 1895. 906 
liche Zulaſſung der Gabelsberger-Stenographen in das com⸗ Allgemeine Nachrichten: 
munale Stenographenbureau (überreicht vom Gem.-Rathe Dr. Commiſſion für Verkehrsanlaggen?8sssssss 910 
Por ze Be ee Be 88 Approviſionierungs⸗Angelegenheiten: 

JInterpellationen: ö Täglicher Fleiſchmarkt vom 12. bis 18. Juli 18hhhjet hh. 910 
12. Gem.⸗Rath Proſchek, betreffend Beſpritzung von Straßen Pferdemarkt vom 17. Juli 18oyuua·iuii jj. 910 
| im XV. Bezirtrttt ee FFC 890 Schlachtviehmarkt vom 20. Juli 18 9h -⸗ u 911 

Anträge: i Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche Producte in Wien 
13. Gem.⸗Rath Dr. Stern, betreffend Umwandlung der noch zu dom d ii d ⅛ð y a ae 911 

begebenden Obligationen in 3½% Obligationen. 890 Ein⸗ und Durchfuhr von Klauenthieren aus Dalmatien und dem 
14. Gem.⸗Rath Lehofer, betreffend Übernahme der Straßenſäube— Occupationsgebiete nach und durch Niederöſterreich . .... 911 
rung in allen Bezirken in eigene Regie. . q. 891 Städtiſches Lagerhaun sse 911 
15. Gem.⸗Rath Rauer, betreffend Tramway-Verbindung von der Baubewegung: 
Remiſe Rudolfsheim nach Baumgarten über die Linzerſtraße Geſuche um Baubewilligungen vom 16. Juli bis 20. Juli 1896. . . 911 
und eine Omuibus-Verbindung von der Linzerſtraße in die GewerbeaumeldungessssssssSss 912 
ieee fr ee 891 Kundmachungen. 
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